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STEIN ALS MARSCHALL DES ERSTEN 
WESTFÄLISCHEN PROVINZIALLANDTAGS 

Kabinet s-Order an Stein 
St. A. 

Erne11111111g zum Landtagsmarschall. 

Potsdam, 17. Mai 1826 

Ich habe Mich bewogen gefunden, Sie zum Landtags Marschall des be­
vorst eh enden ersten Westphälischen Provinzial Landtages zu ernenn en. 
Indem I ch Ihnen solches hiermit eröffne, wünsche Ich, dass Sie in dieser 
Ernennung einen Beweis Meines Vertrauen s erkennen und deshalb die 
Ihnen übertragene Stelle gern übernehmen mögen . 

Vincke an Stein Busch , 18. Mai 1826 
St. A. - Vollst. gcdr. bei Kochcndörffcr n. n. 0. S. 95 {. 

( Tocl der Frau vori Vinckc. Landtagsfähigkeit Cappcnbergs . Landwirtscliaftliche 
Frageri.) Der T ermin der Eröffriung des 1. westfälischen Provi11ziallarultages. Vi11ckes 
'Vorschläge für die E rnen11u11g des Landtagsmarschalls . 

. . Nach einer offiziellen Eröffnung hat der König bestimmt, dass die 
Eröffnung des Landtages schon im Sommer stattfinden soll. Der Minist er 
von Schuckmann hat mir indessen die tröstlich e Versicherung gegeben , 
dass es ihm hoffentlich gelingen werde, einen Ausstand bis H erbst zu 
b ewirken. Auch habe ich b ei Einreichung eines Finalbcrichts mit der 
Liste der Erwählten noch besonders bemerkt, wie eine frühere Eröffnung 
es unvermeidlich machen werde, sehr viele Stellvertreter einzuberufen, 
was besonders im zweiten Stande sehr unangenehm sein werde. 
Nachschrift. Noch bemerke ich , dass von mir der Form wegen neb en 
Euer Excellcnz auch Graf Mcrveldt und Graf Mcngcrsen 1) zum Land­
tagsmarschall vorgeschlagen , jedoch dabei dringend befürwortet worden , 
dass nur in Ihnen sich die Eigen schaften vereinigt finden , welch e das 
wicht ige Amt fordert und welche allein den Erfolg zu verbürgen ver­
mögen. 

1) \Vilh. Bruno (bis 1816 Freiherr , dann) Graf von Mengersen, H err auf Rheder (1777-
1836), preuss. Kammerherr. Auf dem er st en westfäljschen Landtag war er Leiter des 
Ausschusses für landwirtschaftliche Fragen. 
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Stein an Caroline von Humboldt Nassau , 20. Mai 1826 
Archiv Schloss Tegel 

Die Aussclimiickung des grossen Saals irl Cappenberg. Philhellenismus Steins. 

Gute Wünsche fiir ihre Wiederherstellung. 
Ihr Urteil über H errn Stilke 1 ) b est ätig t mich in dem Vor satz, den Saal 
nicht in Fresco mahlen zu lassen , sondern ihn mit Öhl Gemählden auszu­
zieren . - Erst eren habe ich diesen m einen Vorsatz schon im Anfang 
April wissen lassen. Differenzen mit Stilke wegen Verrechnung seiner 
erhaltenen Vorschüsse. 
Ein anderer Zweifel entstand hey mir, oh es vernünftig sey, in meinem 
69. J ahr und h ey dem, so Gott will, nicht entfernten Ende meines L eh en s 
eine so kostbare Anlage zu machen . .. Cui bonum? Wie mein Nachbar etwas 
ungrammatikalisch sagt . Wer weiss, wohin m eine Töchter h eurathen. 
Die Sach e h at ausser der ökonomischen aber auch eine andere Seite, eine 
rein egoi. ti ehe, es ist eine angen ehme Beschäft igung für den einsamen 
Alten. Die Verzierung des Saals und der Umgebung und Belebun g der 
Wissenschaft und Kunst durch Beyträge und Best ellungen ziemt den 
Wohlhabenderen und Gebildeteren. 
Entscheiden Sie nun, meine verehrte Freundin, was soll ich thun, was 
halten Sie unter den gegebenen Umständen m einer Lage für angem essen? 
Soll ten Sie für die Ausführung stimmen , so würde sie in der Art ge­
scheh en müssen , wenn ich m eine Finanzkräfte prüfe, 
1) dass zwey Bilder ... 1828 ... abgeliefert würden . Hierzu würde ich 
die Schlacht durch Kolbe 2) und die Ver sammlung des Reichstags und 
die Verhandlungen des König. mit den versammelten Fürst en und 
Rittern durch Schnorr wählen 3) . 

2) Das Bild, so den Bau und die Befestigung der Städte darst ellt, würde 
im Jahr 1829 und 1830 ausgeführt, hiezu fände sich unterdessen ein 
anderer Künstler in Berlin, Münch en oder Rom, zum Beispiel Begasse 4), 

Vieth 6) , vielleicht Schadow 6). Mir haben die Arbeiten von Ruhl aus 

1 ) S. oben S. 365 f. 2) S. oben S. 364. 3 ) S. oben S. 365. 
4) Karl J osef Begas, der sich selbst zeitweilig Bcgasse schrieb, geb. 1794, gcst . 1854. Ein 
begabter Maler, ohne eigene sclbstiindige Riclllung und daher sehr wandlungsfähig. Von 
der französischen Schule ausgehend , kam er unter dem Eindruck der Boissereeschen 
Sammlungen unter den Einfluss der alldeutschen Malerei, schloss sich dann in Rom 
(1822- 1825) ganz den Nazarenern an, sp ii ter den Romantikern im engeren Sinne des 
Wortes. Seit 1826 lebte er in Derlin, wo eine Reihe seiner best en Bilder als Altargemiildc 
(Garnisonskirche in Berlin und in Potsdam, Dom in Berlin) hängen. Er behandelte bibli­
sche und historische Stoffe, ausserdem war er noch Port.rätnrnlcr. Von seinen 4 Söhnen 
sind alle der bildenden Kunst treu geblieben , der bekannteste von ihnen ist Reinh. Begas, 
der Schöpfer zahlreicher für das Zeitalter des Wilhelminismus ausscrordcntlich bezeich­
nender Denkmäler . 
.:;) Gemeint ist wahrscheinlich Vcith und zwar entweder J oh . Veit, der Bruder von Philipp 
Veit (s. Bd. V. S. 417, Anm. 3), oder Joh. Phil. Veitb (1769-1835), vielleicht auch Miene! 
Vcith (1799- 1846), der kurz zuvor a us llnlien zurückgekommen war . 
6

) S. oben S. 365. 
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Cassel 1) gar nicht gefallen. ~un bitte ich Sie, meine verehrte Freundin, 
über die Sache zu entscheiden und mir Ihre Meynung zu eröffnen , die 
für mich ein Gesetz seyn wird. 
Ich sehe, Ihr H err Gemahl hat sich al? Philhellene mit einem Beytrag 
erklärt. Ich habe mich auf Graf Capodistrias Veranlassung zu einem 
jährlichen Beytrag von vierhundert Franken auf fünf Jahre verbindlich 
gemacht . .. 
Zu der glücklichen Entbindung Ihrer Frau Tochter 2) wünsche ich Ihnen 
Glück, wenn ich gleich lieber einen Sohn gesehen , ein solcher ist dies 
und jenseits des Weltmeers zu brauchen, ein Mädchen ist eine sehr 
heimische Pflanze. 

Stein an Gagern Nassau, 21. Mai 1826 
Gogem'schcs Arcl1iv. Schloss Ncucnhiirg. Gctlr. Cugcru n, o. 0. I V. S. 180 

Einladung nach Nassau. 

Immediat-Schreiben Steins an Friedrich 
Wilhelm III. 
St. A. Konzept 

Dank für die E m em11mg zum Landtagsmarschall, 

Nassau, 23 . Mai 1826 

Mit ehrfurchtsvollem Dank nehme ich die mir von E. K. M. unter dem 
l 7ten May allergnädigst übertragene Stelle eines Landtag Marschalls 
bey dem bevorst ehenden Westphälischen Landtage an als einen Beweis 
des Allerhöchst en Vertrauens und werde mich nach meinen wenigen 
Kräften ernstlich bestreben, ihm möglichst zu entsprechen. 

Stein an Vincke Nassau, 23. Mai 1826 
St, A. Konzept 

Teilt ihm seine E m e11nu11g zum Landtagsmarsdwll mit, sowie seine Ucberriahme 
dieser Stellung. „Dn ich vernehme, dass der Lnndtng erst im November wird ein­
berufen werden, so ist die nöthige Zeit vorhanden, sieb zu den zum Vorlrng bestimm­
ten Gcgcnstündcn gehörig vorzubereiten und nuch zu erwarten, duss sümtlich c 
Abgeordnete sich einfinden werden." 

1
) S. oben S. 365, Anm. 2. 

2
) Cnroline von Bülow, dritte Tochter Gabrieles von Bülow geb. Humboldt (s. oben 

S. 61 , Anm. 1), geb. 27. Februar 1826, unverh. gest. 1887. 

25 
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Stein an Rochow Nassau, 24. Mai 1826 
Cch. Stnntsnrchiv Dcrlin. Rcp. 92, Rocbow 

Ucbertragrmg des Landtags-Marschall-Amts an Stein. Gründe fiir seine Annahme 
der Stellurrg, u. a. „Anhänglichkeit an mein sclbstgewähltes Vaterland", sowie die 
Ueberzwgurig von der Bedeutung der fostitutio11. Hauptaufgaben der Landtags. 
1. Ei11fiihru11g der Städte-Ordnung in den westlichen Provirrzen Preussens. Vorschliige 
Steirrs }ri.r eine R evision der Städte-Ordnung ( Versc11ärf1111g der B edingungen für de1i 
Erwerb des Bürgerrechts, Neuordnung des Verhältnisses von Magistrat und Stadt­
verordneten). 2. Schaffung einer ländlichen Kommu11al-Orcl111mg. S tein befürwortet 
stärkste Anlehnung an die alt1vestfiilischen Einrichtungen. 3. Einschrä11lm11g der 
Gewerbefreiheit. 

Durch eine Cabinets Ordre dd. 17. m. c . ist mir die Uebertragung der 
Stelle eines Landmarschalls für den b evorst ehenden Westphälischen 
Landtag b ekannt gemacht, ich habe sogleich d. 23. m. c. m einen Dank 
S. M. dem König abgestattet und den Auftrag als einen Beweis des 
Allerhöchsten Zutrauens angenommen. Meine Anhänglichkeit an das 
König haus, an mein sclbstgewähltes Vaterland und meine Ueberzeugung 
von der Wohlthätigkeit des landständischen Instituts ist zu gross, als 
dass ich einen Augenblick hätte Bedenken getragen, mich bereitwillig 
zu erklären, und dass ich nicht alle m eine Kräfte anwenden sollte, um von 
meiner Seite zu seiner Benutzung, Entwicklung und Befestigung mit­
zuwürken und auf diese ·Art zur R ealisirung der edlen Absichten des 
Königs als Stifters und S. K. H. des Kronprinzen als Beschützer s und 
leitenden Genius dieser Institution beyzutragen. 
Zu den wichtigst en Gegenständen , womit sich der Landtag beschäftigen 
wird, gehört nach meiner Meynung die Städte Ordnung. Da die Bürger­
schaft gewisse bedeutende Corporations Rechte erhält, nicht mehr ein 
Aggregat nebeneinander wohnender Handwerker , Nahrungstreibender, 
Tagelöhner ist, so muss man auf eine zweckmässige Zusammensetzung 
der Bürgerschaft bedacht seyn, auf religieuse Sittlichkeit, Angesessen­
h eit, Wohlhabenheit. Nur mit dieser Eigenschaft versehene Individuen 
können stimmfähige Bürger bey Wahlen scyn. Um gewählt zu werden, 
wird ein höherer Grad von Vermögen erfodert. Das Eindringen des 
Pöbels in die Bürgerschaft und in die Stellen muss verhindert werden, 
und dieses ist um so wichtiger, da er in den Fabrik Städten Bielefeld, 
I serlohn, Altena (E lberfcld, Cöln, Aachen in den Rheinprovinzen) so 
zahlreich und zum Theil roh ist. 
Die Stellung der Stadtverordnet en zur Bürgerschaft und zum Magistrat 
ist ein zweyter sehr wichtiger Gegenstand. Die Gränzen der Befugnisse 
des letzteren gegen die Stadt Verordnet en sind schwankend, die Mittel 
zur wechselseitigen Einwürkung fehlen, sie stehen schroff gegen ein­
ander. Die Stadt Verordnet en müssen allerdings Selbstständigkeit 
haben, sonst wird aller Gemeingeist getötet, alle Einwürkung ihrer Ein­
sichten auf die öffentlichen Angelegenheiten vernichtet oder wenigsten s 
gelähmt. Dagegen muss zwischen b eyden Instituten eine wech selseitige 
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Einwürkung stattfinden, sie kann entst ehen , wenn der Magistrat ent­

weder durch einen in der V crsammlung der Stadt V crordnet en ersch ei­

nenden Abgeordnet en seine Anträge an sie machen lässt oder wenn in 

solchen Fällen ein paar Mitglieder des Magistrats in der Versammlung 

der Stadt Verordnet en mitzustimmcn b erechtigt sind, in solch en Fällen 

nämlich , wo der Magistrat über bedeutende Gegenstände Anträge zu 

mach en hat. 
Sehr zu wünschen wäre es, dass den in der Stadt F eldmark stark Be­

güterten, wenngleich Auswärtigen , das Bürgerrecht b eygelegt würde. 

E s sind n ämlich in Westphalen die m eist en Städte entstanden durch 

Ansiedlungen um Hauptkirch en , z. B. Mün. t er, oder um Burgen und 

durch Einverleibung ganzer Dörfer in diese Ansiedlungen. Daher kömmt 

es, dass adlichen Gütern bedeutende Theilc der Stadt F eldmark ge­

hören ... 
Mit der Städte Ordnung sollte man in Westphalen zugleich die ländliche 

Communal Ordnung in das Leben treten lassen, Sie b estand bis 1806 .. 

unter dem Nahmen von Erbentagen , Kirch spielstagen und würde, in 

das Leb en gerufen, die gegenwärtige Französisch e Communal Ordnung 

verdrängen , deren Folge ist die kostbare unnötige Burgemeist erey, 

Mairien , der überwiegende Einfluss der Nahrungstreibenden, das Zu­

rückdrängen der Grundbesitzer oder Bauern. 
Gegen die unbeding te Gewcrbefreyheit, die das Anhäufen eines unsit t­

lichen , last erhaften Gesindels begünstigt, die Handwerks Ehre unter­

gräbt, hat man sich im In und Ausland au sgesproch en, in Bayern z. B. 

hat man ein ganz passendes Gesetz erlassen. H. Stadt Rath Knoblauch, 

der mich im verflossenen Jahr in Cappenberg b esu chte, hat über diesen 

Gegenstand sehr v erständige Ansichten, ich b esorge aber , bey der zu­

künftigen Bearbeitung des Gewerbe Polyzey Gesetzes wird die Meynung 

der Doctrinärs das Ucb ergewicht erlangen, wenn man ihnen nicht 

Männer beyordnet , die weniger einseitig sind. 
Persönliche A ngelegenheiten. 

Vincke an Stein Münst er , 1. Juni 1826 
St . A. - Vollst. gcdr. Kochcndörffcr u. u. 0 . S. 97 f. 

Freude und B efriedigung über Steins Ememm11g zum Landtagsmarschall. Sicht 

darili eine Bürgschaft für den Erfolg der La11dtagsverha11dlu11ge11. 

Keine erfreulich ere Kunde hätte mir werden können als die durch Euer 

Exccllcnz vcrehrlich e Benachrichtigung vom 23. v. M. mir gewordene 

von Hochdcrselben Ernennung zum Landtagsmarschall , die so schnell 

mir sclb t unerwarte t war 1). Mein sehnlichst er Wunsch findet darin 

seine Befriedigung, und ich bin nun nicht nur b eruhigt über den Er­

folg des erst en Landtages, sondern zugleich überzeu gt , dass der gute 

1) Vgl. dazu noch den Glückwunsch Spiegels vom B. Juni 1826, gedr. Perlz a. a. 0 . VI, I. 

s. 240. 
25* 
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Geist, welch er auf demselben sich aussprechen und ausbilden wird, auch 
über alle folgenden sich ausdehnen werde . Auch ist die Freude über 
diese Ernennung allgemein und versichert Euer Excellcnz, dass ehren­
volles Vertrauen Ihnen überall entgegenkommen wird. 
Privatnachrichten zufolge ist beim Könige wirklich darauf angetragen, 
die Eröffnung erst im Spätherbst zu bestimmen. 
Hoffentlich halten Sie Wort, im Juli nach Cappcnbcrg zurückzu­
kehren. 
Sehr dankbar erkenne ich auch die Versicherung Euer Excellenz Teil­
nahme an memcm grossen Schmerze 1) ••• 

Stein an Spiegel Nassau, 9. Juni 1826 
Preuss. Stnntsurcbiv Milnstcr. Nnchlnss Spiegel 

Die llu1iptp1u1ktc der ßerat1mg des bcuorstehe11den westfälischen Landtages. Andere 
politische 'Tagesfragen. 

In dem Antheil, welchen E. Erzbischöfliche Gnaden an der mir ge­
schehenen Uch crtragung der Stelle eines Land Marschalls n ehmen, und in 
der ArL, wie Sie diesen Antheil ausdrücken, erkenne ich den alten seit 
so vielen Jahren in so mannigfachen Verhältnissen bewährten Freund, 
sein Urthcil ist zu nachsichtig, seine Erwartungen zu gespannt. 
Die königlichen Proposit ionen werden die Ablösungs Ordnung, Ein­
führung der Städte Ordnung, Gewerbe Polyzey, Handel Beschränkungen 
betreffen , auch die Freyh eit der Rheinschifffahrt, alles Gegenstände 
von der grössten Wichtigkeit. - Ich hätte sehr gewünscht, über diese 
Gegen stände mich mit mehreren verständigen Männern in den grossen 
Städten der Rheinprovinzen zu besprechen und zu berathen , da sie ein 
allen Provinzen gemeinschaftliches Interesse b etreffen , und bitte ich 
daher E . Erzbischöfliche Gnaden, Dero Aufmerksamkeit ihnen auf einige 
Augenblicke zu widmen. 
Mit grosscm Unwillen Vernehme ich, dass Fürst Hatzfeld 2) sich um die 
Landtags Marschallst elle in den Rheinprovinzen b ewirbt, er ist durchaus 
dazu unfähig und ihrer unwürdig, durch Unwissenheit, Flachheit und 
ein der Frivolität, Niederträchtigkeit und der gemeinen lntriguc gewid­
met es L eben , durch seinen dummen Geld und Adel Stolz wird er die 
übrigen Stände kränken und erbittern. 
Zu wünschen ist es, dass die Wahl auf den Fürst en von Neuwied 3) und 
Graf Spee 1) falle , b eydes rechtlich e, achtbare Männer -
Man schreibt von Frankfurt, der König von Bayern habe nach München 

1) Vinckes Gattin, Eleonore von Vincke, war am 13. Mai 1826 gestorben. 
2 ) Der durch sein Versagen bei der Besetzung Berlins lß06 bekannte Fürst .Ludw. v. H atz-
feld , damals preuss. Botsch after in Wien . Vgl. Bd. III. S. 273 u. unten S. 482. ; 
3) Fürs t Aug. von Wied-Neuwied (gcst . 1836). 
4 ) Franz Adum Jos. Anton Graf von Spee (1781- 1839). 
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als Professoren der n euen Universität Arndt und Görrcs 1) berufen -
haben Sie hiervon etwas gehört ? 
Ich freu e mich sehr, E. Erzbischöfliche Gnaden bald in Ems zu sehen -
noch m ehr, würden Sie m ein demüthiges Dach in Nassau b esu chen. 
Das Erzbischöflich e Circular über die Wallfahrten finde ich in seinem 
Inhalt und seinem Ausdruck ganz vortrefflich , ernst, würdig, eine kirch ­
liche Sprach e, den Missbrauch auf eine schonende Art untergrabend . 
E. Erzbischöflichen Gnaden Beschwchrden über das Departement der Er­
ziehung und Cultus sind sehr gegründet. 
Für die fernere Unterstützung der Quellen Schriftst eller empfangen 
Sie m einen innigst en Dank . . . 

Wilhelm von Humboldt an Stein Tcgcl, 25. Juni 1826 
St. A. 

Die Aussclwiüclcung des cappcnbcrger Saales. P ersönliche Angelegenheiten Hum­
boldts. Sein Gut in Schlesien und die Lage des dortigen Grossgrundbcsitzcs. 

Ich schreibe Ihnen, verehrungswürdigst er Freund, heute eigentlich im 
Namen meiner Frau, die durch ihre leider noch immer wiederkehrenden 
rheumatischen Schmerzen ganz gegen ihren Willen, da ihr das Schreiben 
an Sie eine so angenehme Beschäftigung ist, am eigenen Schreiben ver­
hindert wird. Ich benutze für mich selbst mit grosscm Vergnügen diese 
Veranlassung. Denn Sie können gewiss glauben, theuerst e Exccllenz, 
dass ich mich unendlich oft in Gedanken mit Ihnen beschäft ige und nur 
nicht regelmässig schreibe, weil gerade die Dinge, über die ich mich am 
liebst en mit Ihnen unterhielte, für Briefe zu weitläuftig und nur fü r das 
lebendige Gespräch gemacht sind, in dem man Ideen leich t und schnell 
austau scht. 
Ueber die Verzierung Ihres Saales ist meine Frau der Meinung, die, 
wie aus Ihrem Briefe h ervorgeht, ja auch schon Ew. Excellenz eigene 
ist . Sie hält es Ihrer L age, Ihrer Stellung und vor allem Ihren Gesin­
nungen angemessen, dass Sie etwas so b edeutendes für die Kunst thun, 
und als einen Beweis, dass man so etwas in solchen Umständen thun 
muss, hinterlassen. Durch den Ort, wo Sie es thun, und durch die Wahl 
der Gegenstände verbindet es sich mit Ihren individuellsten Ansichten, 
und es liegt wirklich etwas Edles, Schönes, Ihrer vor allen andern 
Würdiges darin, so wie Sie auch in Nassau gethan haben, Privatwoh ­
nungen nicht bloss n ach Bequemlichkeit und Mode mit vergänglichem 
Schmuck, sondern mit dauernden Kunstwerken, zum Ausdruck tiefer 
Gefühle oder zum Andenken an grosse Ereignisse auszustatten. L assen 
Sie also k einem Zweifel Raum. In einem J ahre st eht der Saal vollendet 
da, und der Himmel wird einen Mann wie Sie, der, solange er lebt, vielen 
zum Trost und zur Kräftigung dasteht, noch viel länger als diese wenigen 
.Tahre erhalten. ' 
i) Görrcs erhielt einen Ruf !nnch München , Arndt nicht. Vgl. Görrcs' Brief nn Stci11 
vom 4. März 1827. 
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Hienach ist m eine Frau ganz der Meinung, dass Sie sogleich das Bild 
von Kolbe beginnen lassen, nämlich die Schlacht, und fragt nur an, 
ob Sie sie ermächtigen, es b ei diesem Maler für 1500 Th .... zu best ellen? 
Soviel sie kann, wird sie dann durch ihren und andern Einfluss für die 
Güte der Ausführung sorgen .... 
\Vir leben seit einigen Wochen hier und würden , ohne die immer noch 
schwankende Gesundheit meiner Frau, ungetrübt h eiter und glücklich 
seyn ... Sie hat zwar eine so en glische Geduld und eine so unzer störbare 
Geist esklarheit und H eiterkeit , dass man im Gespräch oft ihr Leiden 
nicht b emerkt. Aber es ist doch nur zu sicher vorhanden und unter­
gräbt doch die Kräfte . Ich hoffe indessen von Ihrer ursprünglich en , so 
äusser st guten Constitut ion, clic sich auch j etzt noch bewährt. Ohne diese 
Hoffnung einer wirklichen H erst ellung würde mein Leb en , clas immer , in 
allen öffentlichen und Privat Verhältnissen , innig mit dem m einer Frau 
verbunden gewesen ist und seyn wird ... unendlich trüb seyn. 
Sie erwähnen , theure Excellenz, meine Wirtschaftsbemühungen in 
Schlesien 1). Die hat nun aber kein grosscr Erfolg gekrönt. Das 
müsst e indes immer [ ?] scyn, wenn nicht clie ganze Provinz so litte . 
Man sieht eben jetzt die verderblichen Folgen eines Creditsyst ems ohne 
Amortisation. Die Generation der 70er und 80er Jahre in Schlesien 
hat die jetzige in eine Schuld gestürzt , die, fast ohne Ausnahme, j eden 
Rittergutsbesitzer nur zum Eigenthum der Hälfte des Nominellen, viel­
leicht auch nur des Viertels und Achtels des jetzigen wahren Werth es 
seines Gutes macht. J edes Gut h at nun eine fast unablösliche R ente 
auf sich . , . Daraus kann nur gänzlich er Ruin vieler und Kraftlosigkeit 
in Absicht der Geldmittel bei fast a llen nöthigen Cultur . . . 2) für die 
Provinz entstehen , und das Uebel ist kaum zu heilen ... . 
Ich beschäftige mich zwar nun mit Dingen, die von diesem und allem 
Praktischen durchaus fern liegen , weil es immer m ein Grundsatz gewesen 
ist , dem Praktisch en nur dann Zeit zu widmen , wenn man au ch praktisch 
eingreifen kann . 
Allein in Gedanken und Gefühlen nehme ich an allem, was vorgeht, 
ununterbrocbnen Antheil uncl würde mich oft gern mit Ihnen darüber 
besprech en. Sehen wir Sie nicht im Winter wenigst en s in Berlin? 

Ste in an Gräfin Reden Nassau, 29. Juni 1826 
Prcun . Stuntsnrchiv B rcs1au 

Prinz Wilhelm von Preussen. Das Kronprin zenpaar. Grossfiirstin Maria v. W eimar. 
Die Dehabristerwerschwöru11g . 

Sorge um die Gesimdheit der Frau von R eden . 
Von Ihren Fischbach er N achbarn b esuchte mich Prinz Wilhelm kurz 
vor seiner Reise nach Holland und versprach , auf der Rückreise mit scinrr 
1) Auf seinem Gut Ottmuchau in Schlesien , das er gegen Verzich t auf seine Ministcr-
Pcnsion vom Staut erhalten h atte. 2

) Unleserliches \Vor t . 
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Gemahlin seinen Weg über Nassau zu nehmen, er ist immer gleich ein­
fach, verständig, wohlwollend. 
In unserer Nähe haben wir nun unsere Kronprinzess, ihre Gesundheit 
ist sehr gut, viel b esser als im verflossenen Jahr, mögten die Wünsche 
so vieler für das Glück dieses edlen geliebten Fürst enpaares erfüllt 
werden, der Kronprinz wird Ende des Monats July erwartet. 
Um diese Zeit kommt auch die Grossfürstin Marie von Weimar, noch 
tief er schüttert durch den Tod ihres angebet eten Bruders - alles was 
ich von der in Ems anwesenden Familie Stourdza hierüber erfahre, ist 
höch st traurig, ihm war die Verschwöhrung bekannt, er hatte den Befehl 
gegeben zur Verhaf-tung eines der Haupträdelsführer, eines Mannes, den 
er mit Wohlwollen überhüuft . .. 
Vergebliche B ewerbung des jungen ltzenplitz um Therese vom Stein und 
andere p ersönliche Angelegenheiten. 

Stein an Gagern Nassau , 1. Juli 1826 
Gugcrn'schcs A_rchiv. Schloss Neucubibt; 

Cupodistria. Die griechische Frage. Einladung nach Nassuu. 

In der Anlage habe ich die Ehre E. E. „Coup d'oeil sur l'avenir de la 
Grece etc." zu übersenden , von Capodistria und Stourdza. - Letzterer 
gab es mir, erst erer ist in England - und ich glaube, dieses wird mit 
Ernst und Nachdruck unterhandeln, unsere Preu ssisch en Diplomaten 
in Ems Verkündigen zwar den Untergang, es sind recht gute Leute, 
aber nicht viel im Capello. 
Wenn Sie nach Ems gehn, so logiren Sie nur hier mit dem caro figliolo, 
wir schicken ihn, wenn er ein Jäger ist , auf die J agd in den Wald; ist 
er ein lctus, in die Bibliothek . 
\Vir vegetiren hier so sachte fort . .. . 
Wenn Sie herkommen , will ich Ihnen einiges Bedeutendes über Paris, 
September 1815, sagen - die Neugierde wird Sie h erführen , bis dahin 
bouch e close . Vale . 

Stein an Wilhelm von Humboldt Nassau, 5. Juli 1826 
Archiv Schloss Tcgcl 

Die Oelgemäldc fiir Cappcnberg. 

Ew. Exc. Schreiben datiert 25. Juny hat mich h erzlich erfreut, nur 
nicht die Veranlassung. Die Nachricht von dem Fortdauern der L eiden 
Ihrer Frau Gemahlin 1) betrübt mich sehr, möge Gott sie Ihnen und 
Ihren Freunden erhalten . . . Vorläufig schicke ich Ihnen , t eure Exc., 
Au szüge aus W'idukind, Regino, Otto Frisigensis 2}. Ihre Ohren , die an 
die Süs igkeit des Sanskrits gewohnt sind, werden durch diese barbari­
schen Namen sehr gefoltert werden . . . 
1) S. oben S. 389 f. 2 ) S. oben S. 355 f. 
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H err Kolbe wird finden , dass die Ungarn im 9„ 10. und 12. Jahrhundert 
sch eu sslich hässlich waren , und dass er sich, um sie treu darzust ellen , 
einen ausgestopften Kalmücken oder Kirgisen verschreiben sollte. 
Andere, unbedeutende persönliche Angelegenheiten Steins und einiger B e­
kannten. 

Stein an Gagern Nassau, 9. Juli 1826 
Gogcm'schcs Archiv. Schloss Neuenbürg 

Besuche aus Ems in Nassau. Anfrage wegen Literalllr gegen die Einführung des 
Code Napolco11 . 

Unsere Nachbarschaft ist sehr belebt und wird es den Sommer hindurch 
bleiben. - Gestern ass Capodistria hier, morgen Bernstorff. Wann Herr 
v. Gagern? Wissen Sie es nicht? Hat nicht H err v. AJmedingen 1) 

und H err v . Grolmann 2) in D[armstadt] gegen Einführung cles Code 
Napoleon geschrieben? Wie heissen die Bücher? ich habe ein grosses 
praktisches Interesse, es b estimmt zu wissen. 
E s lebe Lord Coehrane ! 3) 

Stein an Gräfin Voss Nassau, Mitte Juli 1826 
Nuch Pt·rlz u. u. 0. VI, 1. S. 266 f. D ort voll:;t. 

Pcrsönlicl1cs. Die griechische Frage. 

Bedauert ihre Abwesenheit aus Ems. 
Wir erwarten den Kronprinzen, die Grossfürstin Marie, und wenn alles 
dieses erschienen , so gehe ich Anfangs August nach Cappcnberg ... 
Nichts ist über meinen Winter bestimmt; ich wünschte, nach geendigtem 
Landtage im Januar nach Berlin zu gehen, dieses hängt von hundert 
Dingen ab, die nicht in meiner Hand stehen - unter andern von Geld 
und Gesundheit. Die m einige ist zwar gut bis zur Unbescheidenheit, 
denn ich hätte volle Musse, krank zu seyn. 
Ich laure auf den ersten Kanonenschuss des Lord Cochrane, ich höre, 
sein Hauptschiff hat er Fürst Metternich genannt; da dieser ein Freund 
ist von Zweyzüngigkcit, double dealing, so findet er sich auf diese Art 
in seiner wahren Stellung, eine Hand mit dem Oelzweig, eine mit der 
Lunte. Eine ganze Griechisch e Colonie ist in Ems, an der Spitze Capo­
distria. Ich habe Frau v. Clausewitz die „Nouveaux chants grecs" von 
Fauriel 4) geliehen. um sie GrafB[ ernstorffl vorzusingen oder vorzulesen. 

1) S. Bd. V. 
2 ) K. L. W. Grolmann (1775- 1829), Prof. der Rechte in Gicssen, vor allem als Straf­
rechtler bekannt. Er hat aber auch (1810/12) ein „Handbuch über den Code Napo­
leon" geschrieben, gehörte jedoch seit etwa 1813 zu den politischen ~gnern Napoleons. 
1819 Staatsminister und Schöpfer des hessisch-darmstüdtischcn Verfassungsedikts vom 
17. Dezember 1820. S. Trcitschkc, Deutsche Geschichte III (9. Aufl.). S. 60 ff. 
3

) S. oben S. 382, Anm. 2. 
4

) Claude Charles Fa uriel ( 1772- 1844 ), französischer Historiker und Philosoph, der durch 
seine „Chants populaires de Ja Grcce moderne" (1824/25) zuerst bekannt geworden war. 
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Stein an Rochow Nassau, 23. Juli 1826 
Geh. Stuntsurebi" Be rlin. Rep. 92, Rochow 

A uslcünfte über Lilicri-Borlc, Korff, Hövel , Ramberg. 

Das Resultat m eines näheren Nachdenkens über die in E . Hochwohlgeb. 
s. g. Schreiben d. d. 12. m. c. erwähnten Individuen bleibt dasselbe. 
H. v. Lilien 1) ist im allgemeinen wenig bekannt, in seiner Nähe hält 
man ihn für einen gesch euten Mann . . . Er gehört nicht zu dem eigent­
lichen alten Westphälischen Adel, sondern zu den Werlischen Salz­
junkern oder Patriziern. 
H. v. Korff 2) ist ein bedeutender Gutsbesitzer, gehört zu den alt­
adlich en Münst erländischen Familien, ist Regierungs Rath und zwar ein 
tüchtiger , geschäftsfähiger, verständiger , durchaus achtbarer Mann. 
H. v . Romberg und H. v. Hövel kennen E. Hochwohlgeb . Der letztere 
b ekleidet e mit Ehren die Stelle eines Land Raths, K ammer Präsidenten 
in Minden, dann Praefect en in Göttingen , trat aber ausser Westphäli­
schen Dienst en in das Privatleben zurück. Er besitzt einen grosscn Um­
fang von K enntnissen, ist etwas veraltet und breit . 
H. v . Romberg ist ein tüchtiger Geschäftsmann . Die Wahl 3) treffe, 
welchen sie wolle unter den dreyen , so wird sie in sich gut seyn und den 
Bcyfall des Publicums erhalten . . . 
Mit der Fassung des mir gütigst mitgctheiltcn Entwurfs d) bin ich völlig 
ein ver standen. 
Dass E. Hochwohlgeb. die nöthige Sorge für Ihre Gesundheit vernach­
lässigen , nicht nach Carlsbacl gehen , sondern sich im Geschäftsleben 
aufreiben , habe ich . . . von Ihren Freunden mit Leidwesen erfahren. 
Die Gesundheit ist doch ein unschät zbares Gut, die Bedingung unserer 
irdischen Würksamkeit, ich klage Ihre Frau Gemahlin an .. „ dass sie 
nicht auf der Reise nach Carlsba d bestand. 
Ich geh e clen 3. August nach Cappcnberg ... 

Stein an Gagern Nassau, 2. August 1826 
Cngcrn'schca Archiv. Schloss Neuenbürg 

B evorstehende Abreise 'Stei11s nach Cappenberg. B esuche aus Ems und Nassem . 
Der Kronprin z von Prcussc1i. Die R egieru11g A lexanders I . von Russla11d. Welt­
abgewandte Stimmung Stei11s. 

Dies ist der letzte Brief, den E. E. von mir aus Nassau erhalten , d a ich 
den 4ten nach Cappenberg abreise und vor dem näch sten Frühj ahr 
nicht wieder komme - ein längerer Aufenthalt E. E. in unserem Lahn ­
thal wäre mir sehr angen ehm gewesen , er ist aber immer so kurz und 
vorübergehend, dass vieles unberührt und unbesprochcn bleibt. Unter­
dessen h atte ich manchen interessanten Besu ch nnd Umgang. ins-

1) Clemcns Frb. v. Lilien (1776- 1852). 
2

) Friedr. Frb. v. Korff (1775-1836), Geb . Regierungsrat in Münster. 
3

) Zum stellvertretenden Landtags-Marschall. Sie fiel auf Korff. 
4

) Fehlt. 
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besondere den des vortrefflichen, edlen G. Capodistria. Auch war mir 
d as Wiedersehen des Kronprinzen höch st erfreulich; sein Ernst , womit 
er die Geschäfte b ehandelt, sein richtiges, wohlwollendes, gerechtes 
Urtheil, seine Liebe zu der Nation, an deren Spitze er st eht, seine Fröm­
migkeit, alles dieses ist höch st befriedigend und giebt die grösst en, 
schönst en Hoffnungen, die zum Theil schon erfüllt werden, da ihm ein 
bedeutender Theil öffentlicher Geschäfte anvertraut ist. 
Der stille ernste Schmerz der Grossfürstin 1 ) ist höch st rührend, das 
Gefühl ihres unberechenbaren Verlust es wird durch die Abscheulichkeit 
der Verschwöhrung, die das L eben a ller derer bedrohte, die der Gegen­
stand ihrer innigsten Liebe sind, vermehrt, und durch die schwarze Un­
dankbarkeit gegen den Kayser , der den Ruhm seines Volks so seh r er· 
höht. E s erscheint unter seiner Leitung nicht mehr als das Glück seiner 
Nachbarn zerstöhrend,sondern es errang gemeinschaftlich mit ihnen die 
Unabhängigkeit der Nationen. 
Ich freue mich, in m eine Einsamkeit zurückzukehren, denn ich sehne 
mich nach Ruhe . Gesellschaft, sagt ein guter Dichter, lehrt Leben s­
klugheit, Einsamkeit macht uns mit dem Grab bekannt. -

„ Was ist der Tod 'i 
Unser Freund; in allen Leiden 
Unser Trost; in aller Noth 
Unser H elfer ; aller Freuden 
Beste Hoffnung; j edes Joch 
Wird von ihm uns abgenommen , 
Und auf ewig." Glcim. 

Ich sehe in eine sehr trübe Zukunft - der Elemen te der Unruhe sind 
so viele ; freylich quillt aus dem Bösen das Gute, die Vorsehung und die 
Hand eines liebenden Vat ers leitet alles, auf ihn wollen wir vertrauen, 
nicht zagen - dies beruhigt, denn von den sly craf-ty animals call'd 
politicians, von diesen Homuncionen , erwarte ich nichts. 

Stein an H oevel Hagen, 5. August 1826 
St. A. Absch rift. Gcdr. Pcrtz n. n. 0. VI, !. S. 270 

Bittet, i lm auf der Durchreise nach Cappenberg in H erbeck besuchen zu dürfen. 

Pertz an Stein Hannover, 14. August 1826 
Geh. Stnntsnrchiv Berlin. ß cp. 92. Pcrtz. L 371 

Glückw1msch zum Erschei11en des ersten. Ban.des der Monume11ta Germaniae Historica. 
Bittet, ihn Stein p ersönlich überbringen zu dürfen. 

E . E. verehrtes Schreiben vom 6ten Mai habe ich nicht vor Vollendung 
des ersten Bandes der Monumenta beantworten wollen. Diese ist nun 

1) Maria von \Vcimur, der Schwester des Zaren. 



Quelle: Freiherr vom Stein, Bd. 6, Berlin 1934 / Internet-Portal "Westfälische Geschichte" 
URL: http://www.westfaelische-geschichte.lwl.org 

27. AUGUST 1826 395 

erfolgt, und ich darf d er erst e seyn, der E. E . im Namen des gesamten 
Vaterlandes für die Ausführung eines Werkes dankt, welches Ihre Liebe 
zu ihm ins Leben gerufen , Ihre Einsicht, Ihre Willen skraft und Ihre 
Aufopferungen begründet haben und dessen ferneres Gelingen nun unter 
dem Schut ze der Vorsehung nicht zweifelhaft ist. I ch würde mich 
glücklich schätzen , wenn E. E. mir erlaubten , Ihnen den erst en Band 
in Cappenberg zu überreich en , b esonders da noch mehrere Gegen st ände 
von Wichtigkeit für das Unternehmen sind, worüber ich Ihre Befehle zu 
empfangen wünschte. 
H err Rath Schlosser wird E. E. b ereits geschrieben haben, dass die 
Gesinn~ngcn in H annover dem Werke günstig sind; indessen werde ich 
erst übermorgen die Ehre haben , den H errn Graf Münst er zu sehen 
und dieses zu abermaliger Erinnerung an die verheissene Unterstützung 
b enutzen. 

Stein an Pertz Cappenberg, 20. August 1826 
Geh. Su utsurchiv Dcrlin. ß cp. 92. Pcrtz L 370. - Vollst. gcdr. bei Pcct7. n. u. 0 . VJ. S. 272 

Freude über das Erscheinen des ersten Bandes der Monum enta Germariiae Historica. 
Einladung nach Cappenberg . 

Die mir von E. W. unter dem 14ten m . c. mitgetheilte Nachricht von der 
Vollendung des l st cn Bandes der Monumenta hat mir unsäglich e Freude 
gemacht, sie wird in einem hohen Grad vermehrt werden , wenn Sie 
selbst ihn mitbringen , indem Sie mich mit Ihrem Besuch erfreu en. 
Ihnen gebührt der wichtigst e Theil des Verdien st es, mir nur das Lob, 
durch guten Willen zur Veranlassung und Beförderung der Unter­
nehmung beygetragen zu haben . ... 1) 

Gagern an Stein 
St.A. 

Hornau, 27. August 1826 

Die Sclmiiffcleien <ler Zen.tral1mters11chu11gskommissio r1 in Mainz. Gagem , Stein, 
Grwisenau als geistige Väter der demagogischcri Umtriebe dargestellt. Zweifelhafte 
politische Charaktere als Hauptvertreter der U11tersuc111111gskommissio11. 

Mein h eu tiger Brief ist von eigner Art und einzig einem Gegenstand gc· 
widmet. Ich meine, nichts könne mich dispen siren , E . E. darüber zu­
zuschreiben . 
Die Commission zu Maynz h at ein umfassendes Opus gefertiget. Ich 
glaube in verschiedenen Abtheilungen. Unter der Hand vernahm ich , 
dass ich darin figurirte . 
Vor nähmlich acht oder neun J ahren ... kam mein Sohn H einrich mit 
etlich en Cameraden von J ena auf einer Fussreise in meine Näh e und 
meldete seine nahe Ankunft. Üblen Humors versagt e ich diese Erlaub-

1 ) Vergl. dazu noch die weitere K orrespondenz zwischenStcin und Pertz bei Pertz a . n. 0. 
VI, 1. S. 273 ff. Der Besuch von Pertz in Cappcnbcrg verzögerte sich bis Mitte Oktober. 
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niss und verwies ihm, mir unbekannte Personen zu den Frauen in das 
elterliche Haus zu bringen. Er kam also allein, und da ich im Begriff 
war, anhero zu gehen, gestattet e ich ihm, auf der H eimreise mir seine 
Cameraden nach ihrem Verlangen dort zu präsentiren . Einer dieser 
jungen Männer , wie ich vernehme, war später sehr b efangen und ist 
oder war in diesen Untersuchungen über die Umtriebe compromittirt 
und, ich will annehmen, strafbar. Wenn die Commission die vita anteacta 
verfolgte und diese Spur fand, so thut sie ganz wohl , davon Erwähnung 
zu thun. Wenn es aber heisst , wie ich vernehme : Zusammenkunft zu 
Hornau, so werde ich diese Herren Grammatik und Logik lehren , so viel 
an mir i st. 
Allein ich v ernehme nun mit Zuver sicht weiter , dass in der Einleitung 
zu diesem Opus die Namen Stein, Gneisenau, Eichhorn auf eine sehr 
unanständige Weise erscheinen, als solche, die früher durch zu rasche 
Worte und Werke zu allen diesen Excessen Anlass gegeben hätten!! 
Der Autor dieses vortrefflichen Products ist der bayrische Commissär 
Herr Hörmann, ein übergelaufener Tyroler 1) . Derselbige der früher die 
Alcmannia redigirt oder mit r cdigirt hat, worin fast wörtlich dieselben 
luminosen Ansichten enthalten waren . Also sempcr idem. Aber die 
Commission sollte solch Zeug nicht in die Welt senden. Sie a ssimilirt 
sich dann und aggregirt sich zu solcher Schlechtigkeit. Beauftragt 
gleichsam im Namen der Nation zu wirken und bessere Sitte herbey­
zurufen , gibt sie eines der merkwürdigst en Bey spicle der Befangenheit, 
des Unverstandes und der gröbsten Undankbarkeit . Diese Sorte Men­
schen hätte in den Jahren , wo es galt, nicht eine Ratze aus dem Ofen 
gelockt, sie vielmehr darin eingesperrt. 
Schliessen Sie nicht daraus, als oh ich wahrhaft zornig wäre! E s hat 
fast seine drolligen Seiten. Manch Minist erium, ich wciss es, mag sich 
nicht übel en embarras darüber befinden! 
Indessen gebührt es sich, dass Sie es wissen - der Brief steht auch ganz 
zu Ihrem Befehl. 

Stein an Rochow Cappenherg, 30. August 1826 
Geh . St.ootsarchiv DcrJin. Rcp. 92, Rochow 

Steins Vorbereitung auf den bevorstehenden Provinzial-Landtag. B edenken gegen die 
Venvcnd1mg des Schlosses in Münster als Versammlungslokal. Bittet um Mitteilung 
der ZIL envartcnclen Propositionen, um sich einarbeiten zu können. 

Seit meiner Rückkehr in diese Provinz habe ich mich mit den Vorbe­
reitungen zu den Landtags Angelegenheiten b eschäftigt, insofern es 
m eine Lage gestattet, und erlaube ich mir, E. Hochwohlg. einige Be­
merkungen mitzutheilen. 
1) Das zur Stände Ver sammlung bes timmte Local des Schlosses scheint 
1) Vgl. über ihn Treitsehke a. a . 0. l (11. Aufl.). S. 644, II (9. Aufl.). S. llO, 578, insb. 
III (9. Aufl.). S. 344 f. Dort ist Hörmanns Bericht ausführlich behandelt. 



Quelle: Freiherr vom Stein, Bd. 6, Berlin 1934 / Internet-Portal "Westfälische Geschichte" 
URL: http://www.westfaelische-geschichte.lwl.org 

31. AUGUST lß26 397 

mir nach der K enntniss, die mir eine zweyjährige Bcwohnung desselben 
ver schafft, durchaus unpassend 
a) wegen seiner Entfernung von der Stadt ... 
b) der Hauptsaal und die daneben liegenden Zimmer sind parquetirt, 
mit Spiegel Vergoldungen, Damast, Tapet en ... versehen, versammeln 
sich hier einige siebzig Men sch en, schreiben, sprechen, hust en, spcyen 
u sw. - wie wird das alles ausseh en und v erderbt werden? 
c) Wegen einer sehr feh lerhaften Verteilung des Platzes, es fehlt an 
Nebenzimmern für Bureau , Comites u sw., selbst ein Abtritt. H err 
von Vincke schlug den Friedens Saal vor auf dem mitten in der Stadt 
liegenden R athaus ... 1) 

2) Mir wäre es sehr nützlich, vorläufig summarisch die Gegenstände 
der Propositionen von E. Hochwohlgeb. zu erfahren. Ich könnte mich 
darauf vorbereiten und auch mir einen Plan machen zur Bildung der 
Ausschüsse, welch e die Propositionen b earbeiten sollen. Wir haben unter 
den Abgeordneten recht verständige Männer, aber auch einen oder den 
andern, dem von einem ihrer Mitverordneten das Studium des Schwaben­
spiegels empfohlen wurde. 
Ich b ehalte mir vor, E. Hochwohlgeb. über Städte Ordnung, Communal 
Verfassung und Einwürkung der Provinzial Stände auf Verwaltung 
noch ausführlicher zu schreiben. 

Stein an Gagern Cappenberg, 31. August 1826 
Cngcm'schcs Archiv. Schloss NcucubUrg 

Verachtung der Mainzer U 11tcrsuc/1111igskommissio11 und ihrer Sclmiiffclcic11. 

Wer schreiben kann oder glauben mag, dass ein durch L eben, und Ge­
schäfte geprüfter, durch Gelehrsamkeit gebildeter, in Deutschland und 
dem Ausland gekannter und geachteter Staatsmann eine gefährliche 
demagogische Zusammenkunft in Hornau mit einigen unbärtigen fratzen­
haften Studenten halten kann, den lassen es E. E. schreiben und glauben, 
und warten Sie bis, in der Sprache des H errn Satans Hiob 2, 5. 6 zu 
reden , Ihr Fleisch und Gebein angetastet wird. 
Mögen die Maynzer Inquisitoren in m einen Handlungen, Reden , Gebärden 
Ansichten, Meynungcn finden, was sie wollen, das kümmert mich wenig; 
dass sie mit denen , deren Werkzeuge sie sind, nicht in Einklang stehen, 
bekenne ich; und eben so, dass ich unter ähnlichen Umständen auf ähn­
liche Art handeln würde. 

1) Der Landtag fand trotzdem im Schloss in Münster stutt. 
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Stein an Romberg Cappenberg, 1. September 1826 
11omberg'schce Archiv. Duldern 

Vorbereitung des ersten tvestfiilischen Landtags. 

Euer Hoehwohlgebohren erlauben mir den Wunsch zu äusscrn, die 
Landtags Verhandlungen , welche ich Ihnen mitzut heilen die Ehre hatte 1) , 

mir auf den 15. September zurückzuerbitten. 
So viel ich äusserlich vernehme, so werden die Propositionen betreffen 

Ablösungs Ordnung, 
Städte Ordnung, 
Zoll Gesetz. 

Mir scheint, man könnte auf dem Weg der P etition in Bewegung setzen: 
Gemeinde Ordnung nach Analogie der Erbentage und Abschaffung 
der kostbaren und unnützen Burgemeist er Verfassung 
Ansiedlung auf dem platten Land -
Vererbung der Bauernhöfe -
Gewerbe Gesetzgebung oder Umformung der Gewerbe Freyheit und eine 
angemessene Zunft Ordnung. 

Gagern an Stein 
St.A. 

Hornau, 6. September 1826 

Bittet um eiri Bild Steins. B erichtet über eine Unterredung mit M cttemich auf dem 
Joharmisbcrg. Selbstübcrschiitzrmg M etternichs. Das Problem der Auswanderung 
(Brasilien), die griechische Frage irt den Augen Mettern ichs. 

Ich habe grosse Lust, jeden meiner Briefe mit einer Art zudringlicher 
Betteley anzufangen . 
Man verändert meine Zimmer, in mein Schlafgemach werde ich meine 
illustren Zeitgenossen und andere bonne compagnie der Vorwelt ver­
setzen, Freund und Feind scheiden. -Ergo. Ergo sollen mir E. E. Rut je, 
Rutje, wie einer meiner Vettern sagt, das heisst coute qui coiite, Ihr Bild 
in irgend einer Form verehren. Ich will ihm schon eine Stelle anweisen, 
wo Sie auf den Napoleon und etwa auch auf den Louis XIV. oder Cardi­
nal Richelieu hinblinzen. W enn Sie nach Berlin kommen , erbitten Sie, 
dass G. Gneisenau mich auch so bedenke. Ausser Blüchern habe ich die 
andern Preussischen Helden nicht gekannt! 
Den Fürst Metternich werde ich aus diesem Cabinct h eraus lassen, ob­
gleich er ganz höflich auf dem Johannisberg 2) war. Münch 3) hatte mir 
geantwortet wie folgt auf meine Anfrage, worin ich 1) bemerkte, dass 
kleine Hostilitäten de part et d'autre vorgefallen seyen; 2) die Gegenstän­
de namhaft machte, worüber ich den Herrn Fürst en unterhalten wollte. 
1 ) Stein hatte Homberg am 11. August 1826 u . a. die Verhandlungen des sächsischen 
Landtags und die Lnndtagsabschiede der pommerschen und preussischen Provinziul­
st ilnde übersandt. Steins Schreiben vom 11. August 1826 ebenfalls im R omberg'schen 
Archiv zu Buldem . 
2) S. Bd. V. S. 39, 167, 253. 8

) S. oben S. 206, Anm. l. 
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In das Cabinct int roducirt, wo ich zwcy volle Stunden ganz allein mit 
ihm blieb , äusscrlich also loco introitus : „ H err v. Münch hat mir geant­
wortet, E. Durchlaucht scycn artig, gastfrei, n ach sichtig und hätten mehr 
als einmal Gefallen an meiner Unterhaltung b ezeigt, darauf bin ich nicht 
nur gekommen , sondern ich wollte darüber Brief und Siegel ausst ellen, 
wenn es allein darauf ankäme." 
Also auf d as Canapc gebracht, nahm dann der H err Fürst den Faden, 
den er kaum wieder aus Händen liess. Ich kann annehmen dass er etwa 
sieben Viertelstunden und ich etwa eine geplaudert h abe . Ich vernahm 
also: 
Vorerst lang sein eigen Lob. Er sey Doyen unter den grossen Staats­
beamten, alles r ecurrire an ihn ( ! !)- 18 Jahre habe er die Oesterreichi­
sche Monarchie durch Gefahren hindurch geführt; folglich kenne man ihn 
und sein Syst~m. Bereits gehöre er der Geschichte an! Wer sein Feind 
seyn wolle, müsse ein Narr seyn. Verba ipsissima - doch als ob er sie 
zu stark finde in Beziehung auf mich , ging er nun auch gleich zu meinem 
Lob über: Alles was ich schreibe, lese man in Wien mit der grösst en Neu­
gierde, es sey immer le ton cle la bonne societe, wie ein Gespräch im 
Salon, er unterhalte sich mit Gentz und andern Freunden gern darüber. 
Et sie porro. Gegen mich sey er in einer Art von Verlegenheit und 
falsch er Position, er , der verantwortliche praetisch e Staat smann, gegen· 
über mir, in welchem er nie wisse ob er mit dem politischen Schrift­
st eller , mit dem Homme d'Etat oder dem Niederländischen St aatsrath 
zu thun h ätte . Darauf nun ich : 
Seiner Per son fe ind zu scyn, sey kein Grund vorhanden. Lebhafter 
politisch er Wider sacher involvire nicht Feindschaft ... 
Um b ey der Auswanderung anzufangen , so h ätte ich auf m eine Kost en 
bekanntlich nach Nordamerika gesendet, um die Frage in clas Licht zu 
st ellen. Ich sey in der Unterpfalz zu Haus und dort der vornehmste 
Edelmann mitten unter einer superabundanten Bevölkerung. Was 
also die Leute bewege, wisse ich sicher b esser als der H err Fürst oder 
irgend jem and. Auswanderung überhaupt halte ich für moralisch gut 
und für einen Wink der Vorsehung, wenn sie an der einen Stelle Men­
sch en ohne Land und an der andern Land ohne Men schen scyn lasse. 
Man führe so die Un zufriedenen gelinde ab und in die unschädlich e F erne. 
Wenn man nicht Krüppel oder Bandit en v er sende, so sey der Deutsch e 
über all der vorgezogene, weil er der f1eissigst e und t reueste und gewöhn­
lich der sparsamste sey . Aber in Brasilien gingen böse Dinge vor, Täu­
schungen , Zwang zum Soldaten stand, selbst der Familienväter, folglich 
am E nde Ruin und Elend. Und die Frau Kayserin 3) sey dem in Person 
nicht fremd, das falle also nachth eilig auf das Königthum (principe 
monarchique) zurück, ja auf Oest erreich selbst , welch es vielmehr dort 
Schut zengel und Schirm der Deutsch en seyn sollte . 
1

) Leopoldine von Oesterreieh , geb . 1797, gest. 11. Dezember 1826. 
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Darauf der Fürst Metternich: 
Wie genau er Brasilien und den dortigen Hof kenne, man brauche eb en 
noch mehr Rekruten als Ansiedler. Der Kayscr 1) bey vielem Talent 
und Charakter habe sehr schlechte Erziehung gehabt. - Seine ganze 
dermalige \Veish cit componire sich aus etlichen Fragmenten von Pradt 2) 

und Benjamin Constant oder einigen Blättern und Rhapsodien des Con­
stitutionnel. Die Oesterreichisch e Gesandtschaft, bey allem Willen zu 
helfen, sey in beständiger Verlegenheit . .. 
Von da gingen wir auf Griech enland über, worin er H err Fürst uner­
schöpflich war. Meine kurze Einleitung war nur die : 
Ich hätte anfangs sehr an Tugend oder Energie der Griechen, folglich 
am Gelingen ihrer Sache gezweifelt. Seitdem diese Leute aber Tapfer­
keit und H elden-Widmung gezeigt hätten, sey mir ihre Unterjochung 
ganz undenkbar; selbst für die Ehre christlicher Monarchen, die sonst 
Verwünschung und Geringschätzung auf sich lüden. Er nun: 
Schon Kaiser Alexander habe mit grossem Recht nicht von peuple gree 
sondern von pcuplades grecques wollen sprechen hören. Die Mannieh ­
faltigkeit, Spaltungen, Raublust dieser peuplades -die grosse Schwierig­
keit wo? Unstreitig nur die Morea und die Inseln höch st en s noch Athen 
mit einem kleinen Streifen. -Lang, lang die Sitten oder Unsitten dieser 
Mainotten. Er kenne das genau, denn er habe 300 Agenten auf allen 
Puncten ( ! ! ! !). Sie seyen alle feig (in welcher Demonstration er sich sehr 
gefiel) . Wie angen ehm es für sie sey, die Türken zu Nachbarn zu haben! 
- Sie grenzten in einer Breite von 400 Stunden an diese Türken; die 
Russen kaum 100. Wenn man die Türken nach Asien zurückwerfe, 
sey der Nachtbeil gar nicht zu bem essen. Die Russen könnten jetzt mit 
etlich en tausend Cosakcn ihre Grenzen decken . Dann werden 100 OOOde 
nicht hinreichen . Was er beständig den Russen predige ! 
Auf meinen ausgedrückten Wunsch irgend eines fremden Prinzen: 
das sey ganz unmöglich - er würde im er sten Monat todtgeschlagen; 
wer er auch sey. Man habe Leopold v. Coburg im Visir gehabt, sey 
aber davon wieder abgegangen. Jalousie zwischen den Mächten selbst„. 
Und doch seyen alle Mächte einverstanden, ihnen keine Unabhängigkeit 
zuzugest ehen, sie könnten einigen Tribut durch ihre eigenen Patriarchen 
in Constantinopel entrichten. Die Engländer handelten mit grosser 
Duplicität, sie wären die Anstifter von den Ionischen Inseln aus und 
wieder unter den decidirtest en, keine volle Unabhängigkeit zu wollen. 
Auf meinen lauten Einwand, das Hospodaren -Syst em sey das aller­
schlechteste, entgegnete er: 
Nein, etwas Besseres doch, ähnlich ungefähr dem was in Servien statt 
habe . - -
1) Vgl. unten S. 486, Anm. 2. 
2) Vgl. oben S. 368. Pradt hatte ausserdem einige Bücher über das Vcrhiiltnis Europas 
zu den Kolonialreichen geschrieben. 
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So mag es wohl jetzt in seinem Kopf und Bureau aussehen . Ich hoffe 
aber, Zeit, Kraft und Verstand sollen noch etwas Besseres bringen. Gegen 
ihn blieb ich auf meinem Satz, dass der fremde Fürst der Zuträglichere 
und seine Behauptung des Ermorden s blossc Hypothese sey. Ich schloss 
jedoch mit der Ermahnung, was es auch sey , bald zu thun. 
So lang blieben wir fest sitzen , ungeachtet manch er Anmeldungen -
endlich unterbrach der Landgraf von Homburg. 
Im Lauf der Conversation sprach er im Ton, als sey er der Russischen 
Seite ziemlich gewiss. Von Preu ssen aber - ich glaube gar zweimal -
liess er fallen, es habe ein doppeltes Gouvernement, das sich aber 
finalement nach Russland hinneige . 
Ich glaubte, diese Erzählung könne E. E. interessant seyn. Immer i st 
die Thatsach e nicht zu leugnen, dass Gewalt in des Mannes Hand sey. 
An die Deutschen Sachen kamen wir also nicht. So wie er mir selbst 
sagte, dass er immer derselbige sey-so will ich es, aus meinem Gesichts­
punct betrachtet, auch annehmen. Nur den Augenblick und die Schwie­
rigkeiten des Tages berechnend. Kurz zu leicht! 
E. E. habe ich nur zu bitten, nicht zu schwer zu scyn, das h eisst, nicht 
zu schwermüthig. Nur Ihr Wohlwollen gegen mich sey centner schwer ! 

Stein an Hoevel 
S t. A . Ahsd1rift 

Cappenberg, 14. September 1826 

Fordert. im Staatsir1teresse ci11e möglichst grüridliche Vorbereitung j edes einzelnen 
La11duigsmitglicdes auf di e bevorstche11de11 B eratungen . Ifa1tptgege11stä11de der­
selben . 

. . . . Ich halte es für nöthig, dass man sich zum Landtag vorbereitet, um 
ihn wegen seiner Kostbarkeit möglich st abzukürzen, nach den in an­
deren Provinzen angenommene Diaet en Sätzen kommt er auf 4600 Rt. 
monatlich allein an Diaeten ... und wird nach Analogie der Landtage 
anderer Provinzen wenigstens 6-8 Wochen dauern, daher wünschte 
ich, dass man möglichst vorbereitet komme zu den Propositionen, mit 
den Petitionen. 
Die Propo itionen sind, so viel mir bekannt, 

1. Ablösungs Ordnung, 
2. Städte Ordnung, 
3. Zoll Ordnung, 

Ueber 1 u. 3 habe ich Materialien und die Verhandlungen auf andern 
Landtägen, über 2 habe ich Materialien von andern Landtägen und 
eine eigene Ausarbeitung 1). Alles dieses wünschte ich , Ew. Hochwohl­
gebohren vorzulegen und mit Ihnen zu herathen. 
Gegenstände der Petitionen scheinen mir Communal Ordnung des platten 
Landes und Abschaffung der gegenwärtigen Verfassung der Bürgemeist e-

1) S. unten S. 405 ff. 
26 
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reyen; Modification der Gemeinheitstheilungs Ordnung; freye Rhein­
fahrt , Maasregeln gegen Holland, Untheilbarkeit und Vererbung der 
Bauernhöfe, Gewerbe Polyzey Ordnung und Zunft Wesen. 
Alles dieses sind Gegen stände eines ernsten Nachdenkens. Mancherley 
wäre auch noch zu besprech en über die äusseren Formen des Land­
tages u . s . w. 
Die Bücher sind glücklich angekommen . 

D enkschrift Steins „Ueber die Gesehiiftsordnung bey dem 1. Westphäli­
schen Landtag" 1) . Cappenherg, 21. September 1826 
SI, A. Konzept 

H auptsiichlichc Zwecke der Geschiiftsorclm111g: R egelung eines geordnetw Vc1fahrens 
der Beratung, B eschlussfassung u11d A bstimmung. Bildung von A11sschiisse11 . B e­
har1dlu11g ihrer Anträge im Plc1111111. Abstim111u11gsverfahrc11. Mittel zur A ufrecht.­
erhaltung der Ordnung . 

Eine bedeutende Schwierigkeit entsteht bey dem bevorstehenden Land­
tag au s dem Mangel e i n e r b e s t i m m t e n Ge s c h ä f t s 0 r d -
u u n g , welche eine prüfende erfor chende B e s o n n e n h e i t bey 
dem Berathen , U e b e r e in s t i m m u n g der Beschlüsse mit dem 
Inhalt der Abstimmung und C o n s e q u e n z in dem ganzen Ver­
fahren der Versammlung erhält und alle Vorsichts Maasregeln enthält, 
wodurch Uebereilung, Parthey Einfluss, Verwirrung, Verschleppung, Be­
schränkung der freyen Aeusserung der Meynung verhindert wird. 
Da nun bereits ständische Versammlungen in dem grössten Theil der 
Monarchie gehalten , auch von i h n e n n o t h w e n d i g ein gewisses 
regelmässiges Verfahren beobachtet worden, so wäre eine vollständige 
Nachricht davon sehr b elehrend und ihre Mittheilung wünschens­
werth. 
Die §§ 41-46 des Edicts dd. Berlin d. 27 März 1824 2 ) enthalten zwar 
einige Vorschriften über den Geschäftsgang, lassen aber vieles Wichtige 
unberührt. Der § 41 leg t dem Landtags Marsch all eine unbestimmte 
Befugniss hey, alles anzuordnen, was auf Ruhe und Ordnung in der 
Versammlung Bezug hat, es bleibt aber bey ihrer Ausübung manches 
Bedenkliche, Zweifelhafte und Ohnvorher gesehen e, wodurch wohl Rei­
hungen entst ehen können. 
Die wesentlichen Theile der Geschäfts Ordnung für eine ständische Ver­
sammlung sind 
1) die Art, wie die Königlichen Propositionen oder sonst ige Anträge zur 
Kenntniss der Versammlung gebracht werden, 
1) E iu Exemplar der von SLciu gczcichnclcn Lilhographierlcn Ausfcr ligung der Geschlifts­
ordnung befindet sich ebenfalls bei den Akten Steins im St. A. Als Vorlngc dieser Ge­
schäftsordnung diente diejenige des ersten sächsischen Provinzinl-Landtngs von 1825. 
Eine Abschrift derselben mit eigenh. Rnnclbcmerkuugen und Streichungen Steins, auf 
denen wiederum die vorliegende Denkschrift beruht, ebenfalls im St. A. 
2

) Gedr. Rumpf n. u. 0. I. S. 119 ff. 
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2) das Verfahren bey der Berathung, Abstimmung, Abfassung der Be­
schlüsse , 

3) die Mittel, jede Abweichung von der Ordnung zu verhindern. 

Der Königliche Landtags Commil)sarius theilt nach §§ 35, 40 die König­
lichen Propositionen den Ständen mit - lässt er sie vorlesen , oder über­
giebt er sie zur Bekanntmachung dem Landtags Marschall ? Wird nicht 
wegen der Wichtigk eit des Gegen standes j edem Mitglied der Landstände 
ein gedrucktes oder lit hographirtes Exemplar zugestellt werden müssen, 
damit er den Inhalt mit Ruhe und Besonnenheit vor dem Tag der Ab­
stimmung prüfen könne ? 

Sobald die Propositionen mitgetheilt sind, ernennt nach § 40 der Land­
tags Marschall in der Plenar Versammlung mit Berücksichtigung des 
Stimmen Verhältnisses nach Verschiedenheit der Gegenstände besondere 
Ausschüsse zur vorbereitenden Bearbeitung der an den Landtag ge­
langenden Angelegenheiten. 

Die Anzahl der Ausschüsse und ihrer Mitglieder wird wegen der Menge 
der bcy dem Landtag wahrscheinlich angeregten Gegen stände gross 
scyn und wegen der Rücksicht, so bcy der W ahl ihrer Mitglieder ge­
nommen werden muss, sowohl auf die Verschiedenheit der drey ständi­
schen Klassen als der fünf in ihrer Verfassung von einander abweichenden 
Provinzen, daher in der Regel j eder Ausschuss aus 15 Mitgliedern be­
stehen muss . E s können zwar dieselben Mitglieder an mehreren Aus­
schüssen Theil n ehmen, dies hat aber auch seine Gränzen und Be­
dingungen. 

Nun beziehen sich manche Gegenstände nur auf das Interesse einzelner 
Klassen der Stände, z. B. Städte Ordnung auf das der Städte, Ab­
lösungs Ordnung auf das des platten Landes, und man würde daher 
ohne Nachtheile sich bey der Bildung des Ausschusses nur auf die bey 
der vorliegenden An gelegenheit intercssirten Theilc der Stände ein­
schränken , da die Sache, insofern sie als allgemeine Landes Angelegen­
heit anzusehen ist, ohnehin in der Plcnar Versammlung zur Berathung 
kömmt. Die Bestimmung des § 40 wegen des Directoriums der Aus­
schüsse könnte nichtsdestoweniger ohnverändert bleiben. 
Der Bericht des Ausschusses wird von einem seiner Mitglieder verlesen, 
er muss die R esultate seiner Prüfung am Schluss des Berichts in kurzen 
Sätzen zur Erleichterung der Abstimmung aussprechen , worauf sodann 
der Landtags Marschall nach der unten vorkommenden Form darüber 
ab timmen lässt. 
Die Art, wie Mitglieder des Landtags bcy ihren Anträgen zu verfahren 
haben, bestimmt der § 43, sie zeigen vor der Versammlung schriftlich 
den Gegenstand dem Landtags Marschall an , der das Mitglied zur Hal­
tung des Vort rages aufruft, dessen Inhalt schriftlich zum Protocoll ge­
geben wird. 

26• 
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Der Antrag muss zur Erleichterung der Abstimmung am Schlus in kurzen 
deutlichen Sätzen die Resultate und Vorschläge enthalten . 
Bey Anträgen ständi eher Mitglieder oder von andern Eingesessenen 
entst eht ein doppeltes Abstimmen : 
1) Ueher die Vorfrage, oh die ständisch e Versammlung den Antrag in 
Berathung nehmen wolle, und, wenn diese b ejaht, 
2) über den Inhalt des Antrags . 
Einzelheiten über die B ehandlung solcher Anträge . 
I st die Berathung geschlos. en , so schreitet die Versammlung zum Ab­
stimmen. 
Der Land Marschall lässt jeden einzelnen Satz des Antrags und die, es 
sey vom Ausschuss oder von den Mitgliedern, vorgeschlagenen Abände­
rungen vorlesen und darüber abstimmen. 
Man kann nun entweder öffentlich oder durch hallotiren ahsLimmen ... 
das Resultat macht der Landtags· Marsch all b ekannt und lässt es zum 
Protocoll nehmen ( § 46). 
Wie es ferner mit den Be chlüssen der ständischen Vl'rsammlung zu 
halten , bestimmen §§ 44, 48. 
Protokollierung der Verhandlungen. 
Welche Mittel st ehen aber dem Landtags Marschall zu Gebote, um Ord­
nung b ey den Verhandlungen in der Versammlung aufrecht zu erhalten? 
Dem Vorsitzenden wird in § 16 der Chur- und Ncumärkischen Crayss 
Ordnung die Bcfugniss ertheilt, Ordnung stöhrende Mitglieder von der 
Verhandlung auszusehliessen - soll dieses auf die Mitglieder des Land­
tags auch seine Anwendung finden? Soll dieses Ausschliessen allein in 
seiner Gewalt st ehen? oder i t die Zustimmung der Versammlung er­
foderlieh? 1) 

Stein an Gräfin Giech Cappenberg, September 1826 
Nuch Pertz u. o. 0 . VI, l . S. 269 

L ebensgrundsätze S teins . Vorbild seiner Mu.tter 1111d des l\finisters v . H cinit: . Der 
westfälische Provi11:ialla11dtag . 

Ich habe nicht das mindest e Verlangen, eine Rolle zu spielen, und habe 
es nie in irgend einem Verhältniss des Leben s gehabt. Alles, was ich 
gethan habe, oder was ich thun konnte, schien mir immer so vollständig2) 

unter einem gewissen idealen Guten, welches ich mir gebildet hatte ; 
und dann war das Beyspiel m einer vortrefflichen Mutter und des ver­
ehrungswürdigen Staat sminist ers H einitz beständig vor meinen Augen; 
ihr Leben war eine Reihe von Anstrengungen und Aufopferungen , und 
sie brachten niemals ihre Annehmlichkeit in Rechnung. In meinem Alter 
werden mir die langen Sitzungen , die Aufmerksamkeit, welche man den 
Verhandlungen widmen muss, sehr lästig seyn, er schöpfen, mich auf-

1) Vgl. dnzu noch die „ Zusiilze .. . . "unten S. 423. 
2) Verschrieben st ntt „unvollstliudig"? 
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regen; aber: „ Thue was du sollst, komme was da wolle !" Die Bestand­
theile der Versammlung sind so ungleichartig in Hinsieht auf Gewohn­
heiten , Sitten , Bildung, Religion u . s. w., dass es unmöglich seyn wird, 
so entgegen gesetzte Wesen zufrieden zu stellen. 

Denkschrift Steins „Ueber die Städte Ordnung dd . 11.[!]November 1808" 
St. A. K on zept Cappenberg, im September 1826 

Grundiclcen der S tädt.eordrwng. Ihre Einführung in den westlichen Provinzen P rcus­
se11 s. Ihre R eform.bediirftigkeit in den f olgenden Hauptpimkten: Ve rhältnis vo 11 
Magistrat und Sr.adtverordnete11 , S tärkung und S tellrmg des Magistrats, Wahlrecht. 
wid Zu.gchörigkcit :a1r Biirgerschaft. Vergleichende lfera11:ielm11g clcr Verfassung 
der grossen R eichsstädt.e, vor allem Ilarnburgs, für di e Beha11dfo11g dieser Fragen , 
i 11 sbcsonclcre die des Verhältnisses des llfagistrats : 11 den S tadtvcrord11ete11. Die B e­
ratungen und Aeussenurgcn der Landtage verschiedener prcussischer Provinzen iiber 
<Liesen Gegenstand. St.eins eigene R rform.vorschläge. 

Von der Nothwendigkeit, die Angelegenheiten der Familien , der Ge­
meinden, der Bezirke der Autonomie der Hausväter , der Gemeinde- und 
Bezirks-Eingesessenen zu überlassen, nur eine Ober Aufsicht von Seiten 
des Staats über sie auszuüben, sich des unmittelbaren Eingreifens in das 
Einzelne zu enthalten, hat man sich durch die vielfach erprobten Nach­
t heiJe des Centralisirens überzeugt, das die obere Behörde mit einer un­
übersehbaren Masse von Geschäften überladet, die sie durch oft nur sehr 
unvollkommene Organe erkennt, entscheidet , leitet, das den Gemein­
geist tödtet , die innere Ruhe der Familien stöhrt und die Verwaltungs­
kost en bis zum Unerträglichen in die Höhe treibt. 
Man führte daher 1808 an der Stelle einer Verwaltung der städtischen 
Angelegenheiten durch Steuer Räthc und sich selbst ern euernde Magi­
strate die Städte Ordnung in den damals zur Prcu ssischen Monarchie 
gehörigen Provinzen ein und mit ihr eine Verfassung, die den städtischen 
Gemeinden die Befugniss gab, ihre inneren Angelegenheiten nach eigner 
Einsicht durch sclbst gewähltc Stadtverordnete und Magistrate zu ver­
walten . 
Diese Verfassung besteht nun seit 18 Jahren , sie ward eingeführt zu einer 
Zeit, wo grosscs allgemeines Unglück auf dem Preu ssischen Staat lastete, 
sie erhielt sich während der Stürme der Jahre 1808- 15, sie besteht noch 
bis auf diesen Augenbli~k, des Königs Majestät wollen sie in ihren west­
lichen Provinzen einführen und begehren über ihre Einführung das Gut­
achten ihrer versammelten Westphälischen Stände. 
Die Städte Ordnung dd. llten November 1808 hat also, nachdem sie 
seit 18 Jahren bestanden , fortdauernd den Beyfall Seiner Majestät des 
Königs erhalten, denn er ist geneigt, sie in seinen hiesigen Provinzen 
einzuführen, da er auch hier von ihr erwartet, dass die in ihr begründete 
Theilnahmc der Bürgerschaft an der Best ellung ihrer Magistrate und 
Stadtverordnet en , an der Verwaltung der Ftädtischcn Angelegenheiten 
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einen Gemeingeist erzeu gen werde, der sich in der leichteren Bewegung 
der städt ischen Angelegenheiten , in der mehreren Bereit willigkeit zum 
Mit würken zu Leistungen und Opfern für das Allgemeine bethätigcn 
werde. 
Die Entwerfung einer Städte Ordnung für die Wcstphälischcn Provinzen , 
wo die ausländischen Burgemeist erey Einrichtungen , mit sehr drücken­
den Zusätzen verseh en , noch best ehen , 'vo die zu zahlreich en, der Ge­
meinde fremden , theuer bezahlten Burgemeister , Communal Empfänger 
von den oberen Behörden best ellt, nicht von der Gemeinde gewählt 
werden , wo die Central Behörde auch in die geringst en städtischen Ange­
legenheiten eingreift und die Gemeinde von aller Thcilnahme ausge­
schlossen , wo die Communal Last en zu einer unerträglichen H öhe gestiegen , 
ist eine höchst wichtige Angelegenheit ; sie ist eine gänzliche Umbildung 
des best ehenden , eine Einführung des b ewährt gefundenen Besseren , 
jedoch mit Beseit igung des durch die Erfahrung sich ergebenden Mangel­
haften, dessen Daseyn nach dem Urtheil mit den inneren Verhältnissen 
der Anstalt b ekannter Männer nicht zu läugnen und auch auf mehreren 
bisher geh altenen landständischen Versammlungen bemerkt worden ist. 
Die Gegenstände, so hey der gegenwärtigen Untersu chung un erc Auf­
merksamkeit vorzüglich ansprechen , sind: 
1) die innere Verfassung der Bürger Gemeinde (§26) in Hinsicht auf An­
st ellung ihrer Obrigkeit und Stellvertret er (§ 69 sq ., 108, 140) und der 
Verwaltung ihrer inneren Angelegenheit en (§ 165 sq.) und die 
2) Ertheilung des Bürgerrechts (§ 14 u. s. w.). 
Das Wesentliche der inneren Verfassung der Städte enthält § 47 und 
108, 169 der Städte Ordnung, Tit. V„ Tit. VI. 
„ § 4 7. Der Magistrat ist der Vorsteher der Stadt, dessen Befehlen die 
Stadt Gemeinde unterworfen ist." 
„ §. 108. Die Stadtverordnet en erhalten durch ihre Wahl die unbe­
schränkte Vollmacht, in allen Angelegenheiten des Gemeinde Wesen s der 
Stadt , die Bürger Gemeinde zu vertreten - und in Betreff des gemein­
schaftlichen Vermögens, der Rechte und der Verbindlichkeit en der Stadt 
und Bürgerschaft, Namens derselben v erbindende Erklärungen abzu­
gehen (§ 170, 171)." 
Jene heyden § § enthalten im allgemeinen die Befugnisse der heyden 
städt ischen Corporationen , in deren Hände das städtische Gemeinde 
Wesen gelegt ist , ihr Sinn aber ist zweifelhaft, und in ihrer Anwendung 
entst ehen Reihungen zwisch en Rat h und Stadtverordnet en . 
Das Verhältniss des Magistrats zu den Stadtverordnet en ist schwankend ; 
hat er nach § 4 7 die Befugniss, Befehle an die St adtgemeinde zu er­
lassen, so entsteht die Frage, ob er einseitige Beschlüsse fassen kann ; 
dies st eht aber im Widerspruch mit dem durch § 108 den Stadtverord­
net en ertheilten Bechte, Namen s der Bürgerschaft verbindende Erklä­
rungen abzugehen. 
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Verpflichten diese Erklärungen die Magistrate unbedingt? 
Dies sagt das Gesetz nicht, es berechtigt vielmehr § 172 den Magistrat 
zur Bestätigung der von ihm geprüften Anträge der Stadtverordnet en 
auf Abänderung best ehender Einrichtungen ; unbestimmt bleiben also, 
a) die Gränzen der R echte der heyden städtischen Corporationen und 
ihr Verhältniss gegen einander , 
b) ganz übergangen ist eine Anstalt, um hey eintret enden Meynungs 
Verschiedenheiten eine Vereinigung zu hewürken , der Erbitterung, dem 
schroffen Gegeneinanderstchen der Parthcyen zuvorzukommen. 
Der sicherst e Weg, die Zwcckmässigkeit bürgerlicher Einrichtungen zu 
prüfen, ist der der Erfahrung; sie bietet sich an in dem Gutachten der 
Landstände und in der Geschichte der Verfassungen der Deutschen 
städtischen Gemeinden, besonders der früheren Reichs Städte, die keine 
selbständigen politischen Körper , sondern in grosser Abhängigkeit vom 
Kayser waren, der durch den Reich shofrath und die Crayss Behörden auf 
Entscheidung ihrer innern Streitigkeiten, auf Bildung und Verbesserung 
ihrer Verfassung nachdrücklich und oft mit Anwendung militairischer 
Hülfe einwürkte. Dies beweisen die Vorgänge im Hamburg ao. 1674· 
und 1712, das seine Grundgesetze, den Haupt Recess ao . 1712, unter 
der Autorität einer Kayscrlichen Commission bildet e, ferner in Frank­
furt a. M. wo ao. 1613, 1616, 1716, 1725, 1732 Kayserliche Commissionen 
und Reichshofraths Beschlüsse überwiegend einwürkten, endlich zuletzt 
in den 80er Jahren in Aachen. 
Die Geschichte und die Verfassung dieser Städte ist um so belehrender, 
als sie durch den Besitz eines hohen Grades von Unabhängigkeit eine 
grössere innere Beweglichkeit hatten als die an ein grosses Ganze gebun­
dene Territorial Städte und daher in der Vollkommenheit ihrer bürger­
lichen Einrichtungen die Grundlage ihrer inneren Ruhe suchen mussten, 
so hey den Territorial Städten in ihrer Abhängigkeit von der landesherr­
lichen Gewalt liegt. Besonders lehrreich ist die Geschichte von Ham­
burg, wo aus hundertjährigen Reihungen zwischen Magistrat und Bür­
gerschaft über die Gränzen ihrer Gewalt, über die Anstalten , um das 
Gleichgewicht zwischen heyden zu erhalten, solche Einrichtungen ao . 
1710 und 1712 hervorgegangen, die Ruhe, Einigkeit und Liehe zur be­
stehenden Verfassung in dem Grad begründeten, dass man sie einstim­
mig ao. 1814 nach zerstöhrter Fremdherrschaft wieder herst ellte, ohn­
erachtet die Stadt eine Unabhängigkeit gegenwärtig besitzt, die ihr vor 

· dem ao. 1806 aufgelösten Reichsverband nicht zustand. 
Eine kurze Darst ellung des Wesentlichen der H amburger Verfassung 
wird daher hier an seiner Stelle seyn 1

). 

Die oberste städtisch e Behörde ist der aus Burgemeistern und Sena­
toren bestehende Rath und die ohngefähr 4000 Familien ausmachende 
1) Das Folgende ist ein Niederschlag au s umfangreichen Excerpten aus der Literatur zur 
Verfassungsgeschichte Hamburgs. 
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erbgesessene Bürgerschaft oder Besitzer eines in den Stadt Ringmauern 
besessenen 1000 Thlr. Werth unverschuldeten Erbes . - Die von Rath 
und Bürgerschaft gemeinschaftlich gefasst en Beschlüsse sind städtische 
Gesetze . 
Die Bürgerschaft ist in 5 Bezirke, Kirchspiele, eingctheilt und bildet au s 
ihrer Mitte drey ihre R echte verwaltende und zwischen ihr und dem 
Magistrat vermittelnde Körper , den der 15 Ober Alten oder Kirchspiels 
Vorsteher, den der 60er und den der 180er . 
Der Magistrat versammelt die Bürgerschaft, hat das Recht. vorzuschlar 
gen, entfernt sich aus der Versammlung nach geschehener Proposition ; 
die Bürgerschaft b crathet sich in den 5 einzelnen Districten unter Lei­
tung der Ober Alten. 
Die Majoritä t der Kirchspielsbeschlüssc, also von 3 Kirchspielen, bildet 
den Bürgerbeschluss, der dem wieder in der Versammlung erscheinenden 
Rath vom präsidirenden Ober Alten übergeben wird. 
Die Zustimmung des Raths zu dem Bürgerbeschluss bildet ein Gesetz; 
verweigert er sie, so wird durch Unterhandlung eine Vereinigung ver­
sucht; erfolgt sie nicht, so wird die Vermittlung der bürgerlichen Colle­
gien erst der 60er, dann der 180er versu cht; ist diese ohne Erfolg, so 
ernennt Rath und Bürgerschaft eine Deputation von 16-20, die die 
Sache per majora entscheidet ; entstehen aber paria, so werden aus den 
Deputirten fünf erloost und diese entscheiden. 
Der Rath wählt die 4 Burgemeister, die 24 Rathsherrn, theils aus den 
Gelehrten, theils aus der K aufmannschaft - es werden 4 Vorschlagi; 
Herren gewählt, diese wählen vier Wahl Suhjecte, über die das Loos ent­
scheidet. 
Der Rath hat die Verwaltung der städtischen Angelegenheiten , der Ge­
richtsbarkeit , städtischen Vermögen -, Armen Wesen s, jus circa sacra, 
Jurisdiction in Behörden , Stadt Gerichten , Abnahme der Rechnungen , 
Besetzung der Stadtämter und an mehreren Verwaltungs Zweigen und 
mehreren Bürger Deputationen Antheil. (Grundgesetze der Hambur­
gischen Verfassung. Hamburg 1822. 3 Theile.) 
Zu bemerken ist es, dass man fühlte wie durch die Einschränkung der 
Bürgerschaft auf Erbgesessene viele t ücbtige . einsichtsvolle /Männer aus­
geschlossen wurden; man liess also n och zu den Bürger Convcnten Per­
sobnen zu, deren Tüchtigkeit durch die Wahl ihrer Mitbürger zu gewissen 
Aemtern anerkannt wurde, z. B. die Rechtsgelehrten , so in den Gerichten 
sind oder waren, die Verordneten zur Kämmerey, alle die, so bürgerliche 
Aemter b ekleiden. 
Die städtischen Einwohner theilcn sich in Grossbürger , so zu allen Ehren­
stellen fähig , Kleinbürger , Einwohner, Schutzbürger und Fremde. 
~remen fand es bey der ao. 1814 wieder erlangten Unabhängigkeit 
nöthig, seine Verfassung umzuarbeiten, da der Rath sehr ausgedähnte 
Rechte hatte und die Theilnahme der Bürgerschaft an der Verwaltung 
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von seinem Ermessen abhing. - Zwar ist man noch nicht zum Schlm;s 
gelangt, die Verhandlungen sind lehrreich und haben manches fest· 
gesetzt. {Verhandlungen über die Bremische Verfassung 1818. Verhand­
lung bis zum 18ten July 1820. Bremen 1821.) 
Bey diesen Arbeiten legte man aber wohlbedächtig und weise zu Grunde 
„ dass diejenige Gestalt des Bremischen Gemeinde Wesens, welche aus 
einem lOOOjährigen lebendigen Daseyn hervorgegangen , ferner als die 
Basis der gegenwärtigen Verfassung anzusehen, weil man überzeugt sey, 
dass alles, was Geist und Leben haben und behalten soll, von etwas Be· 
st ehendem und Lebendigem ausgehend, im Lehen erwachsen seyn müsse." 
(P . 88 der „ Verhandlungen über die Bremische Verfassung.") 
Städtische Gesetze und Besteuerung crfodern Ucbereinstimmung deF< 
Raths und der Biirgerschafr. 
Der Rath best eht aus 4 Burgemeist ern aus dem gelehrten Stand, 24 Se­
natoren , davon 17 aus den Gelehrten, 7 aus den Kaufleuten und 2 Syn­
dici. Dem Rath steht zu 
1) Polyzcy, 2) Aufnahme der Bürger , 3) Verwaltung des städtischen 
Vermögens mit verfassungsmässiger Theilnahme der Bürgerschaft, 
4) Anst ellung der Staatsdiener, 5) Ansetzung der Bürger Versammlungen, 
Anträge an dieselben , 6) Armen Wesen , 7) jus circa sacra. 
Bey der Wahl der Rathsherren wählt Rath und Bürgersch'aft Wahlherren , 
diese machen einen Wahl Ansatz, aus denen der Magistrat wählt. Der 
Magistrat hatte nach der ältern Verfassung allein das Recht, sich zn er­
gänzen, er begab sich gegenwärtig desselben, „weil durch das Recht, 
sich sclb t zu ergänzen ohne alle Theilnahme der Bürgerschaft, die öffent­
liche Meynung leicht zu dem Irrthum verführt werde, als müsse zwischen 
Rath und Bürgerschaft eine wesentlich verschiedene Ansicht des Staats 
Interesses vorwalten, wodurch sich denn beyde mehr oder minder als 
Partheyen erscheinen u. s. w." (Verhandlungen u. s. w. 1818, p. 41. 53.) 
E s soll ein bürgerliches Collegium der Altermänner von 20 Persohnen und 
2 Syndici gewählt werden, das auf die Erhaltung der Verfassung wacht. 
Die Bürgerschaft besteht aus Gelehrten , Kaufmannschaft und allen, 
welche das Grossbürgerrecht erworben und ein Vermögen von 3000 Thlr. 
nnd ohne dasselbe 6000 Thlr. besitzen . 
Man vereinigte sich , für die Anträge des Raths an die Bürgerschaft eine 
Vorbereitungs Deputation zu bilden 
1) als Mittel zur bessern Verständigung durch Besprechung einzelner 
Mitglieder beyder Corporationcn und zur Ausgleichung der Verschieden­
heit der Meynung, konnte sich aber über ihre Zusammensetzung bis jetzt 
nicht vereinigen . 
Die Attrihutionen des Raths und Bürgerschaft sind: Gesetzgebung, Ab­
gaben , Vcräusserung des Stadt Vermögens, Verwaltung der Stadtkasse, 
der frommen Stifrungen, Rechnungs Abnahme durch gemeinschaftliche 
Verordnete. 
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Die Attributionen der Bürgerschaft allein sind: Berathung über diese 
Gegenstände, Anträge an den Senat, Beschlüsse über die von ihm ge­
schehene Ernennung von Deputationen aus Rath und Bürgerschaft hey 
den verschiedenen gemeinschaftlichen Verwaltungs Zweigen . Diese Bürger 
Deputationen sind nach der Meynung des Senats nöthig a) damit 
die Bürger mit dem Gang der Verwaltung b ekannt bleiben durch eine 
fortdauernde Mitwürkung ; b) zur Erspahrung der Gehälter , da jeder 
Bürger zur unentgeldlichen Uebernahme des städtischen Dienst es ver­
pflichtet scy. 
Der Rath schlug vor eine Vorbereitungs Deputation, eine Deputation 
wegen Ermässigung der Abgaben, eine Finanz Deputation und eine für 
die öffentlichen Stiftungen. 
Rath sowohl als Bürgerschaft erwählen ihre Dcputirten , die als ibre 
Repräsentanten erscheinen; jährlich wird em Theil der Bürger Dcpu­
tirtcn erneuert. 
In der Frankfurter Verfassung finde ich wenig nachahmungswerthes, 
sie er schuf etwas ganz Neues, kränkte wohlhergebrachtc Rechte. Die 
Darstellung der alten findet sich in Moritz „ Verfassung der Stadt Frank­
furt" , 2 Theile; und der ncuern ao. 1816 in dem Bericht der Commission 
der XIII. Frankfurt 1816 1). 

Hier äussertc sich der gute tüchtige Bürgersinn ao. 1813 am schwäch­
sten; man wagte es nicht, sich für die Wiederherstellung der alten Ver­
fassung mit Vorbehalt der nöthigen Abänderungen auszusprechen, und 
es ent tand dadurch ein für die Unabhängigkeit von Frankfurt sehr ge­
fährlicher Zwischenzustand. 
Die Verfassung der Stadt Lübeck, so auf den Reccssen ao. 1665 und 
1669 beruht (in Villers „Constitutions des Villes Anseatiqucs" , 1814), 
weicht im \Vescntlichen von der Hamburger wenig ab. Rath und Bürger­
schaf-t haben die Gesetzgebung ; der erstere besteht aus 4 Burgemeistern, 
16 Senatoren, wovon unter den ersten drey , unter den lctztern 5 aus dem 
Gelehrten Stand, die übrigen aus den sieben erst en bürgerlichen Collegien. 
Die Bürgerschaf-t besteht aus zwölf Collegien, wovon das erste aus 
Patriziern, sechs aus den Grosshändlcrn, zwey aus den Detail Händlern, 
drey aus Brauern, Schiffern, Handwerkern b est ehen. J edes Collegium 
besteht aus Aeltcsten und Brüdern und hat eine Stimme. 2) 

1) Vgl. Bd. V. S. 328, Anm. 1. 
2 ) Zum Folgenden wären noch die Akten der verschiedenen Provinzial-Landtage zu 
vergleichen. Stein selbst besass in der Regel nur die gedruckten Verhandlungsberichte, 
vereinzelte Drucksachen oder Abschriften von Denkschriften. Über den kurmärki­
schen Provin.zial-Lundtag wurde er von Knoblauch gut unterrichtet und mit Material 
versehen. So finde t sich bei seinen Akten („Die Verhandlungen der churmärkischen 
Stände betr.") die Abschrift des Berichts über den Gang der Verhandlungen über die 
Städte-Ordnung vom 17. August 1825, auf dem seine Angaben durchweg beruhen . Ebd. 
auch eine Abschrift des Gutachten s von Knoblauch vom 27. November 1824. Vgl. 
ausscrdem unten S. ,U 2, Anm. 4. 
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Aeu s ser un ge n b ey d e n Provin c ial Landtagen üb e r 
d i e S t ä d t e 0 r d n u n g dd. 11 t e n N o v e m b e r 1808. 

Die Provinzial Landtage wurden zur Abgebung ihrer Erinnerungen über 
die Städte Ordnung aufgefodert, die , da sie aus sehr verschiedenartigen 
Erfahrungen genommen, sehr lehrreich sind und die grösste Aufmerk­
samkeit verdienen. 

Bey dem Churmärkisch en Landtag (1824) reichten die Abgeordneten der 
kleinem Städte folgenden Antrag ein: 
1) die Summe des zur Stimmfähigkeit erfoderlichcn Einkommens der 
unangesessenen Bürger sey zu gering und die Bestimmung, dass jeder 
Haus und Grund besitzende Bürger s timmen dürfe, ohne Rück sicht auf 
die Grösse des Grundstücks, steige gleichfalls zu weit h erab ; 
2) die Anzahl der Stadtverordneten sey in kleinen Städten zu gross, 
und fehle es an tauglichen Subjccten , für kleine und mittlere seyen 
4-8 Stadtverordnete hinreichend. 

Hieraus ey der Einfluss der rohen und ungebildeten Cla se, das Ein· 
dringen dreister vorlauter Schreyer in die Zahl der Stadtverordneten 
und Entfernung der Bessern von Theilnahme am Gemeinde \Vesen ent­
standen, schlechte Magistrate seyen gewählt worden. 

Die Abgeordneten der kleinen Städte trugen daher bey dem Landtag 
darauf an: 
1) die Stimmfähigkeit der Bürger mit einem höhern Grundbesitz und 
Einkommen zu verbinden; 
2) die Magistrats Persohncn zu prüfen; 
3) den Stadt verordneten nur eine con sultativc Stimme beyzulegcn; 
4) die Polizey dem Magistrat ausschliessend zu übertragen. 
Die Abgeordneten von Berlin, Frankfurt a. 0., Brandenburg wider­
sprachen diesen Anträgen 1) mit Anführung des wohlthätigen Einflusses 
der Städte Ordnung auf diese drey Städte, da sie durch Erweckung des 
Gemein und Bürger Sinns viele wohhhätigc Anstalten erweckt und be­
festigt hätten. Die in den kleinem und mittleren Städten sich geäu sert 
habenden n achtheiligen Folgen der Städte Ordnung scycn entstanden 
durch das Eindringen vieler schlechter Menschen , wegen der ohnbedingt 
eingeführten Gewerbe Freyheit, durch Mangel von Aufsicht der obern Be­
hörden auf die Wahl tüchtiger Magistrats Glieder. 
Die Provinzial Stände der Churmark vereinigten sich endlich zu folgendem 
Beschluss 2): 
1) das Wahlrecht und die Wahlfähigkeit zu beschränken in grossen 
Städten auf ein Einkommen von 600 Thlr., in mittleren von 400 Thlr. , 
in kleinen von 300 Thlr., und zugleich, dass den Wählern em e vom 

1 ) Vgl. dazu den oben erwähnten Bericht vom 17. August 1825. 
3

) Vgl. Rumpf, a. a. 0. I , 2. S. 35 ff. 
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Magistrat und den Stadtverordneten entworfene List e der zur Wahl 
geeigneten Persohnen als Vorschlag vorgelegt werde ; 
2) die Dienstzeit der besoldeten in der Prüfung qualificirt befundenen 
Magistrats Persohnen auf Lebenszeit zu ertheilen oder sie nach Vor­
schrift der Städte Ordnung zu pensioniren; 
3) dass dem Magistrat oder den Stadtverordnet en gestattet [sey], b cy ein­
tret ender Verschiedenheit der Meynungen durch ein Mitglied des Magi­
strats in der Versammlung der Stadtverordneten seine Anträge vor­
tragen zu lassen, dass das gegenseitige V erhältniss der beyden Collegien 
genau bestimmt, dass die Dienstjahre der Stadtverordnet en auf 6 Jahre, 
ihre Anzahl nach Maasgabe der Grösse der Städte beschränkt werde; 
4) dass die Aufsicht der Landräthe über die Städte, [die] den Geschäfts­
gang erschwehre, wieder aufgehoben und der § 2 der Städte Ordnung 
aufrecht erhalten werde. 
(Uchcrsicht der Verhandlungen derChurmärkischcn Provinzial Stände, Nr. 
X. Berlin den 25sten May 1825.) 
In der Preussischen Stände Versammlung zu Königsberg 18(24) 
sprach sich dieselbe Zufriedenheit mit den F olgen der Städte Ordnung 
[aus] , wie sie sich in der Churmärkischen aussprach 1) , dagegen wünschte 
man auf dem Pommer'schen Landtag wesentliche Abänderungen 2), und 
sollen in den dortigen kleinen Städten grosse Unordnungen eingetreten 
seyn, deren Zulassung nach meiner Meynung der Provinzial Behörde zur 
Last fällt, da ihr die Oberaufsicht unbenommen ist ( §§ 1, 2, 148, 152, 
154, 188, 189), daher eintretende Unordnungen im städtisch en Wesen 
sie der Nachlässigkeit anklagen. 
Ich vernehme, dass sieh auf dem Schlesischen Landtag eine grosse Zu­
friedenheit mit der Städte Ordnung äusserte 3); das Nähere ist mir nicht 
bekannt, da ich den Schlesischen Landtags Abschied nicht besitze. 
Der Sächsische Landtag zu Merseburg äusserte sich sehr ausführlich in 
seinem Gutachten 4) über die Einführung der Städte Ordnung im Gross-

1) Die oslpreussisch cn Stiinde hatten sich mil der Stiidlc-Ordnung nicht prinzipiell, 
sondern nur in einigen konkreten Punkten befasst . S. Rumpf, a. a. 0. S. I , 2. S. l 72ff. 
2 ) Die Provinzial-Stände von P ommern trugen in einer Vorstellung vom 14. Dezember 
1824 auf eine Vcrbcsseruug der Städte-Ordnung au. S. Rumpf a. a . 0. S. I , 2. 
s. 92 f. 
8) Vgl. dazu j edoch Rumpf a. a . 0. II. S.13ff. 
4 ) Über die Verhandlungen der sächsischen Proviuzialständc i sl Stein wiederum be­
sonders gut informiert. In seinen Handakten befinden sich neben dem von ihm erwähuten 
Gutachten des ersten sächsischen Provinzial-Landtags über die Städteordnung vom Ok­
tober 1825 auch noch aus den Landtagsdrucksachen die Vorschlüge zur Reform der 
Städteordnung, die insbesondere auf eine Vers tärkung der Staatsaufsicht hinzielten . 
Beide Stücke sind von Stein mit R andbemerkungen versehen. Wir bringen hier zunächst. 
diejenigen zum 2. Stück, diejenigen zum ersten folgen unter den Nachträgen im nächsten 
Band. 
Wenn die „Vorschläge" zu §§ 85 und 97 der Städteordnung die Forderung, dass zwei 
Drittel der Stadtverordnetenversammlung aus H ausbesitzern bestehen sollen , noch unter-
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h erzogthum Sachsen, es ist sehr gehaltvoll, und, wie man äusscrlich ver· 
nimmt, von einem geschäftserfahrnen Burgcmeist cr einer der dortigen 
grossen Städte verfasst 1) , der sich als einen crfahrnen Geschäftsmann 
beweist , dem aber eine freyc Bewegung in seinem Würkungs Crayss zu 
sehr gefällt, und daher oft einseitig wird. 
Der Sächsische Landtag verlangt: 
a) eine würdigere und selbständigere Stellung des Magistrats gegen die 
Stadtverordneten; 
b) die Einschränkung der Zahl und der Befugnisse der letzteren; 
c) zweekmässigere Bestimmung der Wahlen, des Wahlrechts, der Wähl­
barkeit. 
Der Landtag tadelt, dass die Stadtverordneten zu den Vorgesetzten des 
Magistrats und zu Gesetzgebern erhoben ; er müsse selbständig seyn, 
den Vorsitz in der Versammlung der Stadtverordneten durch ein Magi­
stratsmitglied absque voto erhalten, die Verwaltung des Vermögens 

s treichen und Ausführungsbes timmungen dazu anregen, so bemerkt Stein, seine eigenen 
früheren Ansichten e twas modifizierend: „ Warum den Hausbesitzern der Vorzug vor 
Gnuulbesit::, Gewerbe, CapitC1l ?" 
Zu § 109 der Stildtcordnung bemerkten die „Vorschlüge" , dass die H.e g i e run gcn be­
rechtigt sein sollten, die zur Führung .einer ordentlichen Verwaltung nötigen Geldmittel 
auszuschreiben, wenn die Stadtverordneten die ihnen nach § 109 der Städteordnung 
auferlegten Pflichten nicht erfüllten. Dazu bemerkt Stein: „Doch wenigstens das M ini­
sterium auf den VortrC1g des Ministers des Innern oder des StC1ats Raths." 
Zu den „ Vorschlägen" ad §§ 142- 145 der Städteordnung, in denen angeregt wird, dass 
die Regierung das Recht huben solle, notfalls auch wider den Willen der Stadtverordneten 
das besoldete Verwaltungspersonal einer Studt zu vergrösscrn, bemerkt Stein: „Der 
R egierung wircl ein R ecl1t, Besoldungen zu ertheilen , beygelcgt, wdchcs sie nie im Prcus­
s ischen Staat hatte." 
Zu §§ 146 und 159 der Städteordnung wurde vorgeschlagen, dass Mngistratsk auditaten 
in besonderen Filllcn ein nicht im Gesetz vorgesehener Pensionsanspruch vor der Wahl 
kontraktmüssig zugestanden werden könne. Dagegen wendet sich Stein mit der Be­
merkung: „Solche Contracte sincl unzulässig unclfiihren nur ::u Missbräuchen." 
Zu den „Vorschlügen" ad§ 151 der Stiidteordnung, wonach es von der Entscheidung der 
Regierung ubhilngig gemacht werden sollte, ob jemand neben seinem besoldeten Magistrats­
posten noch ein Gewerbe betreiben diirfc, b emerkt Stein : „Es i st kein Grund vorhanden , 
den B etrieb des Gewerbes zu verwehren. So bedeutend sincl die Magistrats Besclliiftig1mgen 
nicht. Soll ein Ackerbürger [ es] niederlegen? Warum nicht jeder Gutsbesitzer, cler S taats­
beamter ist? - Soll ein Ackerbiirger [es] nicht niederlegen, warum ein anderer Gewerbetreiben­
cler? BeybehC1ltung des Gewerbes macht es möglich , mit geringen Besold1rngen auszukommen." 
Im Gegensatz zu den Bestimmungen des § 157 der Städteordnung sollte nach den „Vor­
schlUgen" die Anstellung der unteren Gemeindebeamten Sache der Regierung sein. Stein 
bemerkt dazu: „Anstellung der Gemeinde B eclienten ist Gemeinde, nicht R egierungs 
Sache." 
Zu den „Vorschlügen" ad § 165 der Städteordnung, welche den Stadtverordneten sehr 
weitgehende Rechte bei der Festsetzung des Gemeindehaushalts und in den Angelegen­
hei ten der Gemeindefinanzen beliess, bemerkt Stein: „ Veräusserung uncl Abgaben Ver­
tvilligung miissen nicht von cle11 tvenige11 Stadtverorclnete11 a l l e i n ab/Uingen„" 
Vgl. auch Rumpf a . a. 0. II. S. 124. 
1

) Franekc aus Magdeburg. S. oben S. 375. 
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ohne Theilnahme der Deputation der Stadt·verordneten führen, die 
kirchlichen Rechte und Schulsachen allein verwalten, seine Mitglieder 
sollten auf Lebenszeit und in der R egel keiner ohne Besoldung ange­
stellt werden, endlich sey die Zahl der Stadtverordneten einzuschränken , 
da man so viele tüchtige Leute nicht auffinde. 
In den hier vorgetragenen Materialien sowohl in der Darstellung der 
Verfassung einiger grossen Deutschen Städte, als in den Beschlüssen 
der Churmärkischen, Preussischen , Pommerschen , Sächsischen Land­
täge finden sich die leitenden Ideen zur Berichtigung Cfer Mängel der 
Städte Ordnung: 
des unbestimmten V crhältnisses des Magistrats zu den Stadtverord­
net en , 
und des Mangels einer Institution zur Ausgleichung, Verständigung 
be.yder, wenn eine Verschiedenheit der Mcynung eintritt ; 
des Eindringens roher Menschen in die Wahlversammlungen lmd in die 
Zahl der Stadtverordneten . 
Magistrat und Stadtverordnete können einander nicht untergeordnet 
seyn, ohne dass in dem einen Fall die Stadtverordneten in eine blos 
consultative Behörde verwandelt, alles Interesse verliehrcn werden, oder 
dass der Magistrat alles dasjenige Ansehen und Einfluss in die städtischen 
Angelegenheiten verliehrt, die ihm als Stadt Obrigkeit zust ehen. Be­
schlüsse über städtische Gem einde Angelegenheiten erfodern daher we­
sentlich 
Uebereinstimmung des Magistrats und der Stadtverordneten; mangelt 
sie, so muss eine Anstalt zur Vereinigung vorhanden seyn, und nur bcy 
ihrer vergeblichen Anwendung bleibt der Weg an die oberste Behörde 
übrig, der aber in sehr vielen Fällen durch gütliche Annäherung ver-
mieden werden kann. _ 
Das Hauptmittel zur Vermeidung von Meinungs Verschiedenheit ist ru­
higer besonnener Vortrag der Anträge des Magistrats in der Versamm­
lung der Stadt verordneten in der Gegenwart einer Magistrats D eputation, 
sodann Vorbereitung durch einen Ausschuss der Stadtverordneten und 
Abstimmung über diesen Vortrag in der Versammlung, in der Gegenwart 
eines Magistrats Deputirten . 
Erfolgt alsdann noch keine Vereinigung, so ist in ande1·n Deutschen 
Städten der Weg einer gemeinschaftlichen Deputation aus Magistrat 
und Bürgerschaft gewählt worden; und ist auch hier keine Ueberein­
stimmung zu erhalten , so entscheiden die obern Staats Behörden. 
Die Anträge der Churmärkischen Stände, um das Eindringen des unge­
bildet en Haufens in den Körper der Stadtverordneten zu verhindern, 
sind Erhöhung des zum Wahlrecht qualificirenden Einkommens auf 
600 Thlr., 400 Thlr. , 300Thlr. in den grossen, mittleren und kleinen Städten 
und Verbesserung der Wahlformen . Beyde Vorschläge sind der Sache. 
vollkommen angemessen, mit dem Zusatz, dass man den Einkommen-
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satz zur Fähigkeit, gewählt zu werden , in gro. en SHidtcn von 10 000 und 
darüber auf ein Einkommen von 1000 Thlr. , in mittleren von 3500 bis 
10 000 auf 600 Thlr. und in den kleinen unter 3500 auf 300 Thlr. setze, die 
Wahl Formen erfodcrn aber überhaupt noch eine grosse Berichtigung. 
Nach der Städte Qrdnung wählt die ganze Bürgersc~aft in einer Ver­
sammlung vereint die Stadtverordneten (§ 92 sq .), und ämtlich c Stadt­
verordnet e wählen den Magistrat (§ 152 sq .). 
Die Erfahrung lehrte, dass das unmittelbare Wählen durch zahlreiche 
Versammlungen die nachtheiligstcn Folgen habe, es eröffnet der Cabale, 
der Zudringlichkeit der einen alle Wege, während dem dass andere, ru­
higere wegen ihres geringen Einflusses, da sie mit Treibereyen unbek annt 
. ind, gleichgültig zuseh en , indem den Einzelnen wegen der Men ge der 
Stimmenden eine unbedeutende Verantwortlichkeit trifft. 
Man hat also di'cse Wahlart in keiner d er Deutsch en Municipal Verfas­
sungen angenommen, sondern eine zusammengesetztere, wie die an­
liegenden Wahl Statuten von Hamburg, Bremen beweisen (Grundsätze 
der Hamb. Verfassung II, p. 162. Brem. Verhandlungen Thl. I , p. 53, 
108), die vieles annehmbare enthalten, wodurch man zuletzt die Wahleu 
in die Hände einer geringen Zahl verständiger Männer gebracht und zum 
Theil auch dem Loos eine Einwürkung gelassen wird. Die Wahl Formen 
müsst en für die kleinen Städte b esonders modificirt werden, da hier am 
meist en von den Folgen der Unbildung zu besorgen i st , so würde man die 
Bürgerschaft an füe vom Magi trat anzufertigenden Wahl Listen binden . 
Hierdurch und durch Erhöhung des zur Wahlfähigk eit qualificircndcn 
Vermögens Satzes wird das Eindringen der Rohheit und die Anwendung 
von Ränken möglich t verhindert. 
Der Titel 8, § 165 sq. der Städte Ordnung enthält die Geschäftsorgani­
sation, b esonders die Bildung der Deputationen und das Verhältnis der 
Behörden gegen einander. 
Nach dem §169 soll sich zwar die ganze das Gemeinde Wesen betreffende 
Geschäftsführung zur Begründung der Einheit im Magistrat concen­
triren, sie wird aber durch die in den folgenden §§ enthaltene Art der 
Mitwürkung der Deputationen vereitelt, denn nach 
§ 175 werden alle Angelegenheiten, die anhaltender Aufsicht und Mit­
wiirkung au Ort und Stelle b edürfen, durch Deputationen , so aus wenigen 
Magistrats P ersohncn, dagegen grösstcntheils aus Stadtverordneten und 
Bürgern bestehen, so die Stadtvcrnrdnct en wählen , geführt ; da nun die 
Majorität entscheidet, so ist alle Gewalt in den Händen der Stadt­
verordneten. 
Die. Deputationen sind ohnstreitig nöthig und in andern Deutsch en 
Städten gebräuchlich, um die Bürger in Verbindung mit dem Gang der 
Gemeinde Verwaltung zu erhalten , um die Kräfte aller in der Bürgerschaft 
vorhandenen tüchtigen Männer zu benutzen , endlich um an Verwaltungs 
Kosten und Gehältern zu erspahren. 
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Zur Erhaltung des Gleichgewichts müssen die Deputationen aus einer 
gleichen Zahl Mitglieder des Raths und der Bürgerschaft bestehen, die 
von jedem Thcil aus seinen Mitgliedern gewählt werden; alle sech s Jahre 
wird ein Theil au. der Bürgerschaf-t erneuert. Majora entscheiden , bcy 
eintre tender Mcynungs Verschiedenheit geht die Sache an Rath und 
Stadtverordnete. 
Um aber den ~agistrat nicht unbedingt den Beschlüssen der Stadt­
verordneten zu unterwerfen, müsste der § 183 folgendermaascn ab­
geändert werden: 
ad a . ·„und der Magis trat muss sich mit den Stadtverordnet en über die 
von ihnen gemachten Erinnerungen vereinigen ." 
ad c. „Nutzung·; Administrations Gegenstände. des Gemeinde W cscns, V cr­
zeitpachtungen gehören zu den Attributioncn des Magistrats, bey den 
übrigen hier aufgezählten Gegen ständen tritt die Thcilnahme der Stadt­
verordnet en ein." 
§ 184. „ Für Beschaffung der öffentlichen Geldbedürfnisse haben die 
Stadtverordneten zu sorgen," wäre hinzuzufügen: „mit Zustimmung des 
Magistrats;" 
ferner „ die Art der Deckung" , .. mit Zustimmung des Magistrat s, und findet 
eine Verschiedenheit der Mcynung statt, so wird die Vereinigungs Depu­
tation gebildet." 
Die Churmärkischen Stände begehren endlich die Aufhebung der durch 
das sogenannte Gensdarmerie Edict verordneten Einwürkung des Land­
raths, wodurch ihr in § 2 der Städte Ordnung ausgesprochenes Ver­
hältniss gegen die Staats Behörden vernichtet wird. 
Die grosscn Städte, wo Bildung, Wohlstand, Ausdähnung des Gemeinde 
\Vcsens einen ohnhedingten Anspruch auf eine freyere Bewegung gehen , 
müssen ohne alles Bedenken wieder vom Landrath befre yt und nach 
den §§ 2, 189 der Städte Ordnung durch die Provinzial Behörde behandelt 
werden; seine Einwürkung jedoch innerhalb des § 2 bey kleinen Städten, 
selbst bey mittleren , ist aber doch nützlich. 
Noch ist von Männern . die mit dem städtischen Wesen vertraut sind, 
gerügt worden , dass die Stadtverordneten die Gehälter und Zulagen 
der städtischen Officiantcn b estimmen , wodurch der Gehorsam unter­
graben wird. 
Soll der Magistrat verwalten, so müssen die Werkzeuge, durch die er 
verwaltet , von ihm abhängig seyn, er muss auf ihre Belohnung und 
Bestrafung Einfluss haben, er ist auch am besten geeignet , um ihr Be­
tragen zu bcurtheilen; dem Magistrat muss daher wo nicht die Er­
theilung der Zulagen , wenigst en s die Initiative der Gehaltsertheilungen 
und Veränderungen zust ehen . 
D a s H a u p t M o m e n t i n d e r G e m e i n d e V e r f a s s u n g ist 
eine tüchtige, religieus-sittliche, arbeitsame und arbeitsfähige Bürger­
schaft; 
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alle Municipal Einrichtungen sind kraftloos, wenn die Mehrzahl der 
Gemeinde aus einem rohen verarmten Pöbel besteht, daher sind richtige 
Vor s chriften üb e r Erth e ilun g d es Bürgerrechts 
der Grundstein des ganzen Gebäudes der Städte Ordnung. 
Das Bürgerrecht soll nach § 17 der Städte Ordnung jedem ertheilt wer­
den , der einen unbescholtenen Wandel geführt und sich redlich genährt 
hat; unter bescholtenem Wandel versteht man nach § 20 V erbrechen, 
so dreyjährige Zuchthaus Strafe zur Folge haben. 
Diese Bestimmung ist aber im grellsten Widerspruch mit dem Geist der 
Städte Ordnung, sie soll den Gemeingeist, den Bürgersinn beleben, in­
dem sie dem stimmfähigen Bürger (§ 15) das Recht beylegt, Stadt­
verordnete zu wählen und gewählt zu werden, Stadtämter zu bekleiden, 
an Stadt Deputationen Theil zu nehmen; es sinkt aber durch die ohn­
bedingte Zulassung aller Nichtverbrecher zum Bürgerstand sein mora­
lischer, intellectueller und Öconomischer Zustand, und es entsteht der 
Widerspruch, dass man dem bürgerlichen Leben eine freyere Bewegung 
giebt, während dem man den Bürger verunedelt und zum Gebrauch seiner 
Rechte unfähig macht. 

·Diese unglücklich en Folgen der Entwürdigung des Bürger Standes be­
klagen die Churmärkischen, Preu ssischen, Pommer'schen Landstände . 
Die Aufnahme zum Bürger muss, wenn man anders den Geist des Ge­
setzes aufrecht erhalten will, abhängig gemacht werden von dem Urtheil 
der Bürgerschaft, dem Besitz eines gewissen Vermögens, von der Gewerbe 
F ähigkeit und Sittlichkeit. 
Die Gemeinde hat das grösste Interesse bey der Annahme eines neuen 
Mitglieds ; von seiner Sittlichkeit, seinem Vermögen , öffentliche Lasten 
zu tragen , hängt seine Tüchtigkeit zu einem würdigen Gemeindemann 
ab, und ist die Verwandlung der Mehrheit der Bürgerschaft in eine Masse 
rohen Pöbels ein grosses Uebel - hier führe man statt cler Städte 
Ordnung eine strenge Polyzey Ordnung ein, best elle statt der Stadt­
verordneten Polyzey Diener und Büttels - und man hole sich die 
Data zu einer neuen Städte Ordnung von Botany Bay. 
„Men are qualified for civil liherty in exact proportion to their disposition 
to put moral chains upon their own appetites, in proportion as their love 
to justice is above their rapacity." Burke, „ On the French Revolution." 
p. 369. 
Hiezu kömmt, dass in den meisten Städten die Bürger ein Gemeinde 
Vermögen besitzen, Ansprüche auf Stiftungen, Stipendien u. s . w. haben 
und dass die Aufnahme neuer Bürger in das Eigenthum der alten ein-

. greift. 
Der neu aufzunehmende Bürger muss also vitam anteactam, Vermögen, 
Gewerbe Fähigkeit darthun, der Magistrat prüft und beurtheilt (§ 20); 
entsteht Beschwehrde über ungerechte Verweigerung, so entscheidet clie 
obere Behörde, nicht willkührlich, sondern nachdem beyde Theile gehört, 

27 
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nach dem I nlialt des Gesetzes und in der Regel die Autonomie der 
Gemeinde begünstigend. 
Ein sehr einsichtsvoller Mann 1) schlug zur Aufrechthaltung der Würdig­
keit der Bürgergemeinde und der daraus flie senden Tüchtigk eit des 
Bürgersinns vor, die Aufnahme von folgenden Bedingungen abhängig 
zu machen: 
1) Bezahlung einer Taxe für das Bürgerrecht, in grossen Städten von 
30--40 Thlr. ; in mittleren von 15- 20 Thlr. ; in kleinen von 10 Thlr. 
2) Der Aufzunehmende soll dieselbe Summe in die Spahrkasse des Orts 
oder des näch st belegenen einzahlen, auf 10 Jahr für Capital und Zinsen 
unablöslich. 
3) Endlich sollen die grossen und mittleren Städte sogleich, die kleinen 
nach fünf J ahren berechtig t seyn, j edem die Aufnahme zu versagen , der 
seine Gedanken über eine Materie seines Fachs nicht deutlich, zusammen­
hängend, sprachrichtig, schriftlich vortragen und bis zur regula de tri 
cinschlic lieh rechnen kann. Eine solche Maa regel als wohlthätig für 
allgemeine Bildung empfiehlt auch Smith, T. IV. p. 97, cdit. Basil. 
Die Erhöhung der Aufnahme Taxe hat d ie Nachtheile aller Abgaben , sie 
vermindert das Capital des Gewerbetreibenden und ist nur ein schwacher 
Damm gegen das Eindringen des Schlechteren , das allein verhindert 
wird, wenn man die Aufnahme abhängig macht von dem nachgewiesenen 
Be itz eines angemessenen Vermögens, von der Gewerbetüchtigkeit, der 
Sittlichkeit, auch ehr zweckmässig ist die Vorschrift, dass in eine Spahr­
kasse eingesetzt und einige F ertigkeit im schriftlichen Ausdruck und 
Rechnen dargethan werde . 
ad § 23. Die dem Besitzer eines in der Stadt F eldmark gelegenen Grund­
stücks auferlegte Verbindlichkeit, das Bürgerrecht zu gewinnen oder es 
zu verkaufen, i t ein gewaltsamer Eingriff in das E igenthum des o in 
der Stadt Feldmark b egüterten Fremden. Ihn treffen ohnehin alle städti­
schen Realla ten, man mache es ihm zur Pflicht, das Bürgerrecht zu 
gewinnen , ohne solche Zwangsmittel anzu-wendeu. 
\Venn man angetragener Maasen bey der Ertheilung des Bürgerrechts 
verfährt, so muss man Beysassen und Schutzvcrwandte, die sich nicht zur 
Aufnahme eignen , zur Betreibung gewisser städtischen Gewerbe zulassen , 
und ist 
§ 34 die Zunft Ordnung oder die Bcfuguiss zum Gewerbeb etrieb der 
Gegen stand eines bcsondc1·cn Gesetzes. 
§§33, 67, 68. Ich halte es für bedenklich , in kleinen und mittleren Städten 
einer geringen Zahl von Stadtverordnet en die Befugniss zu ertheilen , 
die Communal Abgaben zu vcrwilligen (§ 109), 
das Communal Vermögen zu veräussern. 
Man begründet den Antrag auf Verminderung der gesetzlichen Anzahl 
der Stadtverordneten mit der Schwierigkeit, in den kleinen und mittleren 

1) Kunlh, s. oben S. 318. 
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Städten hinlänglich qualificirte Subject e zu finden. Die inneren An­
gelegenheiten der Stüdte, besonder s der mittleren und kleinen, beziehen 
sich auf städtisches Vermögen, Bauten, Armen Anstalten , Schulen. Zu 
den drey erst en Gegen ständen gehört Redlichkeit, gewöhnliche öcono­
mische K enntniss, Menschenliebe ; die Art der Theilnahme an der letztem 
bestimmen die Gesetze. Man bedarf also zu Stadtverordneten keine 
Menschen von gelehrter Bildung, sondern durch Leb en serfahrung, die 
sie aus ihrem Beruf schöpfen, gebildet e, die ihre Gemeinde 1 i e b e n und 
k e n n e n , denn die ihnen zugewiesenen Geschäfte liegen im Bereich 
des g e s u n d e n Menschenverstandes, verbunden mit treuen und wohl­
wollenden Gesinnungen. 
§ 73. Das Wählen nach Classen hat Vorzüge vor dem Wählen nach 
Bezirken; Identität der Erziehung, des Berufs und Lebenszwecks giebt 
mannichfaltige Berührungen, Uebcreinstimmung in Ansichten, Inter­
essen , welche aus dem Zusammenwohnen in einem Stadtviertel, selbst in 
einem Haus, nicht entstehen. 
ad § 84. Bey kleinen und mittleren Städten ist die Einschränkung 
nicht anwendbar, dass der stimmfähige Bürger nur im Bezirk seiner 
Wohnung wählbar sey. 
§ 85. Warum soll die ;\..ngesessenheit mit Häusern ein mehreres Recht, 
eine bessere Qualification zu den Verrichtungen eines Stadtverordnet en 
geben als Grundeigenthum, Capital Vermögen in einem bedeutenden 
Gewerbe verwandt, oder sonstiges ansehnliches Eigcnthum? Warum 
durch solche willkührliche Bestimmung eine Anzahl der gebildeten Classe 
ausschliessen ? 
§ 86. Die ausscheidenden Stadtverordneten sind doch wieder wähl­
bar? 
ad § 151. Diese Bestimmung ist der Sache vollkommen angemessen, 
sie erleichtert einer grossen Anzahl von Bürgern die Theilnahme an 
städtischen Angelegenheiten und Erspahrung an Gehälternl). Ohnehin 
sind die Geschäfte einer Magistrats Persohn nicht so bedeutend, dass sie 
nicht zugleich ihr Gewerbe treiben könnte; nöthigt man doch keinen 
Gutsbesitzer wegen seines Staatsdienst es die Verwaltung seiner Güter 
aufzugehen, warum sollte der Ackerbürger, der Gewerbetreibende es thun. 
Die Erfahrung lehrt auch, dass die meisten Magistrats Persohnen, z. B . 
Burgemeister, wenn sie gleich kein Gewerbe treiben, auf mancherlcy 
andere Art suchen, ihr Einkommen zu v erbessern, z. B. durch Advociren, 
Rentmcistcreyen u . s . w., da ohnehin das Gemeinde Wesen einer kleinen 
oder mittlern Stadt nicht von dem Umfang ist , die ganzen Kräfte eines 
Mannes, wäre er selbst Burgem cist er , in Anspruch zu nehmen , zumal 
da er an den übrigen Magistrats Mitgliedern und Bürger Deputationen 
Hülfe hat. 
Aus dem bisher Vorgetragen en ergeben sich folgende Resultate : 
1

) Hier wäre wohl eigentlich zu lesen: „ und bcwürkt ei1ic Erspahnmg ... " 
27* 
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1) Man b estimme genauer das Verhältniss des Magistrats zu den Stadt­
verordneten; 
2) bilde eine Anstalt zur Ausgleichung der zwisch en heyden entstehenden 
Differenzen; 
3) man führe passende Wahl Formen ein, und erhöhe den Vermögen satz 
des activen und passiven Wahlrechts; 
4) -bilde die Bürger Deputationen zweckmässiger; 
5) hefreye die grossen Städte von der Aufsicht des Landraths, die nur 
bey mittlern und kleinen Städten bestehen bleibt; 
6) lege dem Magistrat die Initiative zu Geh alts Verändel'Ungen bcy; 
7) und sorge durch zweckmässigc Normen hcy Ertheilung des Bürger­
rechts für die Erhaltung einer tüchtigen , religicus-sittlichen, arbeits­
fähigen und arbeitsamen Bürgerschaft. 
§ 161. Bey der Bestimmung der P ensionen der ausscheidenden Magistrats 
Persohnen muss auf Alter, Dienstzeit, bish eriges Diensthenehmen Rück­
sicht genommen werden. I st das Alter unter 40 und die Dien stzeit 
unter 10 Jahren, so ist die Hälfte des Gehalts das Maximum der P ension. 
Acltcre tüchtige Magistrats P ersohnen erhalten eine verhältnissmässige, 
ihren Diensten und den Kräften des städtischen Vermögens angemessene 
P ension. 

Denkschrift Steins „ U eher das Cataster W escn in den W estphälischen 
Provinzen" Cappenherg, September 1826 
St. A. Konzept 

Analyse und .Kritilc der lnstrulct.ion iibcr das Verfahren bei der Catastrienrng in den 
rheiniscl1-westfälischen Provinzen. Stein im Ganzen mit <lcr lnstrulction zufrieden, 
wiinscht aber eine stärkere Zuriiclcdrä11gu11g des bureaulcratischen Elements, eine 
stärlcerc llcranziehung der Ei11gesesse11cn und ständischer Deputierter. 

Die allgemeine lnstruction über das V erfahren hey Catastrirung der 
Rheinisch-Westphälisch en Provinzen , dd. Berlin, den 12. Februar 1822 
ist mit grosser Sachkenntniss und Vorsicht verfasst und lässt wenig zu 
wünschen übrig. 
Die wichtigste und b ey einem Geschäfte von dem Umfang der Catastri­
rung eines grossen Landes nie ganz zu beseitigende Schwierigkeit ist die 
Auffindung einer hinlänglichen Anzahl tüchtiger Taxatoren, die land­
wirthschaftlich e Kenntnisse mit strenger Gewissenhaftigkeit, Gründ­
lichkeit und Entfernung von einem hochfahrenden , dünkelvollen Be­
nehmen verbinden , von der Wichtigkeit ihres Berufs durchdrungen 
und entfernt sind, ihn als ein Erwerbsmittel anzuseh en. 
Folgt zunächst eine lcurze Darstellung des Hauptinhalts cler Instrulction, 
vornehmlich des Instanzen zugs beim ganzen Verfahren. 
Das ganze vorgezeichnete V erfahren b eweist den ernsten reinen Willen 
der obersten Behörden , dass die grösste Vorsicht, Gründlichkeit, Un­
partheylichkcit angewandt und richtige R einerträge ausgemittelt werden. 
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J edem einzelnen sind manchcrley Wege eröffnet zur Anbringung seiner 
Beschwehrdcn , und die Arbeiten der Schätzungs und Vermessungs 
Beamt en sind m ancherley Prüfungen unterworfen . Sind also die Bc­
schwehrdcn über zu hoch oder fehlerhaft ausgemittelte Reinerträge so 
häufig, so liegt es weniger an der Zweckmässigkeit der I n struction als 
an ihrer unvollkommenen Anwendung ... 
Zu der vollkommeneren Organisation der Catastcr Commission würden 
ohnstrcitig folgende Abänderungen b cytragcn: 
I. Der Willkühr des Abschätzungs Commissars ist zu viel überlassen , die 
Per söhnlichkeit dieser Männer , denen man höch sten s Routine und halbe 
Bildung zusprech en kann, und die Wichtigkeit des Geschäfts erfodern 
aber eine Beschränkung ihrer Eigenmacht . . . Wieviel Sorgfalt crfodcrt 
nicht die Ausmittlung des Reinertrags bcy der Fes tsetzung der St eu er , so 
während langer P erioden , in denen den Steuerpflichtigen mannichfaltige 
Unglück sfälle treffen können , ohnvcrändert best eht. 
Die Bestimmung der Classen in jeder Gemeinde und die Auswahl der 
Must er stücke j eder einzelnen Classe b ewürkt ein einziger Einschät­
zungs Commissar (§§ 113. 114). Dieser oder ein anderer vcrthcilt sämt­
liche Grundstücke in diese Classcn (§ 119), und die sehr zwcckmässigc 
Bestimmung, dass die Einsch altung durch drcy Landwirtbe gesch ehen 
solle, wovon zwey aus der Gemeinde und einer aus einer angränzenden , 
ist hier in der Gegend nicht in Anwendung gekommen. Dies müsst e aber 
nicht allein gesch eh en , sondern auch durch die Ab schätzung in der Art 
ausgedähnt werden , dass ein Commissar und drey Gem einde Glieder sie 
gemeinschaftlich vornehmen. Denn die Bestimmung der Classen und die 
Auswahl der Musterstücke erfodern einen h oh en Grad von Umsicht , eine 
gen aue örtlich e K enntniss des Boden s, der Cultur, und es sind Bcyspicle 
von handgreiflich en .. . lrrthümcrn bek annt ... 
Die Benützung der gründlich en Kenntniss der Dcputirten aus den be­
st eu ert werdenden Gemeinden , geprüft durch das Urtheil eines ilrncn 
gegenüber stehenden Mitglied s einer b enachbarten, mittelbar int crcssir­
t cn , ist ein sichereres Mittel zur Erforschung der \Vahrhcit, versch afft 
richtigere Resultate als das oberflächlich e Beobachten eines flüchtig 
durch die Gemarkung hinwandcrndcn ... Commissars. 
Daher is t Ab- und Einschätzung durch Deputirte aus der best euerten 
Gemeinde unter Einwürkung eines solch en aus einer benachbarten intcr­
cssir tcn Gemeinde in anderen Ländern, wo man catastrirt, als ein vorzü g­
liches Mittel, um Wahrheit zu erlangen, gewählt worden , zum Beyspicl 
in Piem ont (Memoires sur les impositiones. T. I. p . 194). 
II. Die Untersuchung der Beschwehrdcn gegen die Einschätzung verrich­
t et (§ 169) der Abschätzungs Commis ar , m an sollte nicht alles e inem 
E inzelnen anvertrauen , sondern die E insch ätzungs Dcputirtcn zuzieh en. 
III. Bey der Au smittlung des s teu erbaren E rtrags (§ 131) sollen Kauf­
briefe , Thcilungs Verträge, Pacht Ertrüge zugrunde gelegt ... werden, 
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alles sehr zweckmässige Mittel, um dem Irrtum u n d der Willkühr Gränzen 
zu setzen . . . E s ist ein grosses Uebel, dass Catast er Officianten ihr oft 
nur oberflächliches Urteil an die Stelle der Pachtbriefe setzen ... 
IV. Bey der Zusammen setzung der Prüfung. Commission ist zwar nichts 
zu erinnern, sie würde aber wohltä tiger würken 
1) wenn sie die Beschwehrde Führenden p ersöhnlich vorliesse, ihre Be­

schwehrden nochmals prüfte und sie einzeln beschiede, 
2) die Haupt Beschwehrden ganzer Gemeinden an Ort und Stelle unter­

suchte und nicht in der Stube, da bey Catast er Arbeiten .. . alles auf 
Oertlichkeit ankommt und Stubenprüfungen hier so wenig Werth 
haben wie b ey Strohm-, \Vegb au- , Ber gwerks-, F orst R evision en ... 

V. Nachwei s, dass der für den Amsbergischen R egierungsbezirk angesetzte 
Diirchsclmittspreis des Roggens zu hoch sey. 
Noch schien unter den Cataster Officianten die Meynun g zu herrschen als 
beschränke sich der Zweck ihrer Arbeiten auf gleichmässige Vertheilung der 
b est ehenden Steu erquoten der in einen Catast er Verband gesetzten Ge­
m einden unter sie und die einzelnen Steuerpflichtigen , es käme also weni­
ger auf absolute \Vahrheit der Reinerträge als auf einen idealen prop ortio­
n alen Maasstab an, nach dem alle Steuerpflichtigen beh andelt würden , 
undhier mit rechtfertigen sie ihre übertriebenen und unwahren R einerträge. 
Diese Ansicht aber ist durchaus falsch , sie ist gegen die Instrukt ion , die 
Vorschriften enthält zur Au smittlung eines wahrh eitsgemäs. en würk­
lich en R einertrags, nicht eines idealen. 
Das Catast er ist ein Gegenstand von höch st er Wichtigkeit, es trifft für 
ein Mensch enalter den Wohlstand des einzelnen , der Provinz, es be­
stimmt d as Beytragsvcrhältniss der Provinzen untereinander . Ueber­
st euerung t ö te t , mässige Besteu erung belebt den Ack erbau. 
Die Landstände als Grundeigenthümer und gcset zmässige 01·gan e der 
Provinz (Edict d . d . Berlin 5 . Juny 1823) sind eigens dazu berufen, auf 
den Gang des Cataster Geschäfts, auf die Beobachtung der lnstruction 
d . d. 12. Februar 1822 zu wach en , dah er ist ib1·e Mitwissen schaft von dem 
Gang der Catast er Arbeiten wesentlich. Sie wird nicht erlernt durch die 
fra gmentarisch e Bekanntsch aft mit den den Einzelnen bet reffenden 
Steuererträgen und kann es nur werden durch Beyordnung einiger st än­
disch er Mitglieder zu der nach § 12 gebildet en Cataster Com mission. 
Die Bestimmung dieser Mitglieder ist , K enntni s zu n ehmen von dem Gan g 
der Cat ast er Arbeiten , seiner Ueb ereinstimmung mit der lnstruction , dem 
Verfahren bey den R eclamationen und Theilnahme an ihrer Prüfung . 
Auf eine solche Beyordnung von st ändisch en Mitgliedern bey der Ca­
tast er Commission wäre also anzutragen , sie ist nothwendig, der gesetz­
lich en Bestimmung der Stände angemessen und mit der früheren sich 
sehr nützlich b ewährt habenden Verfassung der Westphälischen und 
insbesondere der Cleve Märkischen Stände übereinst immend. 
1) Vgl. dazu die ausführliche Denkschrift Steins über diesen Gegenstaud vom 10. Nov. 1826. 
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Denkschrift Steins „ Zusätze zu den Bemerkungen über die Geschäfts­
ordnung auf dem Landtag" Cappenberg, 2. Oktober 1826 
St . A. K onzept 

Zusammc11sctz1u1g der Landtagsausscltii sse. Vertrauen auf de11 gesunden politischen 

Sinn aller B eteiligten . Die Stellung der Mediatisierten auf dem Landtag. 

B ehandelt zunächst rein technische Angelegenheiten (Protokollfii.hrung, 
Herstellung von Landtagsdruc1cscichen, Notwendiglwit der Bildung einzelner 
Ausschüsse.) 
Bey der Zusammensetzung der Ausschüsse ist die Verschiedenheit der 
Stände, der Provinzen und die Natur des Geschäftes zu berück ichtigen, 
und erfodert die letz tere nicht immer die Bildung au. allen drcy Ständen. 
In der R egel collidirt keineswegs clas Interesse der verschiedenen Stände, 
ausnahmsweise könnte es bcy der Ablösung. Ord1rnng der Fall seyn , 
hier wird der Ausschuss nur aus dem zweytcn und dritten Stand zu­
sammengesetzt und wächst dem zwcyten die Stimme des ersten Standes 
zu. Anders ist es in der Plcnar V crsammlung, wo sich vor das Erste die 
Sache nicht abändern lässt. 
Ich habe das Vertrauen auf den b esonnenen, ruhigen , rechtlicl1cn Cha­
rakter der Wcstphälingcr überhaupt und der Mitglieder des gegenwär­
tigen Landtags insb esondere, dass Parthey Geist und Bitterkeit über 
das wahre Interesse des Vaterlandes nicht vorherrsch en werden. 
Uebcr das Benehmen und Erscheinen des Mcdiatisirten und ihr E in­
würken auf die Landtags V crbandlungen kaun ich nicllt urtheilcn. 
Uebel ist es, dass viele von ihnen Undeutsche, mit der Sprache . elbst 
unbekannt sind, z.B. Loos, Croy, Arenberg, andere dem Vaterland ab­
gestorben, z.B. Salm-Kirberg, Salm-Anholt, andere durch cliinkclvollc 
Ansprüche von der Theilnahme abgehalten , z. B. Bentheim-Steinfurt 
welche Stellvertreter sie senden, wird clie Zeit lehren. 
Notwendigkeit eines guten Landteigs-Sekretärs. 

Iogcrslebcn an Stein 
Luudc•huus MU.nstcr. Fach 44. Nr. 2. 

Koblenz, 8. Oktohcr 1826 

Die Frage der Einfülirung der S tiidtc-Ordmmg fo den Rheinlanden. lngerslebcn mit 

den R egierungen cles Obcrpräsidialbczirks Koblenz gegen die Einfiihru.ng ci11 cr beson­

deren Stäclte-Ord11u11g, fiir Schaff1mg einer allgemci11cn Kommiuial-Orcl11u11g . Be­

gründ1mg dieses S ta11clp11nkts . 

Euer Excellenz hoch geneigtes Schreiben vom 22. v. M. habe ich zu erhal­
ten die Ehre gehabt und statte Den selben für clic m ir ungemein will­
kommene Mittheilung Dero An ichten über clic erforderlich en Modifi­
cationen der Städte-Ordnung meinen verbindlich sten Dank ab. 
Euer Excellcuz Bemerkungen über clie Vorzüge clicscs Gesetzes uncl über 
die wüuschenswcrthen Verbesserungen desselben s ind sehr begründet, 
und ich habe in meinem früheren Wirkungskreise in Pommern oft Ge­
legenheit gehabt, dieselben Bemerkungen zu mach en. Auch cla König-
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liebe Ministerium des Innernfand scbonim J abre 1816 die Umarbeitung der 
Städte-Ordnung nothwcndig und sandte den neuen Entwurf den damali­
gen beiden Rbcini eben Obcrprä iclentcn zur Begutachtun g nach Rück­
sprache mit den R egierungen, um h iernäch st die Einführung der modificir­
t cn Städle-Ordnung bei des König Majestät in Antrag bringen zu könncn 1) . 

Die Regierungen zu Trier, Aach en , Coblenz, welche damals zu meinem 
Oberpräsidial-Bezirk gehörten , erklärten sich einstimmig gegen die Ein­
führung einer Städte-Ordnung und bcvorworteten eine allgem eine Com­
munal-Ordnung, in welch er Ar t die Erklärungen des Cölnisch cn Ober­
präsidial-Bczirks ausgefa llen ind, ergeben die im Jahre 1822 an mich 
überlieferten Akten nicht. 
Das Königliche Ministerium des Innern hat diese Angelegenheit bi zum 
Jahre 1823 auf sich beruhen lassen , damals mit Ausnahme von mir alle 
übrigen Oberpräsidenten zur Au arbeitung 
1) eines Entwurfs der Modification cn , welche d ie Städte-Ordnung er­
fordern dürfte , 
2) eine Entwurfs zu einer Hindlichen Communal-Orclnung aufgefordert. 
Später ward mir die deshalb an den Herrn Oberpräsidenten von Vinck c 
Exc. unter dem 27. Juny 1823 erlassenene Verfügung .. . mitgctbcilt, 
um nach Analogie der in dem Allgemeinen Landrechte und dessen Er­
gänzungen, sowie in der SUidtc-Ordnung enthaltenen Vorschriften unter 
Berücksichtigung der in den Rheinprovinzen best ehenden b esonderen 
örtlichen und provinziellen Verhältnisse und bish er igen Verwaltungs­
formen eine Communal Ordnun g sowohl für d ie Städte als da platte 
Land der Rbeinprovinzcn zu entwerfen. 
Nichtsdestoweniger lies ich von der zu d iesem Zweck zu sammenberufr ­
ncn aus Räthen aller Rhcini chen Regierungen und 3 Land.räthen bes tan­
denen Commission zuvörders t die Frage in Berathuug nchmen , obnurcinc 
Communal-Ordnun g für alle Gemeinen der Rbcinprovinzcn oder eine SLäche 
und eine ländliche Communal-Ordnung für angem essen zu halten ? 
Die Commission war einstimmig der Meinung, dass es nur e in e r Ord­
nung für alle Gemeinden bedürfe. 
Ich bin dieser Meinung beigetret en , und es ist daher auch nur e in e 
Communal-Ordnung au. gearbeitet worden , sie befindet sich seit dem 
April 1824 in Berlin , und ich habe bisher nicht erfahren, ob . ic Beyfall 
gefunden bat. 
Bei dem grossen Werthe, welchen ich auf Euer Exccllenz Urtheil lege, 
nehme ich mir die Freiheit, Denselb en eine Abschrift dieses Entwmf 
mit der Bitte .. . zu übersenden , wenn e Euer Excellenz Zeit gestaltet , 
mir Dero Meinung darüber . . . mittheilen zu wollen . Erbietet sich ausser­
clem z iir Uebersendung der B emtungsprotokolle. 

1) Vgl. zum Folgenden die Akten im Geh. Staatsarchiv Ilerlin. Rep. 77, Tit. 479. N r. 67. 
Dort fehlt a llerdings, ebenso wie bei Steins Papieren, Ingerslebcns unten crwiilrntcs Gut­
uchtcn . 
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Die Ursachen, aus welchen man eine besondere Städte-Ordnung nicht 
für nöthig hielt, sind folgende : 
In den Rheinprovinzen giebt es zwischen Stadt und Land keinen Unter­
schied , Stadtrecht, Gemeinerecht, Dorfrecht sind jetzt gleich ... 
Der frühere Unterschied zwischen Stadt und Land, insofern er auf Gc­
werbsberechtigungcn beruht, würde nicht wieder herzust ellen scyn, wenn 
derselbe, wie j edoch nicht zu vermuthen ist, nöthig oder auch nur nützlich 
gefunden werden sollte . E s könnte daher die Einführung einer besonde­
ren Städte-Ordnung nur in solchen Gemeinen stattfinden , die entweder 
durch ihre Grössc oder durch ihre vormalige Landtagsfähigkeit auf eine 
Begünstigung Anspruch hätten. 
In beiden Regierungsbezirken gicbt es nur 

26 Gemeinen, die über 4000 Seelen, nur 
38 Gemeinen, die über 3000 Seelen, nur 
59 Gemeinen, die über 2000 Seelen enthalten. 

120 Gemeinen nehmen unmittelbar oder mittelbar an dem R echte zur Wahl 
der Deputirten des 3 t en Standes auf dem Rheinischen Landtage thcil. .. 
Die Aussonderung von einer geringen Anzahl von Gemeinen , um sie durch 
eine ver schiedene Verwaltungsweise zu bevorrechten, ist nicht durch 
eigcnthümliche Verhältnisse geboten, wohl aber machen die ausgedehnte­
ren Bedürfnisse einer volkreich en Gemeine ein grösseres Verwaltungs­
Per sonal nothwendig. 
Die Communal-Ordnung ist daher auf so allgemeine Bestimmungen zu­
rückgeführt worden , dass sie in allen Gemeinen ohne Unterschied wird 
zur Anwendung kommen können. Da sie ganz in dem Geist e der Städtc­
Ordnung gedacht ist, so werden die grösseren Gemeinen , wenn man diese 
Städte nennen will, den Städten in den älteren Provinzen gleichgestellt 
und den kleineren Gemeinen, wie solcher auch der Gleichheit ihrer 
Rechte angemessen ist, gleiche Vertretung und gleiche Verwaltung, 
natürlich in geringerer P ersonenzahl zu theil. 
Endlich ist die Verwaltung der grösseren Gemeinen der Rhcinprovinzen 
bisher nicht viel weniger kostbar gewesen als die der Städte von gleichem 
Umfang in den älteren Provinzen, und dieser Vorzug der noch jetzt be­
st ehenden Communal-Vcrfassung wird bey Gen ehmigung des anliegen­
den Entwurfs den grösscrcn Gemeinen bleiben . D en kleineren Gem einen 
können nicht alle Verwaltungskosten erspart werden , wie wohl in man­
chen älteren Provinzen der Fall seyn mag, weil keine Gutsh errschaften 
vorhanden sind, denen die Polizei zust eht, allein es ist darauf Bedacht 
genommen, dass diese Kost en überall in billigem Verhältnisse st ehen. 
Dem H errn Geh. St. R. Niebuhr habe ich unterm 4. d. M. eine Abschrift Euer 
Excellenz Bemerkungen 1) mit der Bitte übersandt, seine Ansichten mir 
recht bald zur Beförderung an Euer Excellenz zukommen zu lassen ... 

1
) Vgl. dazu Niebuhrs Denkschrift unten S. 428 ff. , sowie Steins Bemerkungen vom 

17. Oktober. 
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Stein an Inger sleben Cappenberg, 10. Oktober 1826 
Luud eshnus MH11ster. Fnch 44. N r. 2 Konzept 

'Widerlegt Ingerslcbe11 s am 8. Oktober entwickelte Gründe für die Ei11fiihrimg einer 
allgemeinen Komrmm.al-Ordnung, gegen die Einfiilirnng der Städte-Ordnung im Rheiri­
land unter Hinweis a1if die grundlegenden U11terschiede in der Strnkt.ur der Stadt- und 
Landgemeinden. S tein fi.ir Schaff urig einer Städte-Ordnung in Anlehnung an die 
Städte-Ord1mng vori 1808 und fiir Schaffung ei11er Landgemein.clc-Ordn.ung u11ter mög­
lichst weitgehender Anlehnung an altwestfälischc Eiriricht.ungen. 

Ew. Excellenz fodern mich nach Ihrem sehr verehrten Schreiben d. d. 
Coblenz 8. m . c . auf zur Abgebung meines Gutachten s über die Frage, 
ob für Stadt und Land eine gemeinschaftliche Communal Ordnung, oder 
für j edes eine b esondere zu entwerfen sey. 
Diese Vorfrage ist zwar, so viel mir bekannt, bey den ober sten Behörden 
entschieden, da man bey dem Landtag zu Merseburg das Gutachten 
der Stände allein über die Städte Ordnung vernommen und über die­
jenigen Modificationen des gedachten Gesetzes, welche nicht nur nach 
den zeitherigcn Erfahrungen im Allgemeinen, sondern auch nach den 
dortigen Provinzial Verhältnissen insonderheit erfoderlich seyn dürften. 
Da nun eine ähnliche Proposition an clie Rheinischen und Westphälischen 
Landtage wahrscheinlich geschehen wird, so hatte ich mich auf die Be­
arbeit ung der Städte Ordnung eingeschränkt, ohne darum nicht weniger 
von Nothwcncligkeit einer ländlichen besonderen Gemeinde Ordnung 
überzeugt zu seyn. 
Als Gründe für eine Stadt und Land umfassenden Gemeinde Ordnung 
werden angeführt 
1) die Identität von städtischen und ländlichen Gemeinde Verfass·ungcn 
in Rhein-Westphalen, da durch die eingeführte allgemeine Gewerbe 
Freyheit die Gränzen zwischen städtischer und ländlicher Industrie auf­
gehoben . 
2) E s sey kein Grund vorhanden, einigen grösseren Gemeinden eine 
günstigere Verfassung zu geb en und der Mehrzahl diese Vortheile vorzu­
enthalten . 
Die Verschiedenheit zwischen Stadt und Land liegt aber nicht in gewissen 
polyzeylichen Einrichtungen , dem Gewerbe Zwang, der Bannmeile u.s .f., 
sondern in der Natur der Sache, daher denn in allen Sprachen für b eyde 
Institutionen verschiedene Benennungen gebraucht worden sind und 
werden. Sie liegt in der Ver schiedenheit der Wohnart und der Beschäfti­
gung der Bewohner. In der Stadt st ehen die Wohnungen in umnittel­
barcr Berührung auf einem engen Raum zusammen gedrängt. Hiedurch 
bilden sich nachbarliche Verhältnisse, eigenthümliche Einrichtungen , 
die das Zusammenwohnen erleichtern in Hinsicht auf Communication, 
R einlichkeit, Gesundheit, Sicherheit. Die Bewohner der Stadt sind in 
der Regel Gewerbetreibende, Verzehrer aller Art, öffentliche Beamte, 
ihre wech selseitigen Beziehungen s ind inancherley Art und erfodcrn 
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wieder ganz besondere und vollkommenere Anstalten zur Anschaffung 
der Bedürfnisse des Lebens, zur Leitung ihrer Beschäft igungen , Verpfle­
gung der Armen , Erziehung der Kinder. Alles dieses er scheint ganz 
anders auf dem Lande, die Wohnungen stehen einzeln, wohl gar, wie in 
Westphalen , zer streut, die Bewohner haben nur ein H aupt Geschäft, 
Landwirthschaft, alles dies ist äusser st einfach. 
Will man nun eine so verschieden artige Gemeinden umfassende Ordnung 
entwerfen, so zwängt man ganz von einander abweichende Dinge unter 
eine Formul zusammen und überlädt eine Gemeinde Ordnung für das 
platte Land mit einer Menge von Bestimmungen , die ganz unanwendbar 
oder wenigsten s überflüssig sind und für den Beamten , der sie anwenden 
und den Eingesessen en, den sie leiten sollen , unverständlich werden. 
Bin ich gleich der Meynung, dass eine Städte Ordnung für die Städte 
für sich best eh en muss, so halte ich dennoch eine Gem einde Ordnung 
für das platte Land für ein dringendes Bedürfniss , das man hier in West­
phalen sehr lebhaft fühlt. Eine solche Communal Verfassung bestand 
seit mehreren J ahrhunderten in Cleve-Mark, Geldern bis 1806, hier waren 
Erbentage, Kirch spielstage u.s.w., die sich wieder an die Provinzial 
Landtage anschlossen. Der allgemeine Wunsch ist ihre Wiederherstel­
lung, und er wird wahrscheinlich auf dem Landtag ausgesprochen werden. 
Ew. Excellen z kann H. v. Wylich über diese Verfassung eine vorläufige 
Auskunft geben, eine vollständige D arst ellung findet sich in der eh em a­
ligen Clevisch en Kriegs- und Domänenkammer Registratur 1) und in den 
Akten über Steu er Verfassung, Erhentage, Anst ellung und Wahl der 
Reccpt oren . 
Mit der Organisation dieser Verfassung wurde während mehrerer J ahr­
hundcrte das Land verwaltet , Grund Steu ern und eine Men ge Pcr sohnal 
Steu ern ... erhoben, ein sehr verwick eltes Canton s und Tabellen Wesen 
geführt , Armeen mobil gemacht, Chausseen gebaut u.s.w., und der gan ze 
Mechanism war wohlfeiler , einfacher und tücht iger wie unsere unglück ­
liche pseudo-französische Burgemcistcrey Anstalt, mit der ich nichts 
ähnlich es und gleich schlechtes in k einem mir bekannten Deutschen 
Land finde . 

1) Vgl. Bd. I. S. 229, Anm. 1, sowie die undatierte Aufzeichnung Steins über die 
Sti\ndc von Kleve-Mark am Schluss des Text-Teils des nächsten Bandes. 
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Denkschrift Niebuhrs über die Städte-Ordnung 
St. A. Eigenh. 

(Bonn, H erbst 1826] 

N iebuhr gegen die allgemeine EinFulirung der Städte-Ordnung von 1808 in de" west­
lichen Provinzw Prwssens. Vort k~m.servativen Bedenken gegen allgemeine Kodi­
fikat.ionen a1Lsgehend, k<Jmm.t er zu der Forderung nach einer fur verschiedene Arten 
von Städten abgestufte" und der lokale" 1md geschichtliche" Eigenart derselben aufs 
engste angepassten Verfassring, verlangt, dass keiner St.adt eine Verfassung gegen ilirert 
Willen aufgedrängt werden dürfe, dass vor allem der Entwurf dazu autoritat iv und nicht 
deliberierend ausgearbeitet werde. DeTL Gemeinden soll clie Verwalt.urig des höheren 
U nt.erricht.s nicht anvertraut werden. JVahlverfahren nach Korporatio11e11 oder Klassen. 
Sehr gchürr.steltcs Vcrwaltu11gsschema. 

Die Erhebung der Gemeinden zu mündigen , ihre eigenen Angelegenheiten 
selbst verwaltenden moralischen Per oncn ist eine von den Unterneh­
mungen, welche sich nicht von der Hand weisen l ässt, weil die Gewohn­
heiten der Unmündigkeit, je länger sie einwurzeln, um so unheilbarer 
werden - an die man aber nur mit schweren Bedenklichkeiten gehen 
kann. Denn es verhält sich damit wie mit den allgemeinen Landesver­
fassungen: der nämliche geschriebene Buch stabe und die nämlichen 
Formen haben zu verschiedenen Zeiten völlig verschiedene Bedeutungen 
und Folgen. Das Daseyn in m ehrerem oder minderem Grad oder die 
Abwesenheit von Verständigk eit und tüchtiger Gesinnung machen die 
gleich e Freyhcit mehr oder minder heilsam oder ganz verderblich; es 
giebt Völker, der en Verdorbenheit so gross ist, dass irgend einige Unab­
hängigkeit der Individuen unerträglich für die kleine Zahl Notabeln scyn 
würde, welche, wenn auch wenig rcspectabel , doch anständiger sind als 
der grossc Haufe. Die Veränderung in dem inncrn Zustand der Engländer 
i. t o gross, dass die frieden srichterliche Verfassung jetzt von der Regie­
rung und fa st der ganzen Nation als unhaltbar betrachtet und ihre Ab­
st ellung gewünscht wird nachdem sie in dem Zeitraum 1770-1800 als 
wesentlich h eilsam anerkannt war; wo hingegen vor hundert Jahren , aus 
ganz andern Ursachen als j etzt, die nämlich e Einrichtung auch sehr ver­
hasst war. 
In Zeiten und Gegenden, wo die Bürgerschaften so weit entfernt davon 
sind, eigen e Verwaltung als ein Bcdürfoiss zu fordern, dass sie v ielmehr 
sich als vor einer Bürde fürchten, damit b elast et zu werden, giebt die 
Hoffnung, dass die Unvollkommenheiten der Formen durch instinkt­
mässige Anpassung für das Bedürfoiss gehoben werden dürfen , wenig 
Trost. 
Vor allem unter solchen ungünstigen Umständen - deren Dascyn in 
diesen Rheingegcndcn gewiss niemand läugncn kann - muss ich bey der 
Einführung einer Städteverfassung die Befolgung nach steh ender Normen 
wünsch en: 

1) dass sie nicht nach einem allgemeinen , nur nach gewissen Klassen 
modificirten Schema gescheh e, sondern durch e inzelne Urkunden , welche 
allmälig für einen Ort nach dem andern, in Berücksichtigung seiner 
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Umstände und Verhältnisse erthcilt würd~n. D enn eine solche Geset z­
gebung soll der Natur nachahmen , welche, als die städtisch en Gemeinden 
sich nach und nach erwachsend bildet en , zu Bern eine ganz andere Ver­
fassung h er vorbrachte als zu Zürich. Sie muss hier , mit grosscr Umsicht 
überlegt , eintret en wie die nachhelfende Bildung eines Jünglings, dem ein 
wohlwollender und einsichtsvoller Vormund den Mangel des nöthigcn 
Unterrichts im Knabenalter ersetzen will. 
Dass ein gleichförmiges Schema nicht gut ist , zeigt sich eben an den in 
vielen kleinen Städten unläugbar sehr unerfreulich en R esultaten der in 
andern Städten derselben Kategorie wohhhkltigcn transalbinisch cn Stäcltc­
ordnung; und, um eines älteren Bcyspiels zu gedenken , an den F olgen 
der unter K arl V. gleichförmig gemachten Verfassungen der kleinen 
Schwäbischen Reich sst ä dte. - Ja, es lic sc sich wohl darthun, dass die 
E incrlcyheit der Verfassungen, welche bcy dem affranchisscmcnt des 
communes den Königlichen Städten in Frankreich gegeben wurden , eine 
der Ursachen is t , dass sie nie r echt gedieh en: weit mehr die einzelnen , 
welche cigcnthümliche Einrichtungen b ewahrt hatten . 
2) dass m an k einem Ort die E inrichtun g aufdringc, sondern es darauf 
ankom men lasse, dass der Wunsch , sie zu empfangen , au s einer Stadt ver­
nommen werde, so dass die Gewährung sich als eine Wohlthat und F ort­
schritt ankündige. Die Erfahrung wird dann helfen, b emerkte Fehler 
der früheren Statuten in den später en zu vermeiden. Gute Resultate 
werden, chon reizen , gleich e Frcyhcitcn zu wünschen . 
Der Verzug 'vird, nach dem wahren Wort: „gut Ding will Weile h aben" 
nicht zu b edauern scyn. 
3) Dass für die einzelnen Fälle ein einzelner Commissarius ernannt werde, 
um das Statut auszuarbeiten, k eine deliberirende Versammlung damit 
b eauftragt , welch e Geset ze zu entwerfen nie t au gt, nicht einmal eine 
Commission. Der Commissarius hätte h ernach au s den Not abeln des 
Orts eine Anzahl zu ver sammeln und mit ihnen seinen Entwurf zu hc­
rathcn , ohne dass diesen mehr als ein b crat h endes Gutachten zukkimc. 
Die Arbeit desselben wäre dann dem Oherpräsidio vorzulegen und ginge 
mit dessen Beurtheilung zur Königlichen Entsch eidung an den H of. 
Zur Norm für städtische Ordnungen im Allgemeinen möchte ich folgende 
Grundsätze aufs t ellen: 
Der Zweck ist: den Gemeinden als moralischen Pc1·sonen mündige Ver­
waltung ihrer gemeinsamen Angelegenheiten zu geh en , jedoch unter einer 
solchen Controllc, wie sie die nachthciligcn Strebungen selbst gclasscner 
Befu gnis. - d eren Eintret en man . ich nicht ahläugnen k ann - erhei­
sch en: die Strebungen , theils der ganzen Gemeinde, ihren Vorthcil auf 
Kost en des Staat s zu suchen , theils der Verwalter gegen die Gemein de 
selbst. 
Von dieser Ver waltung müssen nun zuerst Gegenstände ausgeschieden 
werden , zu deren Leitung eine einzelne Gemeinde nicht fähig ist , obwohl 
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sie sich leicht dazu b efugt wähnen wird. Dahin gehört vornähmlich der 
höhere gelehrte Unterricht, worüber , mit ganz seltenen persönlich en Aus­
nahmen , städtische Behörden auch nur in Hinsicht seiner Nützlichkeit 
und Nöthigkeit keine Einsicht haben. Die Obrigkeit einer Stadt, welche 
in ökonomisch er Hinsicht die allerbeilsamst en Folgen von der überelbi­
sch cn Städteordnung erfährt, hat in Hinsicht eines Gymnasiums, dessen 
Stellen zur Collation j enes Magistrats stehen, eine absch eulich e VerkeLrt­
heit der Gesinnung gezeigt. E s herrscht bey sonst sehr achtbaren Männern 
in städtischen Communen die Ansicht, was ein Bürger mit Nutzen lerne, 
ey Naturgeschichte (Affen und Käfer), Technologie u . s. w.; geistige 

Ausbildung sey Posse . Ich erinnere an den Widerwillen, den Aachen gegen 
das Gymnasium zeigt, dessen segenreiche Folgen die nächste Generation 
erkennen wird : überhaupt thut dieser Unterricht um so entscheidender 
Noth, je fremder die Einwohner der Vorst ellung seines Wcrths sind. Die 
Gegenstände, welche einer Gemeinde zu v erwalten überlassen werden 
können und sollen, sind auch nicht alle allen gemein, die innerhalb des 
nämlichen Weichbildes ansässig sind, dies ist bcy der Ernennung der 
städtischen Behörden und bey der Würksamkcit der Repräsentation 
der Bürgerschaft zu b eherzigen. Hier finden sich ganz v erschiedene 
Sphären. 
Der Theil des Unterrichts, dessen Anordnung die Städte selbst überneh­
men können , höhere Bürger- und Elementarschulen lassen zur Auf. icht 
und Controllc nur die Notabeln zu. Allein der nämlich e gemeine Bürger 
und Handwerker, welcher in den Kosten dieser Anstalten eine drückende 
Last siebt, die ihm sehr unnöthig däucht, kann einen sehr richtigen Blick 
über manche Polizey- und Wohlthätigkeits-Anstalt haben, Malver­
sationen wahrzunehmen, Fehler zu durch schauen. 
Als Norm für die Tauglichkeit zur Theilnahme an aller Leitung und Con­
trolle n eben der Fähigkeit und Einsicht dürfte man aufstellen: dass das 
Interesse des dazu Aufgerufenen am guten Erfolg grösser sey als der indi­
viduelle Gewinn, den er von der Vcrsäumniss haben könnte. Wenn die 
Hauseigcnthümer über die Verbesserung des Strassenpflast ers entsch ei­
den sollen an einem Ort, wo dessen Kosten nach der Haussteuer oder 
gar nach dem Maass der Länge der Häuser an der Strasse b estritten wer­
den , so wird nichts geschehen: wenn man aber diejenigen darüber ver­
fügen lässt, welche, nach ihren Gewerben oder sonst, Pferde h alten , so 
werden sie ein gutes Pflas ter herstellen, auch wenn sie, nach jenem Maass­
stab, eine beträchtliche Steuer trifft. 
Auch an denjenigen Orten, wo sonst die Städteordnung anerkannt viel 
Gutes geschafft hat , ist die Wahlart schlecht gefunden , und man wünscht 
ihre H.eformation. 
Alle Wahlen, welche von Leuten gehalten werden, die zusammen kommen , 
ohne sich zu k ennen , ohne vorher unter einander mit gegenseitigem Ver­
trauen zu überlegen , können nur durch blindes Glück gut gerathen. Ohne 
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Einungen und Corporationen kann k eine städtisch e Wahl und k eine 
Bürgerversammlung gedeihen . 
Ich habe k ein Geschick, Entwürfe in generalisirten Formeln zu machen; 
es sey mir erlaubt, einen einzelnen Fall in b estimmten Verhältnissen zu 
denken. 
E s werde ein Ort mittlerer Grösse angenommen , worin manche Fami­
lien angeseh en en Standes wohnhaft wären, sowohl unabhängige Män­
n er als Staatsdien er, daneb en sey darin ein Handelsstand und, wie 
allenthalben , vielerley Gewerke, dann Eigenthümer von Häusern und 
Grundstücken in der städtischen Flur, ausser den T agelöhnern und 
Arbeitern. 
In einer solch en Stadt würde ich fünf Klassen bilden . In die er ste kämen 
die Staatsdiener von höherem Rang, der in der Stadt für einen Theil des 
J ahres fest ansässige Provinzialadel und andere Rittergutsb esitzer, pro­
movirte Doctorcn (nach altdeutscher Sitte), solche die einen Königlich en 
Orden oder Ehrenzeichen hätten , Fabrikherren von b edeutenden Unter­
nehmungen und andere. Die zweyte Klasse enthielte in zwey Abthei­
lungen Grosshändler und Kleinhändler. Für die dritte wäre bey dem 
Statut ein Verzeichniss der für jetzt zu constituirenden Gewerbe gegeben; 
jedes von diesen könnte sich als Innung einrichten und Aufnahme for­
dern, die dies nicht thäten, deren Mitglieder hätten kein actives Stimm­
recht, wofern sie nicht in eine andere Klasse gehörten. Von Zunft­
wesen wäre hier die R ede nicht. In die Klasse der Grundeigcn­
thümer kämen nur die, welch e wenigstens die Hälfte des taxirten 
W erths frey von Hypothek en hesässen , es wäre denn, dass die H y ­
pothek bey Erbtheilung für Geschwist er constituirt wäre, dann ge­
nügte ein Viertheil. 
Diese vier Klassen nähmen nun Theil an den Municipalbefugni. sen , in 
ver schieden en Verhältnissen , die nach den Eigenthümlichkeiten bestimmt 
würden . J ede Klasse erwählte vierteljährig einen Vorst eher und dessen 
Stellvertret er , die Handwerker nicht unmittelbar, sondern dmch die 
versammelten Vorsteher der Gewerbe. Der letzt abgegangene und der 
fungirende Vorsteher j eder Klasse wählten zusammen drey Wahlmänner , 
einen aus jeder der andern drey Klassen , also zwölf; so dass mit den acht 
Vorstehern zwanzig wären. Diese \Vahlmänner ernennten dann zu den 
städtischen Aemtern und den Deputirten zu den Ständen, diesen letzten 
ohne einige R estriction unter allen Angehörigen einer der Klassen. 
Sie ernennten auch einen Zugeordneten aus der Klasse der Arbeiter , um 
in gewissen Fällen den Vorstehern beyzutret en. Unsere V Ol'fahren haben 
an m ehreren Orten und mit erspriesslich em Erfolg gesu cht, diesem 
Stande Theilnahme am gemeinen Wesen und höhere Ehre zu geben , ich 
habe namentlich in England unter Eisenarbeit ern an Fabrikorten man­
chen Mann aus dieser Klasse gekannt, welcher äusser st tüchtig urtheihe, 
nie aber soll man sie wählen lassen. 
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Die Vors teh er wären die Stadtverordneten , verpflichtet mit dem Magistrat 
in st et er Beziehung zu st ehen. Die Klassen versammelten sich alle vie1·­
zehu Tage, um ihren Vortrag zu hören. J eder Angehörige könnte, ohne 
sich zu nennen , v om ersten Versammlungstage im Vierteljahr an für die 
näch st e Vorst eh erwahl einen oder mehrere Namen vorschlagen , die von 
der Zeit an auf einer Tafel im Versammlungslocal ausgest ellt würden . 
Der Vors teher hätte sich zu versich ern, dass diese Candidatcn die politi­
sch en und moralischen Qualificationen der Wählbarkeit hätten , wäre 
das nicht, so strich e er die Namen. Sollte keiner innerhalb sech s Woch en 
vorgeschlagen seyn, so wäre es seine Pflicht, drey aufzust ellen. Vierzehn. 
Tage n achher würde gewählt, nur aus den Vorgeschlagenen , wozu jeder 
Angehörige unter Geldstrafe sich einfinden müsst e . 
In Sachen , die den Unterricht beträfen und was ähnlicher Art seyn 
möchte, berichtet e der Magistrat nur der gesamten Versammlung der 
Notabeln mit Zuziehung der Vorst eh er der drey andern Klassen , in 
andern - welche, b estimmte das Statut - den Vorst ehern aller vier 
Klassen (den Stadtverordnet en) , zu diesen käme, wo die Sache j edem 
Einwohner gilt , wie bcy Hospitälern, Gefängnissen , Armen an stalten auch 
der Zugeordnet e der Arbeiter. 
Rathshcrren dürften , ausser in , ehr grossen Städten, nichts nutzen. Ein 
Bürgermeister mit einem Stellvertret er ist völlig genug, wenn die Finan­
zen und das Vermögen der Stadt Kämmereybürgern anvertraut sind, 
welche alljährlich ernannt würden . 
Die R echnungen der Kämmercy und ein Bericht des Bürgermeist er s über 
das verflossen e Jahr würden in jeder Klasse am Anfang des neu en zur 
Einsicht hingelegt, und j eder Bürger könnte in seiner Klasse darüber 
Ausst ellungen machen. Würden diese als erhebliche Gravamina befunden , 
so könnte die Anfrage erhoben werden, ob über die Entlassun g des sonst 
auf sech s Jahre mit diesem Vorbehalt zu wählenden Bürgermeist er s ab­
gestimmt werden solle ? Und würde diese von dem Königlich en Commis­
sar zugelassen und von dreyen unter den vier Klassen b eschlossen , so 
erhielte er k eine Pension. - Der Königliche Commissar, welch er hier 
gen annt worden , wäre beauftragt, zwisch en Magistrat: und Bürger sch aft: 
bey allen Divergenzen zu entsch eiden , den ganzen Gang des städtischen 
Leb en s im Auge zu halten , Verbesserungen und Ausbildungen des Statuts 
vorzuschlagen; es wäre ein Ehrenamt. Für kleine Orte könnte es mit 
der landräthlichen Stelle verbunden werden. 
Eine Hauptsache ist , dass die n eu e Ordnung wenigst ens nicht mehr als 
die bi herige kost e . 
Allerdings sind vor allen Dingen moralische Qualificationen zur Gewin­
nung und Ausübung des Bürgerrechts nöthig. Wer durch irgend ein rich­
t erlich es Urtheil als ein nicht vollkommen rechtlicher Mann b ezeichnet 
ist, muss auch nicht die geringste bürgerliche Ehre in Anspruch nehmen 
können. 
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Von diesen Reflexionen zum Entwurf der Ordnung für einen gegebenen 
Ort wäre noch ein gewaltiger Schritt; ich hoffe aber , dass sich, wie künst· 
lieh auch der Plan scheinen mag, keine praktische Unanwendharkeit, wie 
bey Locke's Verfassungsentwurf, zeigen würde. 

lngersleben an Stein 
St. A. 

Koblenz, 14. Oktober 1826 

Uebersendct ihm die Denkschrift Niebuhrs über die Städteordnung. 

Stein an Hoevel 
St. A. Abochrift 

Cappenherg, 16. Oktober 1826 

Die bevorstehende Eröffnung des westfälischen Landtags. 

Unbedeutende Einzelheiten . 
. . . Ich werde den 25. m. c. nach Münster abgehen und wünsche sehr, 
dass Ew. Hochw. zu derselben Zeit einträfen und in meiner Nähe wohnt en. 
- Es ist so vieles und manches zu überlegen und zu herathen. Die hey 
solchen zahlreichen Versammlungen nothwendigen und schützenden 
Formen nehmen ohnehin so viel Zeit hinweg . ... 
Ich empfehle Rumpf „ Gesetze die Provinzial Stände betreffend" 1825 
und seine 1. Folge dieser Gesetze . . . 

Stein an lngerslcben 
St. A. Kon&ept 

Cappenhcrg, 17. Oktober 1826 

Uebersendet ihm seine Bemerkungen zur Denkschrift Niebuhrs über die Stä<lteordnung. 

Bemerkungen Steins zur Denkschrift Niehuhrs über die Städte-Ordnung 
St. A. Cappenherg, 17. Oktober 1826 

Einführung der Städteordnung von 1808 in den tvestliclwn Provinzen Preussens. 
Die B eratungen und Wünsche der Landstände verschiedener preussischer Provinzen 
.i:ur Frage der R ef orm der Städteordrmng. Das städtische Bildungswesen. Stein für 
eine stärkere B evor:.ugung der R ealschulen im Verhältnis zu den Gy mnasien im Hin­
blick auf die Erfordernisse einer guten Vorbildung für Handwerker und Karifleute. 
Erörterung von Ein:elfragen an Hand der Denkschrift Niebulm. 

Der Vorwurf eines Mangels an Theilnahmc an ~cn öffentlichen und 
Gemeinde Angelegenheiten trifft nicht die Bewohner der Westphälisehen 
Provinzen; ich sehe wenigst ens, dass in allen Ständen eine ständische 
und Communal Verfassung gewünscht wird, dass man sich mit Ernst 
und Consequenz damit beschäftigt und dass die Erinnerung an das 
Wohlthätige der erst 1806 zerstöhrten Landtags und Erhentags V erfas­
sung noch sehr lebhaft ist. Mir ist die Stimmung der Rheinländer un­
bekannt, und oh überhaupt die Rheinischen Provinzen eine Munieipal 
Verfassung wünschen, hierüber wird sich der Landtag aussprechen; nur 
in den grösseren Städten im Bergischen wünscht man eine ständische 
Verfassung. 

28 



Quelle: Freiherr vom Stein, Bd. 6, Berlin 1934 / Internet-Portal "Westfälische Geschichte" 
URL: http://www.westfaelische-geschichte.lwl.org 

434 V. LANDTAGSMARSCHALL 1826/27 

Bestände in Westphalen und am Rhein noch irgend eine Spur der alten 
geschichtlichen Verfassung der Städte, so würde ich mit dem Herrn 
G. St. R. Niebuhr der Meynung seyn, das Alte zu verbessern und nichts 
Neues zu schaffen und dies in jedem einzelnen Fall zu untersuchen . Diei:: 
ist leider nicht der Fall, alles ist nivellirt. 
Auf gewi scn allgemeinen Basen beruht jede Municipal Verfassung, 
Bürger schaft, Stadtverordnete, Rath, Zulassung zur Bürgergem einde, 
Wahlen der Stadtverordneten und Magi. tratc, ihre Befugnisse - hier­
über lässt sich etwas Allgemeines, aus der Erfahrung Genommenes aus­
sprechen. 
Nach den Königlich en Propositionen für den Sächsischen Landtag, die 
wir auch für den Westphälischen und Rheinischen erwarten dürfen, sollen 
die Stände über die S t ä d t e 0 r d n u n g ao. 1808 und die dabey 
gewünschten Modificationen vernommen werden, man will also keine 
n eue Städte Ordnung ersinnen, sondern die vorh andene prüfen. 

Die Churmärkischen Stände (Rumpf Erste Folge der landständischen 
Gesetze, pag. 35, 59), die Pommer'schen (ibid . p. 91) h aben ihre Wünsche 
ausführlich au sgesprochen , auch die Sächsischen nach dem bey mir 
beruhenden handschriftlichen Gutachten 1). 

Bey dieser Stellung des Geschäftes kommt es also darauf an, dass man 
die Städte Ordnung ao.1808 prüfe und die darüber gemachten Erfahrungen 
berücksichtige . Nach diesen Erfahrungen sind von mir Maasregeln 
vorgeschlagen, um die bisher wahrgenommenen nachtheiligen Ersch ei· 
nungen zu beseitigen 2). 
Auf dringen muss man allerdings k einer Communität die Städte Ordnung; 
über das allgemeine Interesse der Städte der im Verband st ehenden 
Provinzen wird sich der Landtag aussprechen. 
Was nun die Gegenstände anbetrifft, so der Municipal Verwaltung an­
vertraut werden, so sind sie in der Städteordnung aufgezählt - die Auf­
sicht, auch L eitung der Erziehungs Anstalten bleibt immer nach den 
Gesetzen den oberen Staats Behörden. 

E s mag seyn, dass der Berliner Magistrat bey Ausübung seines Patronats 
Hechts über Gymnasien einen Missgriff gethan, so beweist dies nur gegen 
die fehlerhaften Ansichten der zeitlichen Magistrats Glieder , und sind 
Könige und Fürsten, Staatsminist er und Bürgermeister Menschen und 
i r r e n m a n n i c h f a 1 t i g 1 i c h. 
Ich gest ehe, ich theilc die Meynung des Aachener Magistrats, dass es 
in dieser und den andern grossen Fabrik Städten wichtiger ist , für die 
jungen zum Handels und Fabriks Betrieb bestimmten Männer tüchtige 
Realschulen, wie sie in Glasgow, Berlin, Breslau, Magdeburg bestehen, 
anzulegen , Unterricht in Mathematik, Physik, Chemie u. s. w„ im 

1) Vgl. oben S. 412, Anmerk. 4. 
II) Vgl. oben S. 405 ff. 



Quelle: Freiherr vom Stein, Bd. 6, Berlin 1934 / Internet-Portal "Westfälische Geschichte" 
URL: http://www.westfaelische-geschichte.lwl.org 

18. OKTOBER 1826 435 

Französischen, Englischen, Spanischen zu erlangen , als die Kenntnisse, 
die den zum Gelehrten St ande Bestimmten unentbehrlich sind. 
Wir haben in Westphalen der Gymnasien zu viel, Realschulen gar keine, 
dies fühlt jeder und wünscht, dass seine Kinder nicht die Sippschaft der 
Antilopen , heulenden Affen und Fledermäuse, zu deren Untersuchung 
kostbare Reisen nach Africa und Brasilien vorgenommen worden, aber 
gemeinnützige nat urhistorische, mathematische Kennt nisse erlangen . ~ 
Die in Vorschlag gebrachte Norm zur Theilnahme an Leitung und 
Controlle, dass das Interesse des dazu Aufgerufenen am Erfolg grösser 
sey als der individuelle Gewinn, den er von der Versäumniss haben 
könnte, würde ein fortdauerndes Schwanken und Hin- und H erzerren 
herbeyführen. 
Ich stimme dem Herrn G. St. N[iebuhr] bey, dass das Wählen nach Clas­
sen und nach identischen Besch äft igungen besser ist als nach Bezirken , und 
halte die Wiederherstellung der Zünfte und Gcwerbs Verbindungen für 
durchaus nöthig - hierüber haben sich die Landst ände auch ausgespro­
chen (Rumpf, pag. 33, 91, 175). 
Unterdessen wird die Verhandlung über diesen Gegenst and noch mehrere 
J ahre fortdauern und würde ich daher vorschlagen, es gegenwärtig bey 
den Bezirks Wahlen zu lassen, jedoch vorzubehalten, dass, sobald die 
Corporat ionen wieder eingeführt, diese die Wahlen vorzunehmen haben; 
über das Verhältniss, wie jede Corporation hierbey einwürke, würden 
von jeder Stadt besondere Bestimmungen erfolgen. 
Ueber die vorgeschlagene Wahl Form müsst e man den Landtag vernehmen. 
Die Zahl der Stadt verordneten von drey ist zu gering für die Functionen 
und Befugnisse, so ihnen die Städte Ordnung beylegt und schliesst eine 
zu grossc Masse von Bürgern aus, gegen das alte Sprüchwort, wo i e h 
m i t s o 11 t h a t e n , d a m u s s i c h m i t r a t h e n - und beziehe 
ich mich hier auf die Aeusserungen der Landst ände . 
Ich wiederhole es, der Landtag ist nicht aufgefodert, eine neue Städte 
Ordnung zu machen , sondern die best ehende nach Maasgabe der sich 
ergeben habenden Erfahrungen zu prüfen. 

Stein an Spiegel Cappenberg . 18. Okt ober 1826 
Preuu. Stnutsurchiv MUn1ter. Nnchlaos Spiegel. - Vollst. Gedr. Pertz a. a. 0 . VI. S. 277 ff. 

Pertz und die Monumenta Germaniae Historica. Hauptpunkte der Beratungen des 
bevorstehenden westfälischen Landtags. 

Der erste Band der Monumenta. Studienreise von Pertz nach Paris und 
London. 
Hier bin ich mit Vorbereitungen zum Landtag beschäftigt , wohin ich 
den 25st en m . c. abgehe - die Hauptproponenda werden scyn: 
Städte Ordnung ao. 1808, Ablösungs Ordnung, Zollsätze, Juden. 
Die Anträge der Stände werden wahrscheinlich seyn: 

28* 
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Ländliche Communal Ordnung auf den Basen der alten Westphälischen 
Verfassung -
Abänderung der Gemeinheitstheilungs Ordnung, Ansiedlung auf dem 
platten Land - -
Catast er -
ausser vielen Petitionen Einzelner, so nicht vorherzusehen sind. 
Wie sehr vermisse ich die Gegenwart e ines einsichtsvollen, geistreichen, 
geschäftserfahrenen Freundes. 

Ansprache Steins bei der Eröffnung des erst en westfälischen Landtags 
St. A. Kouzept Münster , 29. Oktober 1826 

Dank an den König fiir die Wiederherstell1111g der ständischen Verfassung W estfalens. 
Aufgabe der Stii11cle. 

Die erste Pflicht, wozu uns der gegenwärtige Augenblick auffodert, ist, 
Seiner Majestät dem Könige den allerunterthänigst en Dank darzu­
bringen für das bleibende Pfand Ihrer landesväterlichen Fürsorge und 
Vertrauens, so Sie uns gaben durch die Bildung von Provinzial Ständen, 
einer Einrichtung, die seit den frühest en Zeiten in andern Formen in 
Westphalen bestand, durch die Fremdherrschaft zerstöhrt und mit Sehn­
sucht als dringendes Bedürfniss allgemein zurückgewünscht wurde. 
Wir alle erinnern uns des Bestehens der alten ständischen Verfassungen, 
und dankbar müssen wir es erkennen, dass sie die verschiedenen R egie­
rungen, die diese Provinzen verwalteten, mit Treue und Einsicht unter­
stützten, und dass unter ihrer Mitwürkung und oft auf ihre Veranlassung 
manche gemeinnüt zigen Anstalten in das Leben traten, die zum Theil 
noch wohlthätig best eh en. 
Diese alten, im öffentlichen Leben tief eingewurzelten Institute ver­
nichtet e die Fremdherrsch aft, an ihre Stelle setzte sie eine in alles ein­
greifende, alles willkührlich umformende Verfassung, und schmerzhaft 
fühlte der Eingesessene das Zerstöhren des Alten, das Drückende des 
Neuen, um so schmerzhafter, da er nach seinem ernsten tiefen Gemüth, 
seiner ruhigen Besonnenheit, seinem frommen Sinn, mehr als jeder andere 
mir bekannte Deutsche Volksst amm der alten Sitte treu bleibt (und 
auch wohl geneigt ist, bis zur Zähigkeit in dem selbst zu tief ausge­
fahrenen Gleis zu beharren 1). 

Bey einem solchen Gang der früheren Erscheinungen, bey einer solch en 
Sehnsucht nach dem Alten, in seinen wahren Elementen Besseren, 
konnten Seine Majest ät der König den Bewohnern dieser Länder kein 
grösseres Geschenk machen , als das einer Verfassung, die das Recht, 
vorbereitend zu Rathe gezogen zu werden und Beschwehrden oder 
Wünsche vorzutragen, giebt und aus der sich die wohlthätigsten Folgen 
mit der Zeit entwickeln werden . 

1) Der Nachsatz nur im Konzept. 
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Sie wird binden, hilden, hehen, sie wird die Gemüther vereinen , indem 
sie alle nach einem Ziele streben, der Verherrlichung des Vaterlandes, 
sie wird den Geist zu ernster, edler Beschäftigung reifen, verhindern, 
dass er nicht in Müssiggang, in Genüssen der Sinnlichkeit und kindischen 
Eitelkeit oder in eigennütziger Beschäftigung untergehe, sie wird dem 
Einzelnen ein Gefühl seines Werthes geben, indem sie seine edleren und 
besseren Kräfte in Anspruch nimmt. 
Dies sind die wohlthätigen Folgen, die unter göttlichem Seegen aus der 
uns gegebenen und sich entwickelnden Verfassung entspringen werden, 
einer Verfassung, die wir aus den Händen unseres edlen, tapferen, 
frommen Monarchen empfangen, und deren Geschenk uns neue Ver­
pflichtungen zur innigsten Dankbarkeit und zu unerschütterlicher Treue 
auflegt. Des göttlichen Seegens, der Gnade unseres Königs, des Bey­
falls unserer Mitbürger wollen wir durch Reinheit der · Gesinnungen und 
ernste Anstrengung uns suchen, würdig zu machen , und unsere Arbeiten 
beginnen, bey denen wir die Unterstützung unseres H errn Landtags 
Commissarius 1) erwarten dürfen, der durch seine unermüdete Tätig­
keit, seine gründlichen und manni'.:hfaltigen Kenntnisse und sein für jedes 
Edle und Schöne empfängliches Gemüth die gegründetsten Ansprüche 
auf unsere höchst e Achtung und unbedingtes Vertrauen hat. 

Kunth an Stein 
St. A. 

Berlin, 31. Oktober 1826 

Be1'1UJrkungen zu den auf die Reform der Gewerbeverfassung bezüglichen Abschnitten 
von Steins Denkschrift über die Städteordnung. Verteidigung seines Standp1mTcts 
fo der Frage der Zünfte und lrmrmgen, sowie seiner Vorschläge fiir die Neuregelung 
der Bcstimm1mgen über die Z1ilassung zur städtischert Bürgerschaft. Maschinenbau 
und Buchproduktion in Deutschland. Alexander v. Humboldt. 

Eurer Excellenz sende ich die mit ihrem verehrten Schreiben vom 
5./14. Oktober erhaltene Denkschrift über die Städteordnung 2), nehst 
Beilage, hiermit zurück. 
Ich kann Ihnen für die Mittheilung nur innigst danken und kann den 
Ernst und Fleiss nur bewundern, womit Sie sich dieser mühevollen 
Prüfung unterzogen haben. Dagegen hätten Sie von mir, dem Ver­
altet en , Trägen , des Gegenstandes praktisch so wenig Kundigen, kein 
Urtheil fordern sollen. 
Desto mehr haben Sie sich bei H errn Knoblauch an den rechten Mann 
gewandt. Obgleich mit Geschäften überladen, hat er Ihren Wunsch 
dennoch auf eine Weise erfüllt, die Sie, wie ich glaube, sehr befriedigen 
wird. Ich habe aus seiner Arbeit 3 ) erst gelernt, wie viele Schwierig­
keiten und Hemmungen bei der Anwendung der Städteor<lnung vor-

1) Vincke. 2) S. oben S. 405 ff. 
3

) Knoblauchs grosse Denkschrift über die Städteordnung vom 29. Oktober 1826. Sie 
befindet sich im St. A. 
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kommen, und glaube, dass mit einer blossen Declaration nicht fertig zu 
werden, sondern ein ganz neues Gesetz zu erlassen sein wird. Sie er­
folgt gleichfalls hiebei in einem Gutachten mit 4 Anlagen und einem 

besondern Schreiben 1). 
Inzwischen wird Euer Excellenz auch wohl zugekommen sein oder bald 
mitgetheilt werden, welche Bestimmungen der Städteordnung das Mini­
sterium der Prüfung und Abänderung am meisten bedürftig hält und 
wohin dessen Ansichten gehen. 
Ich füge mich bloss - nicht ohne einigen Kampf - Ihrer Aufforderung, 
indem ich Ihnen die folgenden wenigen Bemerkungen vortrage, muss 
mich aber darauf beschränken, nur einige Punkte Ihrer Schrift zu be• 
rühren, welche die Gewerbeverfassung angehen, und zwar auch dies 
hauptsächlich nur zu meiner eignen Vertheidigung. 
1. Man verweiset immer auf das Alte ; aber die Frage, was in der Ge­
werbeverfassung das Alte sei? ist mir noch nicht beantwortet. Dieses 
allein: welche Gewerbe der Verarbeitung sind in Deutschland oder in 
unserm Staate oder nur in dem einen oder anderen unserer Regierungs­
bezirke zünftig, das heisst, in Corporationen auf dem Grund landsherr­
licher Statuten vereinigt? I ch weiss es nicht, hoffe aber, es bei unserer 
Commission zu erfahren. Das bekannt Alte ist, dass hierin die aller­
gröss te Verschiedenheit herrscht; dass neben den zünftigen eine nach 
den K 1 a s s e n weit grössere Zahl von Gewerben best eht, die von 
jeher frei gewesen sind, dass diese sich im Laufe der Zeit fortschreitend 
vermehrt haben, dass in der Mitte derselben viele, eben so gute und bes· 
scre Einrichtungen für Zucht, Bildung, Wohlthätigkeit entstanden sind, 
als von den bestverwalteten zünftigen nur immer gerühmt werden kann; 
dass sie das H eer von Missbräuchen nicht kennen, mit denen bei den 
zünftigen Gesetzgebung und Verwaltung seit Jahrhunderten, meist er­
folglos, gekämpft h aben , z.B. die Verbindungen und Umtriebe der Ge­
sellen durch alle Länder Deutscher Zunge bis nach Riga hin, wovon sich 
so seltsame Dinge sagen lassen als von den neuern Studenten-Burschen· 
schaften. 
2. Um sich dem Alten so viel möglich anzuschliessen, möcht e ich , dass 
man die Reform auf diejenigen Gewerbe beschränkt , welche, als die 
nothwendigsten für die Bedürfnisse der sich bildenden Gesellschaft, zuerst 
in Vereine getret en und wenigstens in den meist en unserer Provinzen 
von alters her gesetzlich als zünftig anerkannt sind. Die Zahl derselben 
wird vielleicht 50, höchstens 60 betragen. Alle übrigen möchte ich für 
frei erklären und alle, die es bisher gewesen, frei bleiben lassen. 
J ene 50 oder 60 Klassen werden eine sehr grosse Zahl von Individuen 
umfassen, im Ganzen wahrscheinlich über 3/ 5 des ganzen Standes. Wird 
es gelingen, diesen zeitgcmässe Statuten zu geben, sie zur Ausführung 
zu brin~en und die Missbräuche zu vertilgen , so wird dadurch unendlich 
1) Alle diese Schreiben fehlen. 
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viel gewonnen sein. Die Erfahrung wird dann bald genug lehren, welche 
nützlichen Einrichtungen, insonderhcit für die menschliche und bürger­
liche Bildung der Jugend aus diesen neugestaltet en Corporationen her­
vorgehen werden, und es ist d er menschlichen Natur und aller Erfahrung 
gemäss, dass das gute Beispiel für die freien nicht verloren sein wird. 
Bis jetzt konnte eher der umgekehrte Fall vorkommen, dass die unfreien 
von den freien zu lernen h atten . Wo ist eine Stadt in Deutschland, 
die sich eines so vollkommen geregelten und benutzten Bürgerschul­
wesens zu erfreuen hat als Magdeburg, welches seit 18 Jahren keine 
Zünfte mehr kennt? ... 
H err Knoblauch will aber alles in Corporationen ziehen. Damit kann 
ich nicht einverstanden sein, weil ich nicht einsehe, warum die Gesetz­
gebung sich in Dinge einmischen soll, die sich schon von selbst gemacht 
haben und r echt gut. Anders ist es mit den Zünften, die einmal da sind 
durch die Gesetzgebung. 
Ich wünschte, H err Knoblauch verfasst e einmal ein Statut für irgend 
eins der grössern zünftigen Handwerke . Daraus würde man klarer sehen, 
wohin er eigentlich will, als bis jetzt möglich gewesen ist , da nur immer 
allgemeine Ideen zum Vorschein kommen . 
3. Bei meinen Vorschlägen haben Euer Excellenz nicht aufgenommen: 
a) Die Verpflichtung, dass jeder , welcher selbständig ein Gewerbe trei­
ben will, wozu gewisse bestimmte Kenntnisse und Fertigkeiten gehören 
(man mag ein besseres Kriterium finden , ich will nur Taglöhner und 
Bediente ausschliessen) , das Bürgerrecht gewinnen muss ; 
b) dass das Bürgerrecht nicht vor zur ückgelegten 25 Jahren erteilt wer­
den soll. 
Beide Bedingungen scheinen mir noch immer höchst wichtig und folge­
reich zu sein. Der Ausdruck „ städt isches Gewerbe" , den die Städte· 
ordnung gebraucht, i st freilich der alte ; er hat aber jetzt keinen Sinn 
mehr und hatte ihn in einigen Provinzen unseres Landes niemals. 
4. Den Kost en für das Bürgerrecht und den Einlagen bei den Sparkassen 
setzen Euer Exccllenz und auch H err Knoblauch entgegen, dass man 
die Geldmittel angehender Gewerbeleute nicht schwächen dürfe . Ich 
antworte : wer die mässigen Mittel zu beiden nicht besitzt oder sich dazu 
keinen Credit schaffen kann, der darf noch kein Gewerbe selbst ändig 
anfangen , sondern muss in seinem abhängigen Verhältnisse länger blei­
ben , sich hier einen guten Namen erwerben und sparen . 
Ich frage aber auch , warum man bei diesen Kosten so sehr besorgt is t 
und dagegen die vielfach höhcrn, welche die jetzigen Zunftvereine ihren 
Angehörigen gesetzlich und missbräuchlich mehr und weniger durch 
ganz Deutschland auflegen , unbeachtet lässt? I ch möchte den Beweis 
übernehmen, dass in mancher D eutschen Stadt das Meist errecht, z.B. 
der Tischler , kaum für 300 Rh. zu erlangen ist. In Wien , höre ich , kost e 
das Meisterrecht der Sattler 600 Rh. Hierüber k ann man die Wahrheit 
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nur erfahren , wenn man mit Meistern vertraut ist, welche diese Kost en 
haben tragen müssen. 
5. Von meinem Vorschlage in Beziehung auf gewisse Schulkenntnisse, 
die jeder besitzen soll, der Gemeindemitglied werden will, kann ich ver· 
sichern, dass ich nicht gewusst habe, dass ihn auch schon A. Smith 
gethan hat , dieses Zusammentreffen ist mir aber nur um so lieber. 
Als Folge aller dieser Bedingungen habe ich mir gedacht: 
a . Sie schneiden die Klage von Ueberfüllung der Gewerbe ab, die zwar 
bisher ganz grundlos war, doch aber wohl einmal, wenn auch nur provi­
sorisch , möchte gerechtfertigt werden können. 
b. Sie gelten für alle Gewerbe, auch die freien und die ich so erhalten 
wissen möchte. 
c. Sie überheben des Beweises der technischen Fähigkeit, den ich zwar 
dem genauer abgegrenzten zünftigen Handwerker, wie gut oder schlecht 
er geführt werden und welche Gewährleistung er verschaffen oder nicht 
verschaffen mag, nicht streitig machen will, den ich aber bei der viel 
grösseren und täglich steigenden Zahl der freien Gewerbe für höchst 
misslich und unpraktisch halte. 
d. Sie wirken zum Vortheil der allgemeinen Bildung der Bürger auf alle 
Zeiten hinaus. 
Ueberall für höchst zweckmässig erkenne ich dagegen den Vorschlag des 
Herrn Knoblauch , eigne Deputationen bei den Magisträten für die Prü­
fungen in Bezug auf Gewinnung des Bürgerrechts und für die Gewerbe· 
sachen zu best ellen . 
6. Euer Excellenz bemerken, dass das Wählen der Bürgerrepräsentanten 
(Stadtverordneten) nach Klassen Vorzüge habe vor dem Wählen nach 
Bezirken, uncl hiermit wird m. E. jeder einverstanden sein müssen, dass 
es sich aber auch auf andere Weise wohl ausführen lässt, zeigt das Bei­
spiel von Hamburg. 
Ich bitte, nehmen Sie diese wenigen und dürftigen Aeusserungen mit 
aller Güte und Nachsicht auf .. .. 
Privatangelegenheiten Steins. 
Seit vorgestern besitze ich Euer Excellenz Schreiben vom 24 ten. Ich 
begleite Sie auf Ihren Landtag mit meinen besten Wünschen für Gesund­
heit und Freude am Erfolg .... 
Kamp 1) ist sehr gescheut, aber auch mehr, als zu loben ist, von sich 
eingenommen. Mit der Erweiterung des Maschinenbaues unter seiner 
Einwirkung wird es wenigstens sehr langsam gehen, oder man müsste 
ihm von Staate wegen grosse Summen - anbieten! Inzwischen kann 
niemand Maschinen vom Auslande kommen lassen wegen des unge· 
heuren Zolls ; und wer sie im Lande, auch in Wetter, bauen lassen will, 
muss Jahre lang warten. Wo soll da die Lust herkommen, sie anzuschaffen, 
wozu ohnehin so wenige in den diesseitigen Provinzen geneigt sind ? 
1) Fabrikant aus Elherfeld, Mitglied des rheinischen Provinziallandtags. 
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Die Monumenta Historica Germaniae habe ich noch nicht gesehen, ich 
werde auf der Bibliothek danach fragen. Mit dem Bücherdruck ist frei­
lich in Deutschland noch sehr viel zu thun, ehe man den Franzosen und 
Engländern in Preis und Güte gleichkommen wird; doch wird es auch 
damit allmählich besser, auch in Berlin z . B. bei Duncker und Humblot, 
Der Burgherr von Tegel hat gestern den Kronprinzen und Gemahlin, 
den H erzog von Cumberland 1) in diesem seinem villagetto splendid 
bewirthet und ziehet heute in die Stadt. Frau von Humboldt ist durch 
das Bad von Gastein so ausnehmend aufgerichtet, dass .man die beste 
Hoffnung haben kann. Alexander von Paris !) ist jetzt hier zu meiner 
sehr grossen Freude. Man sollte ihn hier zu behalten suchen, als einen 
lebendigen Geist, als einen Vereinigungspunkt im wissenschaftlichen 
Lehen und als einen dem Könige persönlich sehr angenehmen Gesell­
schafter , der ausserdem bei seiner grosscn Anspruchslosigkeit aller In­
trigue fremd ist. Er würde wenig kost en und könnte unendlich viel 
nützen. Man müsste es freilich recht anfangen; sonst giebt er seine Frei· 
heit nich t auf. 
Für Ihre teilnehmende Erkundigung nach meiner Person danke ich 
herzlichst. Ich hin nicht krank, aber innerlich gedrückt. 

Denkschrift~ Steins „Uchcr die 
Roggen Durchschnittspreise" 
St. A. Konzept 

im Catast cr Geschäft angenommenen 
Münster , 10. November 1826 

Vermcht, aus der Entwicklung der Getreideprei.rn im 18. und beginnenden 19. Jahr­
hundert nachzuweisen , dass der von der Katasterkommission als Grundlage der B esteue­
rung angesetzte Drirchschn.ittspreis des Roggens :m hoch sei . Verweist auf dio Not­
tcendigkeit, der Steuerberechnung einen absolut und nicht einen relativ richtigen M ass­
stab ::ugrundo ::u legen. 

Um den Werth eines Durchschnitts von Jahres Preisen zu b estimmen, 
muss auf das Geschichtliche dieser Jahre in se in e m ganz e n Um· 
fang , nicht nach e inz e ln e n Bezi e hungen Rücksichtgenom­
men werden 

a) auf Land und Sec Kriege, 
h) auf den Gang des Getraidc H andels im Allgemeinen , 
c) auf die von Nachbarstaaten genommenen Handels Maasregeln, 
d) auf Münz Zerrüttungen, 
e) auf den Zustand der Emden. 

Der örtliche Friedene Zustand allein entscheidet wenig über den Getraide 
Werth. 
In die Periode von 1760 8) bis 1789 fallen 
1) S. Vgl. Sydow a . a. 0 . VII. 278 f. 
1 ) A. v. Humbold kehrte Ende 1826 zunächst zu vorliiufigem, Anfang 1827 zu endgültigem 
Aufenthalt nach Deutschland zurück. S. Bruhns, A. v. Humboldt. II. S. 77. 
1) Die Kataster-Kommission legte ihren Berecbnungcn den Durchschnittspreis der Jahre 
1760~1821 zugrunde. 
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1) die drey Kriegs Jahre aus der letzten Hälfte des siebeujährigen KricgR, 
2) die in diesem Zeitraum herrschende Münz Zerrüttung, der erst das 
Evalvations Ediet a. 1764 abhalf 1) , 

3) die Theuerungs J ahre anno 1771-1773, 
4) der Americanische See Krieg, an dem H olland von 1780- 83 Theil 
nahm, der die See Frachten vertheuerte und die Verbindung zwischen 
Holland und der Ost see erschwchrte, 
5) der Russisch-Pohlnische Krieg, der auf die Production und Exportation 
auf der Weichsel und dem Niemen den entschiedensten Einfluss hatte. 
War also gleich von 1764 bis 1789 in Deutschland Ruhe, so traten doch 
alle die oben aufgezählten Umstände ein, um die Getraide Preise unge­
wöhnlich zu erhöhen . .. und ist d aher der in ihr zu 38 Sgr sich er gebende 
Durchschnitts Preis schlechterdings nicht als Mittel Preis anzunehmen, 
sowohl aus den angeführten als aus den unten näher zu entwickelnden 
Gründen. 
In der P eriode von 1790 bis 1819 erhob sich der Preis zu 50 Sgr 
a) wegen der mit Verschwendung durch Enterprisc Lieferungen geführ­
ten Revolution s Kriege von 1792 bis 1802. 
J eder, der Gelegenheit gehabt hat, in der NällC die damaligen Commis­
sariats Geschäfte zu sehen, den Leichtsinn, womit höchst kostbare Lie­
ferungs Contrakte geschlossen und die durch Anleyhen und Subsidien 
verstärkten Geldmittel der Staat en verschwendet wurden , kann sich das 
Steigen der Preise erklären 2). 

b) Wegen des See Kriegs, der bis 1802 die Frachten vertheuerte, 
c) wegen der Besitznahme von Holland durch die Franzosen ao. 1795 
und der Continental Sperre, wodurch die Verbindung mit cler Ost see 
anfangs erschwehrt, zuletzt in einen Schmuggel Handel verwandelt wurde, 
dessen Kost en der Getraide H andel nicht zu tragen vermag, 
d) wegen der Teuerung in England a . 1799- 1800, wohin bedeutende 
Vorräthe vom Rhein unter erkaufter Connivenz der Französischen Be­
amten ausgeführt wurde. 
Die Behauptung, dass aus den angeführten Gründen die P eriode v on 1790 
sq. ein falsches Resultat gebe, bestätigt auch d as gedruckte Münst er 'sche 
Kappensaat Regist er , wonach in erst erer Periode der R oggen Preis 18mal 
die Höhe von 10 Th. das Münster'sche Malter erreichte .. . , hingegen in 
der Periode von 1700 bis 1759 nur einmal . . • 
Gegenwärtig, wo alles in einem Ruhe und Beharrungs St and sich befin­
det , lassen sich nur die früheren mässigen Preise, so wie sie am Anfange 
des 18. J ahrhunderts, de 1700 bis 1750, best anden , erwarten , umsomehr, 
da unterdessen in jen.cr Periode nicht vorhandene Umstände eingetreten 
sind, die die Getraide Preise niederdrücken. 
1 ) Edikt vom 29. März 1764. 
2) Hier spricht Stein aus seinen eigenen Erfahrungen als Kommissur für die Verpflegung 
der in West falen stehenden Koalitionsarmee. Vgl. Bd. J. S. 241 ff. und oben S. 159. 
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Diese neuen sich gebildet habenden , den GctraidePrcis hcrabwfudigcnden 

Umstände sind 
1) die intensive und extensive Verbesserung der Landwirthschaft, 

2) die ausgedähnte und zu Nahrung und Getränken für Men schen und 

Vieh verwandte Kartoffel Production 
3) die vermehrte Concurrenz des Americanischen Gctraidcs, 

4) die seit 30 Jahren n e u e nt s tand c n e des über Odessa ausge­

führten Getraides, das die an dem Mittelländischen Meer liegenden Län­

der Italien , Portugal, Spanien verlegt, nur durch prohibitive Gesetze von 

Marseille abgehalten wird und über Genua bis in die Schweiz eindringt, 

5) der ffu die Rheinlande durch die Holländische Rhein Sperre verlohren 

gegangene Handel mit Getraide nach und durch Holland. 

Aus allen hier angeführten Gründen ergiebt es sich , dass es ein b ö s c r 

I r r t u m ist, unter den gegenwärtig bestehenden und lange andauernden 

Umständen auf einen Preis von 38 Sgr zu rechnen , und dass man ihn be­

deutend niedriger , höchst ens . . . Sgr 1) , bey der Catast cr Evaluation an­

nehmen kann .. . 
Allgemeine und sehr gehaltvolle Betrachtungen über den Gang der Ge­

traide Preise enthalten Smith, Wealth of Nations (T. I, p . 276. 3913), wo 

Preis Tabellen sind von 1202 bis 1750, Lowe, England nach seinem gegen­

wärtigen Zustand 2), pag. 219, die in das Gedächtniss zurückgebracht 

zu werden verdienen. 
Nun wird zwar behauptet , die Gctraide Preise scyen bey den Cataster 

Arbeiten ein ganz gleichgültiges E lement, der Cataster Reinertrag scy 

zwar ver schieden vom wahren Reinertrag, da es aber sich nicht von neuer 

Besteuerung, sondern nur von vcrhältnissmässiger Vertheilung der be­

stehenden Steuer Summe handle, so scy der Maasstab der Verthcilung 

selbst gleichgültig, wenn er nur gleichförmig angewandt wfude. 

Gesetzt, es käme allein auf Ausgleichung an, warum nicht einen wahren , 

sondern einen idealen Reinertrag zum Maastab zugrunde legen, der 

Anstoss giebt, den gewöhnlichen Menschenverstand, mit dem wir es zu 

thun haben, beleidigt und Misstrauen und Unwillen erregt. Warum statt 

einfach zu verfahren , künst eln? . . . 
E s kömmt aber nicht a 11 e in auf Vergleichung bestehender Besteue­

rungen verschiedener Gemeinden untereinander an , sondern auf Beurthei­

lung derSteuerBeschwehrdcn Einzelner, wenn diese die im§ 4 des Edicts 

May 1820 3) bes timmten Ermässigungen fodern, und hier muss man den 

wahren und nicht den idealen Reinertrag wissen. 

Man hat die Absicht, mit der Catastrirung auch in den östlichen Provin­

zen fortzufahren - wird man nun gleichfalls denselben idealen Cataster 

1
) Lücke in der Vorlage. Dort stehen ursprünglich die Zahlen 30 und 31, sie sind aber ge-

strichen und nicht wieder ersetzt. ~ 
2) Joseph Lowe „The present stnte of England ... ". 2. Aufl. 1823. 
8

) Vom 30. Mai 1820. Ges. Sammlung 1820. S. 235. 
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Ertrag anwenden, so wird abermals Anstoss und Missmuth erregt, will man 
einen niedrigeren anwenden, so wird den westlichen Provinzen Grund zur 
Beschwehrde gegeben. 
Das beste immer ist, man verfahre mit W a h r h c i t und E in f a c h -
k c i t . 
(Ich kann aus den angeführten Gründen den von dem Herrn Oberpräsi­
denten von Vincke in dero Bericht d. d. 17. SeptemlJer a. c. gemachten 
Antrag in Beziehung auf den vollendeten Theil den Catastcr Geschäfts 
nicht anders als der Sache höchst angemessen finden 1)). 

Stein an Gräfin V oss 
Nach Putr. a. a. 0 . VI, J. S. 3•17 

Miinstcr, 12. Novc-~her 1826 

Tod Hoovels und der Frau von Berg. Der we&tfiilischc Landt.ag. 

Das Hinscheiden edler, geliebter Jugendfreunde, die täglich sich ver­
mehrende Absonderung von dem gegenwärtigen Geschlecht, das wir nicht 
kennen, dem wir unbekannt sind, das sind die wahren Leiden des Alters, 
und dieses Leiden trifft mich innerhalb weniger \Vochen wiederholt und 
hart. So stand ich den 14ten November bey der Leiche eines vortreff­
lichen, kcnntnissrcichen, wohlwollenden uncl höchst anspruchslooscn 
alten Freundes 2), mit dem ich den vorigen Tag einige Stunden froh zu­
gebracht hatte, und nun bringt mir Ihr Brief, meine verehrungswürdige 
Freundin, die Nachricht von dem Heimgang einer edlen ausgezeichneten 
Frau, und sie, die nur für die Ihrigen lebte, musste fern von ihnen in der 
Fremde von allem Irdischen sich trennen.s) 
Zum letzten Mal sah ich sie im October 1819, sie besuchte mich und 
meine Töchter im Rheingau, sie suchte uns, die der Verlust einer Gattin 
und Mutter tief gebeugt hatte, mit der ihr eignen Güte und Zartheit 
zu trösten und aufzurichten. 
Um ihr Andenken zu feyern, lesen wir: „Louisc, Königin von Prcussen", 
wodurch sie ihrer Königlichen Freundin ein so schönes Denkmal stiftet 
und ihre treue Liebe so rein ausdrückt. 
Der hier versammelte Landtag giebt mir viele Beschäftigung, auf ihm 
spricht sich im Allgemeinen gesunder Menschenverstand und guter Wille 
aus. Er wird hoffentlich unserer Provinz zwey gute Institutionen ver­
schaffen, eine Städte Ordnung und eine ländliche Gemeinde Ordnung, im 
Einklang mit unsern alten erst 1806 zerstöhrten Einrichtungen. 
Der gute G. St.-R. Nicolovius will diesen Brief besorgen. 
1) Der letzte Absatz nachträglich gestrichen. 
2) Hoevel. 
3) Vgl. Bd. V. 5. 557, Anm. 1. 5. 593, 602. 

~~~~~~~~~ 
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Denkschrift Steins „ Ueher die Wahlen der Landräthe" 
St. A. Münst er, 13. November 1826 

Wendet sich gegen die durch die Verordnung vom 22. A ugust 1826/ estgesetzle B escl1rän-­
kung der Wählbarkeit auf die Rittergutsbesitzer. 

Die abschriftlich anliegende Verordnung wegen der Wahlen der Land 
Räthe , d. d. Berlin 22. August 1826, eTtheilt den Ritterguts Besit zern 
das Wahlrecht ausschliesslich (§ 4) unter gewissen Beschränkungen 
(§§ 5, 7). 
Dieses den Ritterguts Besitzern zugest andene ausschliessliche Wahlrecht 
erregt nur Unwillen unter den verschiedenen Ständen, es wird wieder 
untergraben durch das R echt, die Wahl zu prüfen , so den übrigen beyden 
bcygelegt ist und durch die Besetzung ex iure devoluto der Regierung 
( § 7). Bey des ist eine unerschöpfliche Quelle von Reibungen und Bitter­
keit . 
Alles dieses wird vermieden , wenn man 
1) das Wahlrecht den sämtlichen Crayss Ständen beylegt, 
2) alle zur Stände Ver sammlung wählbaren und zu der Landraths 
Stelle durch Bildung geeignet en Pcr sohncn für wahlfähig erklärt , 
3) sollte sich im Crayss selbst kein tüchtiges Subject finden, so kann 
ein solches aus einem anderen Crayss unter der Bedingung gewählt wer­
den, dass es sich im Crayss niederlasse. 
Auf diese Art vermeidet man den Unwillen unter den Ständen und die 
R eihungen, so aus dem den Städten und Land Gemeinden beygelcgten 
Widerspruch s Recht. und dem iure devolut ionis der Regierung notwendig 
erfolgen. Das letztere müsst e ohnel1in gänzlich hinwegfallen, und im 
Fall, dass die Regierung sich zur Verwerfung sämtlicher drey Candidaten 
veranlasst fände, so würde eine neue Wahl von den Crayss Ständen ge­
halten. 
Die Wahl fin det ferner unter einer grösseren Zahl von Persohncn statt, 
eine strengere Prüfung der Tücht igkeit ist möglich und der für alle Ein­
wohner des Craysses so wicht ige Zweck der guten Besetzung der so be­
deutenden Landraths Stellen mit geschäftskundigen , würdigen Män­
nern kann um so besser erreicht werden. Die Beschränkung der Wahl­
fähigkeit zu Landrat hs Stellen auf ·die Ritterschaft ist in Westphalen 
um so weniger ausführbar wegen ihrer geringen Zahl, die noch durch die 
aus irgend einer Ur sache entstehende Abneigung der einen gegen ein 
öffentliches Amt oder die Unfähigkeit der anderen beschränkt wird. 
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Stein an Niebuhr Münster, 15. November 1826 
St . A. 

Erbittet Auskunft über Entstehung und Verwendung der „Centimes addit ionels" in 
Frankreich. Der Gang der Landtagsverhandlungen . 

\Vir sind hier nun seit dem 29sten m. pr. versammelt und betreiben 
unsere theils durch die Königlichen Propositionen, theils durch Anträge 
der Abgeordnet en , theils durch Bitten aus der Provinz aufgeregten An­
gelegenheiten mit Flciss und Einigkeit - der einzige Stein des Anstosscs 
ist die Ablösungs Ordre, ich hoffe , er wird aber auch gehoben werden. 
Ueber einen der hier behandelten Gegenstände erbitte ich mir E. H. 
Belehrung - über die Entst ehung und Verwendung der Centimes a ddi­
tionels der Französisch en Grundsteuer - sie betragen hier zu Lande 
ppter 30 Procent d er Hauptsteuer und werden bis jetzt zu Provinzial 
Zwecken verwandt, in den Rheinprovinzen sind sie noch höher. 
Nun fodert sie aber der Finanz Minister für die General Kassen, wozu 
sie aber nicht gehören. 
Ich wünschte eine bestimmte und befriedigende Nachricht über die 
Verwendung und Ents tehung dieser Centimes additionels - und wende 
mich deshalb an E. H. Sie finden die Mat erialien zur Beantwort ung 
gewiss in Ihrem Gedächtniss, vielleicht auch in dorLigen vorhandenen 
gedruckten Nachrichten über die Französischen Finanzen. Meine oben 
erwähnte, im Allgemeinen sehr richtige Behauptung, dass die Centimes 
add. zu Provinzial Zwecken verwandt wurden und ferner verwandt oder 
erlassen werden müssen, würde ich dann gründlich dar thun können. 
Der König· von Holland ist ein Wunderthäter, er verwandelt ein Neuntel 
in das Ganze. Der Waal ist 2

/ 3 des Rheins, 1/ 3 geht als Rhein nach Arn­
heim, theilt sich in I ssel, Rhein und Lek , und nun befiehlt der König 
von Holland 1/ 9 = 1. Welche Tasch enspieler Künste ! 
Wir sind hier sehr fleissig, die vorbereitenden Arbeiten werden von 10 Aus­
schüssen vorgenommen, 1) über die Zulässigkeit der Petitionen aus der 
Provinz; 2) ständische Verfassung; 3) städt isch e und ländliche Commu­
nal Ordnung; 4) Catast er Angelegenheiten; 5) Arbeit shaus, Irrenhaus ; 
6) landwirthschaftliche Gegen st ände; 7) Ablösungs Ordnung ; 8) Gewerbe 
und Handels Verhältnisse ; 9) Abgaben ; 10) Justiz Verfassung. 
E s bleibt immer sehr loben swerth, dass eine Anzahl b edeutender Guts 
und F abriken Besitzer sich von ihren F amilien , Hauswesen , Comptoirs 
und Fabriken entfernen , um sich mit Gegenständen von allgemeinem 
Interesse mit Aufopferung, E rnst und Anstrengung zu beschäftigen. 
Wie sehr wünschte ich E. H. Gegenwart, Rath und Leitung. 
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Niebuhr an Stein Bonn, 18. November 1826 
Literatur·Arehiv Berlin. Cedr. Pcrtz a. a. 0. VI , 1. S. 299 rr. S. künft ig auch Gerhard und No1vin o. a. O. III 

Die Centimes additioncls. Niebuhr an den ständischen Beratungen wegen mangelnder 
Wählbarkeit nicht beteiligt. Schlechter Geist des rheinisclt-0n Adels. Die katholische 
Geistlichkeit. Niebuhrs Vorlesungen und seine Erfahrungen mit der studentisclt-0n 
Jugend. Seine römische Geschichte. R eichtum der deutschen Sprache im Verhältnis 
zur französischen u11d e11glische11, insbesondere auch fiir den wissenschaftlichen 
Ausdruck. Persönliche Lage Niebuhrs. Wünscht den Bau von Eisenbah11cn und 
Kanälen als Mas.mal11ne gegen die Schiha11eri der Holländer gegm die freie Rhein­
schiffahrt. 

Stein an Knoblauch Münster, 26. November 1826 
KnoLla.uch'sches Familienarchiv. Uerlin . 

Die Beratungen der westfcilische11 Provinzialstäncle über di e R eform der Städtcord11u11g. 

Mit Beantwortung E. Wohlgehohren heyder Schreiben dd. 19. Oct. , ... 
Nov., nahm ich Anstand bis zur Beendigung unserer Berathung u. dem 
Erfolg der Beschlüsse über die Haupt Momente der Städte Ordnung, 
bey denen Ihr lehrreiches und auf Erfahrung beruhendes P[ ro] M[ emoria] 
zu Grunde gelegt wurde. Die von Ihnen früher und auch gegenwärtig 
in Anregung gebrachten Verbesserungen sind aufgenommen , nicht die 
vorgeschlagene Vermittlungs Deputation, man glaubte, statt ihrer die 
Zeit würken zu lassen, wie Sie dies alles aus dem Entwurf der St[ädte] 
O[ rdnung] für W[ estphalen], den ich Ihnen mittheilen werde, zu seiner 
Zeit ersehen. 
Man war übrigen s der Meynung, dass man Gewerbe Fähigkeit verlangen, 
die Bestimmung der Art der Nachweisung aber einem besonderen, die 
Gcwerbe Polyzey umfassenden Gesetz überlassen müsste . Hiezu scheint 
mir noch nicht alles gehörig vorbereitet, manches hieher gehörige wird 
auch noch auf dem hiesigen Landtag vorkommen - mir scheint es 
zweckmässig, dass ein solches Gesetz vorbereitet werde 
durch eine Deputat ion aus den angesehenst en Gewerbetreibenden un­
seres Staates, die sich in Berlin unter Vorsitz des H . GR. Kunth be­
rathct. 
Wird die Sache allein Staats B eamten überlassen , so ist d as Ueber­
gewicht ihrer einseitigen und vorgefassten Meynungen zu erwarten , und 
dieses sind in diesem Augenblick die Anhänger der Meynung der ohn­
hedingten Gewerbe Freyheit. 

Stein an Romberg Münster, 2 7. November 1826 
llomberg'sches Archiv. Duldern 

Vor$Chläge zu den Ausschuss-B eratungen über die Ablösungsordnung. 

Die Berechtigten haben im Ausschuss dem Provocations Recht entsagt. 
Dies ward von den Verpflichteten angenommen, sie bestanden aber nicht 
weniger mit einer Menge Scheingründe auf Capital Abfindung. 
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l\-Iir scheint es daher nöthig, dass sämtliche Berechtigte sich vor der 
bevorst ehenden Berathung zu folgender Meynung vereinigten und in 
den Plenar Versammlungen aussprächen: „Verweigert der Verpflich­
tete die Landabfindung, so best eht der Berechtigte auf dem Pro v o -
c a t i o n s Re c h t und ist gcnöthigt, darauf zu best ehen, denn hie­
durch wird er allein in den Stand gesetzt seyn, hey der Ahfindung für 
seine ihm zustehende vollständige Entschädigung zu sorgen und gün­
stige Durchschnitts Preise, angemessene Grösse des Capitals, um es vor­
theilhaft zu verwenden und Gelegenheit zur vortheilhaften Anlage zu 
berücksichtigen [ I] ". 
E. Hochwohlgebohren bitte ich dies zu erwägen und mir Ihre Meynung 
darüber geneigtest mitzutheilen. 

Denkschrift Steins „ Bemerkungen über die Untheilbarkeit der Bauern­
höfe" Münst er , 14. Dezember 1826 
St. A. KonZI pt 

Begrüsst alle B estrebungen, die Z ersplitterung der bäuerlichen Höf e (insbes. durch 
Erbteilung) zu t1crhindern, wendet sich aber gegen B estimmungen, welche eine t1öllige 
Unbcweglicf.keit des Grundeigentums zur Folge haben müssten. 

Allgemeine commissarischc Feststellung des für jeden Hofs unthcilbaren 
Bestandes scheint mir kostbar, die innere Ruhe der Familien stöhrend, 
der unberechenbaren Zukunft vorgreifend. Denn es bleiben für eine be­
deutende Zeit die meisten Höfe untheilbar 
a) wegen der nur langsam vorschreitenden Ablösung, 
b) wegen der Abneigung der Hofes Besitzer, ihr väterliches Erbe zu zer­
splittern. 
Unterbleibt in diesen beyden zahlreichen Fällen die Zersplitterung, so 
ist die Bestimmung ihrer Gränzen überflüssig. 
Die Bestimmung eines untheilbaren Bestands hat nur einen unmittel­
baren praktischen Nutzen bey abgelöst en Höfen, 
a) die einzelne Grundstücke veräussern, 
b) das Ganze zersplittern wollen. 
Tret en diese Fälle ein, so bedarf es zur Zersplitterung keiner commissa­
rischen Untersuchung, sondern nur der Zustimmung der bcy der Sache 
interessirten Partheyen. 
Diese sind zunächst die Erben, sodann die Bauernschaft oder Gemeinde, 
das Kirchspiel. Sie bringen die Angelegenheit auf den Erbentag, zuletzt 
auf den Craysstag, und mit aller Zustimmung und Genehmigung erfolgt 
die Zer splitterung mit oder ohne Einschränkung. 
Die Fälle, wo unter solchen Bedingungen eine gänzliche Zersplitterung 
eintritt, werden nur selten seyn, daher ich eine Beschränkung auf ein 
Minimum für überflüssig halte. 
Eine absolute Unbeweglichkeit des Eigenthums halte ich für nachtheilig, 
weil bey dem Fortschreiten der Industrie, bey dem Uebcrgang einer 



Quelle: Freiherr vom Stein, Bd. 6, Berlin 1934 / Internet-Portal "Westfälische Geschichte" 
URL: http://www.westfaelische-geschichte.lwl.org 

24. DEZE MBER 1826 449 

grösseren Masse Gemeingut in das Privateigenthum durch die Marken­
theilung eine veränderte Abrundung der Höfe, selbst in manchen einzelnen 
Fällen ihre gänzliche Auflösung nützlich seyn kann . Statt einer solch en 
Unbeweglichkeit des Eigenthums scheint es mir hinreich end, wenn man 
der zu grossen und das Daseyn eines wfüdigen Bauernstandes zerstöhren­
den Auflösbarkeit und Beweglichkeit cntgegenwürkt. 
Will man den Bestand der Colonate erhalten, so muss auch die Befug­
niss, zu testiren und die Succession ab intestato in jener Hinsicht bestimmt 
werden, erstere kann nicht unbedingt, letztere nicht auflösend gestattet 
werden. 
Die K. Hannovrische Verordnung d. d. 9. May 1823 1) enthält §§ 22, 45 
Bestimmungen, die für Erhaltung der Colonate wohl b erechnet sind. 

Stein an Frau v. Hoevel 
Cedr. Pertz a. a. 0. VI, 1. S. S~B f. 

Münster , Ende Dezember 1826 

Beileid zum Tod Hoevels 2). Würdigung seiner Persönlic11keit und seiner Verdienste. 

Stein an ltzenplitz 
St. A. Abschrift 

Münster , 24 . Dezember 1826 

Die Verhandlungen des westfälischen Landtags. Der Streit um die Ablösungsordnung. 
Guter Geist der Stände. Steins geplante Reise nach Berlin. 

Unser Landtag wird im Lauf dieser Woche geschlossen, es waren der Ge­
schäfte viele, die seine Thätigkeit in Anspruch nahmen und theils in 
der Form von Proposit ionen, theils in der von Anträgen , endlich in der 
von Petitionen erschienen - viele von grosser Wichtigkeil, unter 
denen einige mit Gründlichkei t und erschöpfend bearbeitet wurden, 
woraus manches Gute für die Provinz sich ergehen wird. Ueberhaupt 
wird die politische Anstalt der Landstände scegen sreich e Folgen haben , 
denn sie wird Gemeingeist erwecken und die Aufmerksamkeit vom eige­
nen Inter esse auf das Allgemeine lenken und hierdurch auf Veredlung 
und intellectuelle Bildung würken. E s zeigten sich bey der hiesigen 
Landtags Versammlung bedeutende Schwierigkeiten , die Folgen waren 
der Fremdartigkeit der Theile, woraus er bestand, er bildete sich aus 
5 Landesth eilen , so nie miteinander in Berührung gestanqen hatten .... 
Die Ablösungs Ordnung war ein Apfel der Zwietr acht, der die Gemüt h er 
aufreizte, seinen verderblich en Einfluss auch über Dinge verbreitet e, die 
nicht mit ihm verwandt waren - unterdessen ward doch alles durch 
den rechtlichen, frommen , b esonnenen D eutschen Charakter innerhalb 
gewisser Schranken geh alten , man fuhr fort, mit Ernst und Anstrengung 
die vorliegenden Gesch äfte zu bearbeiten, und es ist manch es Gute zu 
Tage gefördert worden. 
E s ist noch sehr ungewiss, oh ich diesen Winter nach Berlin komm<'. 
1) Gedr. Gesetzsnmmlung für dns Kgr. ß nnnover , 1823. 1. Abth. Nr. 21. 
2

) S. oben S. 444. 
29 
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was ich wünschte, um den Gang der Verhandlungen b ey den ober st en 
Behörden über unsere Beschlüsse verfolgen und meine Freunde sehen 
zu können. 

Ansprach e St eins beim Schluss des erst en westfälischen Landt ags 
St. A. K onzept Münst er , 29. Dezember 1826 

Riickblick auf die Tätigkeit des Landtags. Bedauert die darin zutage getretene Spal­
tung der St.ände. Hoff111mg auf eine günstige E ntwicklung der Institutionen. 

Wir versammeln uns heute zum letzten Mal. Die H erren Abgeordnet en 
werden mit dem Bewusstseyn in ihre H eimath zurückkehren , mit Ernst 
und Anstrengung sich den m annichfaltigcn Arbeiten , so dem Landtag 
zugewiesen wa1·en, unterzogen zu haben - und vorzüglicher Dank ge­
bührt den H crrenMitglicdern der Ausschüsse und den H erren Vorsitzen­
den derselben . Manches Gute ist dadurch in das Leben getret en - ich 
rechne hierhin den Entwurf zur Städte Ordnung, die gründlichen Arbeiten 
über das Cataster , über Handel und Fabriken Verhältnisse - aber mehr 
wäre geleist et worden, hätte sich nicht eine Spaltung zwischen den ver­
schiedenen Ständen der Versammlung erhoben , die zu beseitigen alle 
Freunde des Frieden s sich vergeblich b emühten . 
Mit Zuversicht dürfen wir von der Zukunft erwarten , dass die land­
ständisch e Anstalt sich immer mehr befestigen und als seegen svoll für 
das Vaterland erweisen werde - dass sie immer m ehr der weisen ver­
trauensvollen Absicht unsers innigst verehrten Monarchen entsprech en 
werde. 
Mir bleibt nun noch übrig, der verehrten Versammlung für ihr mir b e­
wiesenes nach siehtsvolles Vertrauen zu danken und mich den ferneren 
wohlwollenden Gesinnungen der H erren Mitglieder zu empfehlen. 

Denkschrift Steins über die Ver fassung der Landgemeinden 
Nuch Pertz • · n. O. VI, J. S. 337 ff. [Münst er, Ende 1826] 

Ref erierende Z usammenfassung der Ergebnisse der Verhandlungen des Lundtags­
A usschusses fiir die Kommunal-Verfassung des pla!len Landes. Verfassung des 
Amtsverbandes. Zugehörigkeit zur Gemeinde. Vertreurng von Bauernschaft und 
Ritt.ergütem auf dem A mtstag. Verschiedenheit der M einungen über die Art und 
Stiirke der Vertretung der letzteren. Aktives und passives Wahlrecht. W ahl und Stel.­
lung des Amtmanns. Erhebung der Kommunalsteuern. 

Eine solche Einrichtung1) setzt wegen d er Verwaltungs Kost en bedeutende 
Gemeinden oder die Vereinigung mehrerer kleineren , ferner die Auswahl 
zur Verwaltung öffentlicher Geschäfte gebildet er und angemessen be­
soldet er Beamten voraus. 
1) Nämlich eine der Sliidte-Ordnung nachgebildete Gemeindevertretung, wie sie der 
Kommunal-Ausschuss vorgeschlagen hatte, deren genauere Organisation sich aus der weiter 
folgenden Darstellung Steins ergibt. Vgl. dazu die Akten des Ausschusses für die Kom­
munal Ordnung des platten Landes, Lundeshau s Münster. Fach 44. Nr. 1. 
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Nur in Beziehung auf Verwaltung hatten unter der Fremdherrsch aft 
die Burgemeist ereyen über mehreren vereinten Gemeinden bestanden, 
der alte Verband der einzelnen blieb fortbest ehen und ihr Vermögen ge­
sondert, und die Beybehaltung von beydem hielt man für durchaus n ot h­
wcndig. 
Die Bezirke der verbunden en Gemeinden würden unter dem Namen: 
Aemter 3-8000 Einwohner n ach Maasgabe der Dich t igkeit der 
Bevölkerung einschliessen , ihre einzelnen Bestandtheile wären dem­
n ach: Bauerschaften , n ach der vor der fremden Gesetzgebung be­
stehenden Einrichtung, Rittergüter , in so fern sie nicht v or j ener 
Zeit der Bauerschaft angehörten , oder vorziehen , sich ihr j etzt anzu­
schliessen. 
Gem eindeglied ist j eder Grund Eigenthümer oder Pächter auf 12 Jahre 
- alle übrigen Einwohner sind Schutzverwandte. 
Die Aufnahme eines n eu zuziehenden Mitglieds ist von der der Gemeinde 
gegebenen Ueberzeu gung eines unbesch oltenen Rufes und von der Er­
werbsfähigkeit abhängig. 
In Ansehung der Theilnahme am activen und passiven Vermögen bleibt 
es bey der bish erigen Verfassung. 
Der v on der Bauernsch aft gewählte Vorstand führt in ihren Gränzen die 
obrigkeitlich en Vorschriften au s. 
Die Gesamtzahl der Amtsgemeinden wird auf dem Amtstage wenigst ens 
durch 12 Landverordnet e v ertret en. 
Um dem grossen Grund Eigenthume eine angemessen e Vertretung auf 
dem Amtstage anzuweisen , hielt die Majorität für angemessen , ein 
Drittbeil der Landverordnet en den Höchstbest euerten , der wenigst ens 
75 Rthlr. Grundst euer erlegt, zur Wahl aus ihrer Mitte vorzubehalten. 
Eine Minorität von 12 Mitglieder n fodertc ein Vorzugsrecht unter ver­
schiedenen Modificationen für die im Amtsb ezirkbelcgen en Rittergüter. 
Beyde Theile unterstüt zten in Separat Votis ihre Meynungen mit fol­
genden Gründen . Diejenigen , so für die Ritter güter ein auf drey ver­
schiedene Arten modificirtes Vorzugsrech t ansprachen , begründet en es 
mit d em bereits angenommenen Satze, dass die Rittergüter im Amt als 
ein eigen er Bestandtheil neben der Bauernschaft best ehen sollten , auf 
ihren bisherigen v orzüglichen Antheil an Erben und Kirch spiels T agen 
und auf das ihnen auf dem Landtage und bey dem Gerichts Stande bey­
gelegte Vorrecht. 
Einige Mitglieder der Minorität verlangten für die Rittergüter die Hälfte 
der Stimmen auf dem Amtstage, die anderen aber nur ein Dritthcil ; 
zwölf Mitglieder des Fürst en-, H erren- und Ritter -Standes nahmen eine 
Virilstimme auf den Amtst agen für die Rittergüter in Anspruch , weil 
sie diese bis 1806 besassen , es mit derCrayss Ordnung für Pommern ana­
logisch übereinstimme und die zur Erhaltung der Standesrechte nöthige 
ltio in partes möglich mache . 

29"' 
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Die Majorität wandte aber gegen die Ertheilung von Virilstimmen an 
die Rittergüter e in: 
a) Die Analogie des Gesetzes wegen Anordnung der Stände ao. 1824, 
welches nur den Fürsten und H erren , nicht der Ritterschaft, eine Viril­
stimme beylege ; vielmehr scy die Absicht ausgesproch en , alle grösseren 
Grundbesitzer ohne Unterschied des Standes in d en zweyten Stand auf­
zunehmen; 
b) die Ungleichheit der Vertheilung der adeligen Güter in den Crayssen 
Westphalens, die in einigen sehr zahlreich , in andern ganz fehlen; in 
diesen wäre das grosse Grund Eigenthum ohne alle Vertretung, in jenen 
verdrängen die Rittergüter alle übrigen Interessen. 
Lege man also ein Drittheil der Stimmen den grossen Grund Eigen­
thümern bey, so sey hinlänglich für das Interesse der oberen Stände 
gesorgt. 
Die Versammlung war ferner einstimmiger Meynung, dass 2

/ 3 der Land­
v erordnet en von den übrigen , und so, dass auf 500 Seelen einer komme, 
zu wählen , dass zur Wählbarkeit ein Steu ersatz von 20 Rthlr., 30jähriges 
Alter und dreyjähriger Aufenthalt in dem Amte, und zum Wahlrecht 
ein Steuersatz von 10 Rthlr. erfoderlich sey. 
Sollten in einzelnen Gegenden die angenommenen Steuersätze zu hoch 
seyn , so i st der Craysstag zur Ermässigung befugt. 
Sämtliche Landvcrordnet e wählen den Amtmann auf 12 Jahre, vor­
behaltlich dass er wieder wählbar, die Staats Behörde ertheilt die Be­
stätigung. Er ordnet und besorgt alle gemeinsamen Angelegenheiten 
des Amts, ist das Organ der Staats Beh örde in Handhabung der Polyzey, 
Abgaben und Militär Gesetze, leitet die Wahlen der Landverordnet cn, 
versammelt diese jährlich zweymal zur Abnahme der Gemeinde Rech­
nungen , Entwerfung der Etats, die er dem Landrath e vorlegt zur Be­
willigung des für die Gemeinde Bedürfnisse Nöthigen , wovon jedoch die 
Verwaltungs Kosten nicht mehr als 5 Sgr . pro Kopf betragen dürfen; 
er schlägt den L andvcrordnet en die Unterbedienten zur Best ätigung vor, 
bringt alle in dem Amte zu treffende Verbesserungen zur Berathung 
und zum Beschluss, gegen welchen jedoch hinnen 14 Tagen der Recurs 
mit su spensiver Würkung an die oberst e Beh örde genommen werden 
kann. 
E ine Erspahrung bewürkt die Verbindung des Communal Empfangs 
mit dem der öffentlichen Steuern, wenn zugleich nach dem Gesetze dd. 
30st en Mai 1820 1) der Gemeinde der Empfang der Classen st euer gegen 
4 Procent H ebegebühr, diese aber dem für mehrere Aemter anzustellen­
den Steuer Empfänger übertragen und in Anrechnung gebracht wird. 

1) Gedr. Gcs. Sammlung 1820, S. 140 ff. 
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Stein an Rochow Cappenherg, 3. Januar 1827 
Geb. Stnot ... rchiv llcrlin. Rcp. 92. Rochow, Reinschrift - Konzept St. A. - Noch der Reinschrift 

Kritischer Rückblick auf den ersten westfälischen Landtag. M ängel seiner p ersonellen 
Zusamme1isetzu11g, veranlasst hauptsächlich durch die Verschiedenartigkeit der die 
Provinz W estfalen bildenden Gebiete und die mangelnde Verbundenheit der meisten 
derselben mit der preussischcn Mon archie. Unfähigkeit vieler Abgeordneter, be­
sonders derer a1is den kleineren S tädten und Dörfern. Gute Vertretung der oberen 
Schichten. Positive Leistungen des Landtags: seine Vorschläge zur R eform der 
Städteordnung und :mm Entwurf der Landgemeir1deordmmg, die Kritik und Ver­
besserungsvorschläge in der Frage der Katasteraufnahme, die handelspolitischen A n­
träge, der Plan der westfälischen Hilfsbank. B edauert und missbilligt den Kampf 
um die Ablösungsordnung und die dabei :u Tage getretenen standesegoistischen 
T endenzen . Die Ueberlastung des Landtags mit R egierungsvorschlägen , E ingaben 
und ähnlichem als Hindernis einer gedeihlichen und gründlichen Arbeit. B eantragt 
Auszeichn.ungen fiir die tüchtigsten Mitarbeiter des Landtags, Ramberg, Hüffer und 
Viebahri. 

Der den 29. m. pr. erfolgte Schluss des erst en Wcstphälischen Landtags 
veranlasst mich , Ew. Hochwohlgeboren einige Bemerkungen über seine 
Z u s a m m c n s c t z u n g , den G c i s t , der ihn leitet e, und seine 
R e s u lt a t e mitzutheilen. 
In seiner Z u s a m m e n s e t z u n g fehlte ihm Gleichartigkeit der 
Elemente, er b estand au s fünf abgesonderten Landestheilen ; nur einer 
war seit Jahrhunderten mit der Prcu ssischen Monarchie vcrhundcn , 
hatte unter ihren Fahnen gefochten , unter ihrem Schutz die F r üchte 
des Friedens genossen; die Verhindung der übrigen mit ihr und untcl' 
sich war n eu und loose; noch lchtc das Geschlecht, so das vor 1803 Be­
stehende gek annt, geliebt, sein V crschwinden bedauert, und ers t von 
dem neuen jetzt sich bildenden Geschlecht darf man feste Anhänglich­
k eit an den Prcussischcn Staat erwarten . 
Diese fünf Landestheilc hatt en getrennt hestandcn mit cigcnthümlichcn 
Verfassungen und getrennten Inter essen , in allen h atte die Frcmdhcrr-
chaft vorühcrgch cnd , das Alte gewaltsam zer stöhrcnd gewürkt , daraus 

entstanden Einseitigkeit in den Ansichten , Unkundc des gemeinsam 
Wichtigen , oft die h öch ste kurzsichtigst e Beschränktheit auf das zu 
allcrnächst Liegende . 
Hiczu trat die wenige Bildung mehrerer Ahgcordnct cn aus den kleinen 
Städten , au s dem SLand dcl' 1ändlichc Gemeinden , von M~inncrn, die 
hcy redlichen Gesinnungen sich nie iibc1· den en gen Crayss ihrer klcincu 
Landwirthsch af-t und Gemeinde erhoben , nur ihr unmittelbares I nt er ­
esse im Auge hatten , au s Krämern, deren Blick auf ihren Laden b e­
schränkt war . 
Die Versammlung zählte aber auch unter ihren Mitgliedern viele würdige 
und einsichtsvolle Männer, besonders aus dem Stand der Ritterschaft 
und der Städte, die mit Ernst , unermüdetem Fleiss, E insicht, Vater ­
landsliebe die ihnen anvertrauten Interessen beherzigten , vertraten , und 
wir haben ihnen sehr gründliche und die höch st e Aufmerksamkeit der 
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oberst en Behörden verdienende Arbeiten zu verdanken , und die, wenn sie 
in das Leben t reten, die Erscheinung des erst en Provinzial Landtags 
seegensvoll mach en. 
Als Arbeiten dieser Art sehe ich an: 1) die Städte Ordnung; 2) die 
l ändliche Communal Ordnung; 3) die Vorschläge zur Reform des Catast er 
Wesen s ; 4) die Ant räge über die auswärt igen Handels Verhältnisse; 
5) über die Rheinschiffahrt ; 6) über den den Product en der Landwirth­
sch aft zu ert heilenden Schutz gegen die unnachbarlichen und undank­
baren Maasregeln des H olländisch en Nachbarstaat es ; 7) Bildung einer 
Provinzial Hülfsb ank. 
Bey dem Ent wurf der St ädte Ordnung war m an bemüht , die in den 
östlichen Provinzen gemachten , sie betreffende E rfahrungen zu sammeln 
und zu benutzen ; er ward h auptsächlich von dem Münst er ' schen Stadt ­
rath Herrn Hüffer bearbeitet , einem Mann von Geist , Bildung und einem 
reinen Charakter , unablässig bemüht, das Gute zu befördern, Eint racht 
zu erh alten . 
Die leitenden Ideen , so bcy der Städte Ordnung zu Grunde lagen, wurden 
auch bei der C o m m u n a 1 0 r d n u n g angewandt ; hier zeigt e sich 
aber der Geist der Zwietracht , der die verschiedenen Stände von ein­
ander entfernte un d schroff gegen einander über st ellt e . 
Die Stände waren zur Prüfung des C a t a s t e r W e s e n s mittelbar 
durch den Inhalt der achten König!. Proposit ion veranlasst . Diese Prü­
fung geschah mit Gründlichkeit, U npartheylichkeit von einem Ausschuss, 
der aus sehr tücht igen Männern bestand, die schon durch ihre früheren 
Berufsgesch äfte mit der Sache vertraut waren. Der Vorsitzende war der 
würdige Greis Hr. v. Syberg 1) , Freund und Schwiegervater des Hr. 
Ober Präsident en v . Vincke Excellenz . Die Resultat e dieser Prüfung 
waren e r n s t und g e h a l t r e i c h: 
1) überflüssige Kostbarkeit der Parcellar Vermessung; 
2) fehlerhaftes un d von der lnstruction abweichendes Verfah ren hey 
der Taxation ; 
3) übertriebene Getraide Preise a 4 7 Sgr. 6 Pf. pro Scheffel Roggen, so 
man zu Grunde legt ; 
4) imaginaire R ein Erträge; 
5) willkührlich e durch den Reg. Rath Rolshausen als das H aupt Organ 
der Catast er Commission vorgenommene Zu und Absetzung der Steuer 
Quoten der catast r irten Dist rict e. 
Mit diesen Resultaten st immt en die Untersuchungen und Beschlüsse 
des Rheinischen Landtages überein, die uns durch seine Deputirten in 
der in Münster abgehaltenen Conferen z mitget heilt wurden . 
Die gemeinschaftlichen Beschlüsse bey derseitiger Deputirten waren : 
1) E inschränkung der Vermessung auf die Umcraysse der Gemeinden 
1 ) Freiherr Friedrich von Syhcrg auf Busch, der Schwiegerva ter Vinckcs. 
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und Fluren, verbunden mit den hiedurch cont rolirten Dec]arationen der 
Eigenthümer ; 
2) Uebertragung der Aufsicht und Leitung des Vermessungs Geschäfts 
an den General Stab und seinen einsichtsvollen , ausgezeichnet en Chef, 
statt dass es jetzt allein in den Händen des Regierungs Raths Rolshausen 
ist und seines Freybataillons von F eldmessern ; 
3) H erabsetzung der b ey dem Cat ast er angenommenen übertriebenen 
Getraide Durch schnitt s Preise . . . 
4) Genaue Beobachtung der Instruct ion von 1822 bey der Abschätzung, 
Theilnahmc der Deputirten aus den Steuer Verbänden , Regierungs 
District en, Landestheilen bey den verschiedenen Abstufungen der Ah­
schätzungs und Ausgleichungs Arbeiten , damit WiUkühr aufhöre; 
5) Beyordnung st ändischer Deput irten bey der Catast er Commission. 
Die Beschwehrdcn gegen die Arbeiten der Catast er Commission , oder 
eigentlich gegen Herrn Rolshausen , der die Haupt P ersohn in ihr ist , 
sind nach meiner innigen Ueberzeu gung gegründet und die Vorschläge 
zu ihrer Abhclfung angemessen . . . Das bisherige V erfahren der ober­
sten Finanz Behörde war oberflächlich und fiscalisch ; das Catast er \Y/ esen 
in seiner gegenwärtigen Gest alt erregt allgemeinen Unwillen und ist 
eine wahre Landesplage . 
Die Anträge des Landtags über die a u s w ä r t i g e n H a n d e l s 
V e r h ä 1 t n i s s e , R h e i n s c h i ff a h r t , über die gegen die 
B e drückung e n d e r Ho 11 ä n d e r unserer Produet e der Land­
wirtschaft und das Eindringen der ihrigen auf unsere Märkte 1) sind mit 
Sachkenntniss und Gründlichkeit verfasst und h auptsächlich durch 
H errn von Romberg und Hr. Dahlen camp 2) bearbeitet , und ist zu wün­
schen , dass diese Anträge zum Wohle des H andels und landwirthsch aft ­
lichen Interesses der Provinz in das Leben tret en. 
Auch die auf die 258 000 Rthlr. betragenden Provinzial Fonds zu be­
gründende Provinzial Hülfsbank kann wohltätig würken , wenn das ein­
gereichte Project von einem Recht sverständigen , wozu H err Geh. Staa ts­
rath von Niebuhr vorgeschlagen worden , geprüft worden ist. 
Nur mit Zufriedenheit konnte ich der bisher aufgezählten Gegenst ände 
erwähnen , ab er nur mit Missmuth und Unwillen der Verhandlungen über 
die Ablösungs Ordnung. Hier zeigt e sich von beyden Seiten , sowohl der 
der Berechtigten als der der Verpflichteten , ein starres Best ehen auf 
unbilligen Ansprüch en; die der erst eren waren übertrieben, die der letz­
teren gehen offenbar auf Gewinnst und auf Untergrabung des Wohl­
standes der Gut sbesitzer. Sie überliessen sich gan z dem E influss eines 
eitlen , oberflächlichen , bei den hiesigen Ober und Unter Gerichten wenig 
geschätzten Land Advocaten Som mer 3) , der nicht Wahrheit und Billig-

1) Zu ergänzen etwa: „zu ergreifenden Mausregeln" . 
2

) Vertre ter der S1adt Hagen auf dem Landtag. 
3

) S. Bd. V. S. 550, Anm. 3. 
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keit im Auge hatte, sondern nur seinen Adelshass, seine revolutionairen 
Gleichheits Ideen , seine Begierde, zu glänzen, - sie nahmen daher billige 
Aeusserungen , die sie gegen mich ausser dem Versammlungs Saal gethan 
hatten , zurück. 
Ein Mittelweg ist nach der von gemässigten und den Frieden liebenden 
Männern, die da ganze Treiben mit Unwillen ansahen, geäusserten 
Meynung übrig, der zu seiner Zeit näher angegeben werden soll. 
Noch muss ich von der Ueberladung des Landtags mit Arbeiten Meldung 
thun, als eines Hindernisses einer gründlichen, besonnenen , ruhigen Be­
rathung und Entscheidung; denn zu den wichtigen Königl. Propositionen 
kamen noch viele Auffoderungen der Minist erien an die Stände um Ab­
gebung ihres Gutachten s und ein H eer von Anträgen der Abgeordneten, 
P etitionen aus der Provinz von dem verschiedenartigst en Gehalt, von 
allen Abstufungen, von der grösst en Bedeutenheit bis zur grösst en 
Absurdit ät. 
Noch wünschte ich sehr, dass Männer , so kräftig, unermüdet , wohltätig 
bey der Landtags Versammlung gewürkt, ein öffentlich es Anerkennt niss 
ihres Werthes erhielten. Hr. von Romberg, der m ehrere Ausschüsse 1) 

mit grösst er Geschäftskenntniss und Klugheit geleitet, den Rothen Adler 
Orden - der achtungswerthe Hr. Hüffer und der unermüdet e würdige 
Landtags Secretair, Landgerichts Assessor Viebahn zu Soest, gleichfalls 
eine angemessene Auszeichnung . 
Ich werde die ausführliche Darst ellung der Landtags Verhandlungen hier 
aus den mitgebrachten Acten selbst anfertigen. 

Stein an A. v. Arnim Cappenberg, 3. Januar 1827 
N nch Pcrtz, Stein VI , J . S. 353 ff. 

Missbilligt sein frühes Ausscheiden aus dem Staat.sdicnsl. Erzieherische Wirlmngen 
der Verwaltungstätigkeit, ihre Gefahren. Vorzüge einer landtvirtschaftlicheri B e­
schäftig1mg. Die politisch-pädagogische B edeutung der Stände. Ethische Staats­
auffassung. Vertretung des grundbesitzenden Adels auf den Landtagen. 

Ihren Brief , m ein lieber Graf, d. d . 20sten v. M. fand ich bey meiner 
Ankunft vom Landt age zu Münster den 30sten Dezember hier vor; sein 
Inhalt hat für mich ein sehr grosses Interesse, und kann ich es Ihnen 
nicht besser, als durch eine offene und motivirte Aeusserung meiner 
Meynung beweisen . Der Staats Dien st bildet nur zu einer gewissen 
Fertigkeit im Mechanism und der formellen Behandlung der Geschäfte ; 
diese Fertigkeit ist aber wesentlich nöthig, wenn man grosse Massen zu 
bewegen im Fall ist , und Sie hätten daher wohl besser gethan, noch einige 
Zeit auszuharren. Zu langes Beharren in untergeordneten Stellen ist 
allerdings nachtheilig und verengt den Blick ,und mit R echt sagt Burke 1. 

1) Er hatte den Ausschuss für ständische Verfassungsangelegenheiten und den Ausschuss 
für Gewerbe- und Handelsverhältnisse geleitet. 
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73: „ When men arc too much confined to professional habits, t hey are 
rather disabled than qualified for whatevcr depends on the knowledge 
of mankind or experience in mi.-xed affairs." 
Unterdessen sind die von Ihnen angeführten Gründe sehr wichtig, Ihre 
jetzt gewählte Stellung bringt Sie aus den Actcn in das würkliche bewegte 
Leben; nur müssen Sie durch fortgesetztes Streben , an Ihrer allgemeinen 
Bildung durch Studium und Reisen zu arbeiten , vermeiden , dass Sie 
nicht in Einseitigkeit, Lässigkeit oder gar Gemeinheit versinken, wozu 
das Landleben so leicht hinzieht . 
Ihre Ansicht vom ständischen Institute ist vollkommen richtig, es wird 
sich fortschreitend entwickeln und zu Reichs St änden erheben; es wird 
die Menschen bilden , binden , veredeln,cscrfodcrt abcr ernst e Vorbe~eitung, 
damit man mit einem Reichthume politischer Wahrheiten , mit gründ­
licher Kcnntniss der grossen Interessen der Monar chie, mit F ertigkeit 
im Ausdruck , Gegenwart des Geist es aufzutret en vermöge. 
Fassen Sie diesen Gesichtspunkt ins Auge, so wird Ihr Daseyn secgens­
voll für das Vaterland seyn und Ihr Name unter den um sein Wohl 
verdienten Männern genannt werden . 
Den Eintritt in die ständische Laufbahn könnten Sie aber in folgender 
Art beschleunigen. 
Bey der erst en Bildung der Stände beging man den Fehler, den Adel 
oder die Ritterschaft nicht an Gutsbesitz und Geschlecht oder an Guts­
besitz und vom Staat anerkanntes V crdienst , sondern an Gutsbesitz 
allein zu binden , hieraus entstand in der Gegenwart manches Naeh­
theilige, und in der Zukunft ist noch ein mehreres zu besorgen . 
Diesem will man nun abhelfen durch Ertheilung von Virilstimmen an 
reiche und ausgezeichnet e Geschlechter, worüber man sich unter andern 
auch hey Anordnung des Wcstphälischcn Landtags 1824, § 7 und der 
diesj ährigen Königlichen Proposition ... aussprach - wo sich dann 
auch die F amilien von W estphalen und Fürst enberg meldet en - die 
ersteren beurkundet en ein Einkommen von 35 000 Rthlr., die letztem 
von 80 000 Rthlr. Auch mir ertheiltc der König . . . eine Virilstimme 
für Cappenberg und Scheda , nachdem ich dessen fideicommissarische 
Qualität nachgewiesen hatte . 
E. et c. sind durch Geschlecht und Vermögen zu einer solchen Aus­
zeichnung geeignet , sie wird Ihnen auch bey den zukünftigen Reichs­
ständen eine würdigere, freyere Stellung geben und jetzt dazu dienen , 
dass die Ritter schaft des Provinzial Landtags durch Erlangung eines 
Zuwachses von einer St imme verstärkt werde. 
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Wilhelm v. Humboldt an Stein 
St. A. 

Rudolstadt, 3. Januar 1827 

Sein Aufenthalt. in Rudolst.adt, J ena und Weimar. Verlobung der Prinzessin Maria 
mit dem Prinzen Karl v. Preussen. Prinzessin Anguste v. Weimar. Goethe und seine 
Arbeiten. Die westfälischen Landst.ände. Steins geplante R eise nach B erlin. Hum­
boldts persönliches Ergehen. 

Da Sie, verehrtest er Freund, meine alte Vorliebe für den hiesigen Ort 
noch von der Schlacht bei Leip zig her kennen, so wird Sie diese Ueber­
schrift nicht wundern. Die hiesige Fürstliche F amilie und besonders 
die verwittwet e Fürstin hat immer so viel Güte und Freundschaft seit 
langen Jahren für m eine Frau und mich gehabt, und die verwittwete 
Fürstin is t eine so geistreiche und seelenvolle Frau, dass es mir nicht 
möglich ist, in Weimar zu seyn , ohne wenigstens auf einen Tag auch 
hierher zu kommen. So ist es auch diesmal gegangen , wo ich bei Gelegen­
heit von Geschäften auf den Gütern meiner Frau im Mansfeldischen und 
Magdehurgischen mich eine Woche in J ena bei Frau v. Wolzogen und 
etwas länger in Weimar aufgehalten habe 1). Die arme Wolzogcn ist 
zwar durch den V crlust ihres einzigen Sohnes 2) noch sehr niedergedrückt, 
aber sie hat, bei aller Grössc ihres Schmerzes, doch eine so schöne Fas­
sung und eine so grossc Klarheit der Ansicht, dass es wirklich recht merk­
würdig zu sehen ist. Selbst eine gewisse i;tillc H eiterkeit ist ihr nicht 
fremd geworden, und ihr Anthcil an allem, was in den Begebenheiten 
des Tages und den Bestrebungen des Geistes interessirt, ist gleich atark 
geblichen. Hier habe ich, da ich mich zufällig hier befand, der Ver­
lobung des Prinzen Carl mit der Prinzessin Maria beigewohnt 3). Auch 
Sie, theuerste Excellenz, wird gewiss diese Verbindung sehr gefreut haben. 
Alle Umstände einigen sich , ihr Segen und Gedeihen zu versprechen . 
Die Prinzessin ist nicht nur von sehr schönem Wuchs und sehr ein­
nehmender Gesichtsbildung, sondern auch von dem sanftesten , best en 
Charakter und besit zt ausscr den Kenntnissen und der äusscren Bildung, 
die man in ihrem Stande voraussetzen kann, auch die innere Deutsche, 
die sie gerade in Weimar vorzüglich gut erhalten konnte. Sie und der 
Prinz lieben sich wirklich, und der erst e Anlass zur Verbindung war 
die eigene freie Wahl. Die Schwester, die Prinzessin Auguste 4), soll 
schon in dieser frühen, kaum der Kindheit entgangenen Jugend auch 
einen festen und selbständigen Charakter haben. Ihr lebendiger und 
durchdringender Geist spricht aus ihrem Blick, ihre Züge sind im höchst en 
1) Vgl. dazu Humboldts Briefe an Caroline von Humboldt vom Dezember 1826, Januar 
1827 bei Sydow a. a. 0. VII, S. 287 ff. 
2) Carolinc von Wolzogcn hatte ihr einziges Kind, Adolf von Wolzogen (geb. 1795), 
1825 durch einen Unfall verloren. 
3) Die Enkelin Karl August s, Prinzessin Maria von Weimar (1808-1877), heiratete 1827 
den Prinzen Karl von Preussen (1801- 1883). Ihr Sohn war der Generalfeldmarschall 
Prinz Friedrich Karl. 
4) Die spätere deutsche Kaiserin. Vgl. unten S. 483. 
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Grade bedeutungsvoll, und ihre ganze Gestalt wird sich , wenn sie nicht 
ein wenig zu stark wird, in einigen Jahren gewiss noch schöner, als sie 
jetzt schon erscheint, entwickeln. Der Grossherzog und die Grossherzogin 
sind wohl und heiter , ich habe sie die Tage in Weimar über täglich und 
den Grossherzog Mittag und Abend gesehen. Er nimmt an so vielem 
Vergangenen und Gegenwärtigen theil, dass das Gespräch mit ihm nicht 
leicht des Stoffes ermangeln kann. Ebenso wohl, heiter und theilnehmend 
habe ich Goethe gefunden, oh er gleich jetzt im 78. Jahre ist. Er hat mich 
ganz mit der alten Freundschaft behandelt und kam mir eine halbe Meile 
von Weimar entgegengefahren . Die neue Ausgabe seiner Werke ver­
anlasst ihn, viel noch Ungedrucktes herauszusuchen und zu vollenden, 
und so wird, wie er mir sagte, nahe an ein Drittheil der neuen Ausgabe 
theils neu gemacht„theils aus älterer Zeit, aber bisher ungedruckt, seyn. -
Was Sie, best e Excellenz, mir über die Landstände schrieben, ist vortreff­
lich und verdiente sehr, wahrhaft beherzigt zu werden. Allerdings lassen 
sich gegen die Zusammensetzung derselben die Einwürfe machen, die Sie 
folgerichtig aufstellen. Allein kein Ding ist , und am wenigst en gleich am 
Anfang, vollkommen, und ich halte doch immer auch so, wie Sie gewiss 
auch thun, die Bildung dieser Stände und ihre Wirksamkeit für un­
gemein heilsam. Sollten auch gerade nicht viel einzelne Sachen dadurch 
zu Stande kommen, so wird ein geregeltes Interesse an demjenigen, was 
die öffentlichen Angelegenheiten der Provinz betrifft, dadurch geweckt 
und eine einsichtsvolle Theilnahme daran nach und nach verbreitet. 
Wo die Stände nun gar das Glück haben, einen Landmarschall wie Sie 
zu besitzen, muss alles eifriger , thätiger, consequenter auf einen Punkt 
hin gerichtet gehen. Ich habe mich unendlich gefreut, als ich hörte, dass 
Sie das Geschäft hatten übernehmen wollen. - Sehen wir Sie aber nicht 
nach vollendet em Landtage in Berlin? Man machte uns schon im vorigen 
Jahren die Hoffnung dazu, und in diesem sollten Sie dieselbe in der 
That erfüllen. Ihre Anwesenheit in Berlin würde gewiss von vielen Seiten 
nützlich sein, und uns, meiner Frau und mir, würde sie zu einer ungemein 
grossen Freude gereichen. Sie kämen doch wohl im Frühjahr oder An­
fang des Sommers, und bis zum Ende des Junius hin sind wir sicherlich 
in Berlin oder Tegel. Nachher gehen wir aller Wahrscheinlichkeit nach 
Gastein, das wieder zu gebrauchen meine Frau nicht versäumen 
darf. 
Ich gehe von hier noch ins Mansfeldische und Magdeburgische und dürfte 
wohl vor dem 15. oder selbst 20. nicht in Berlin zurück sein. Mein seltenes 
Schreiben müssen Sie, beste Excellenz, verzeihen. Ich habe keine eigent­
liche Tintenscheu , denn ich schreibe doch ziemlich viel. Aber so oft und 
angelegentlich ich an die Persohn denke, die ich verehre und liebe, so 
habe ich eine gewisse Abneigung gegen Briefe, die in weite Ferne gehen, 
wo man sich weder recht aussprechen, noch unmittelbar Antwort er­
warten kann. Auch muss ich meine Augen sehr schonen. Eins dient mir 
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zum Lesen und Schreiben schon gar nicht recht, und das andere ist, ohne 
eigentlich krank zu sein, viel schwächer geworden . - Nun leben Sie 
herzlich wohl, theuerster und verehrungswürdigst er Freund. Möge Gott 
Sie dies eben begonnene und noch recht viele folgende Jahre zur Freude 
aller Guten und zur Förderung alles Edlen und Nützlichen erhalten, 
und mögen Sie mir die Fortdauer Ihres Wohlwollens und Ihre Freund· 
schaft schenken. 

Stein an Vincke Cappenberg, 6. Januar 1827 
Archiv Ü! l cnwnldc . N nchlnss Vi nckc 

Dank frir seine Unterstützung bei den Landtagsverhandlungen. Steins Ausarbeitung 
des Verhandlungsberichtes. 

Meine Abreise von Münst er war so schleunig, class ich es unterliess, Euer 
Excellenz meine innige Dankbarkeit auszudrücken für die mannig­
faltigen Beweise des nachsicht svollen Vert rauens, so Sie mir während 
der Landtagsverhandlungen gaben und die mich so oft in den Augen· 
blicken des Unmuts über den verkehrten Gang mancher Angelegenheiten 
aufrichtet en und wieder tröst et en. 
Der Genuss der Ruhe und Einsamkeit hat mich wieder hergest ellt, denn 
Catarrhal Fieber, durch den Strassenlärm gestöhrter Schlaf und Unmut 
hatten mich angegriffen und gereizt. 
Ich beschäftige mich mit der geschichtlichen Darst ellung der Landtags 
Verhandlungen, kann aber nicht fort rücken , da mir H err von Vichahn 1) 

clic Act en noch nicht mitgctheilt hat . I st er noch in Münst er , so bitte 
ich ihn wissen zu lassen, dass der Überbringer dieses ein nicht allzu grosses 
Act enpaket mit nehmen könnte. 

Vincke an Stein Münst er, 6. Januar 1827 
St. A . - Volls t . gcdr. be i Kochcudörffcr o. o. 0 . S. 100. Hier mit e iner unwesentlichen Kürzung un Schluss des 
JJricfc!' 

Rückblick auf die gemeinsame Tätigkeit mit Stein beim Landtag. Dank an Stein. 
Abwicklung der Landtagsgeschäfte. 

Mit der lebhaftest en Freude habe ich aus Euer Excellenz gewogentlichem 
Schreiben von heute Ihr in Kappenberg völlig her gest elltes W ohlhefinden 
entnommen und hin Ihnen aufrichtig verbunden für diese Beruhigung, 
je lebhafter mich besonders der Unmut, den ich öfter in cler letzten Zeit 
in Ihnen wah_rnahm, ergriffen hat te . 
Der Dank gebührt übrigens a ll e i n mir für die vielfachen Beweise Ihrer 
Gewogenheit und Zutrauens, für die Erlauhniss, Sie öfter besuchen zu 
dürfen. E s hat mir wahrlich keine geringe Freude und Befriedigung 
gewährt, nach so langer Zeit wieder zwei Monate hindurch täglich Sie 
zu sehen und Ihrer Belehrung mich zu erfreuen. Besonders an diesen 

1) S. oben S. 456. 
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letzten schönen Tagen des endlichen Winters mahnt es mich immer , 
Sie zum Spazier gang abzuholen oder von Ihnen dazu angerufen zu 
werden , und ich k ann mich recht schwer daran gewöhnen , dieses jetzt 
ganz missen zu müssen. 
H err von Viebahn ist Mittwoch s abgereist ; ich habe gleich zu Span­
nagel 1) geschickt, seine Antwort liegt nebst zwei andern Briefen bei. 
I ch leb e auch nach schon vor acht Tagen geschlossenem Landtage noch 
immer in den Landtagsgeschäften . Die unzähligen mir überkommenen 
Gutachten pp. werden mir noch Wochen zu schaffen machen , bis ich 
sie mit meinem Gutachten sämtlich glücklich weiter befördert haben 
werde . Ich finde viel interessante Gegenst ände darunter und b est ä tigt 
sieh meine Meinung immer m ehr, dass man mit den Resultaten im 
Ganzen gewiss sehr zufrieden sein werde .... 

Stein an den Grossherzog von Weimar Cappenberg, 10. Januar 1827 
St . A. Konzept. Gcd r. Pcrlz u. a. 0 . VI, !. S. 357 

Glückwunsch zur Verlobung der Prinzessin Maria. 

Stein an Vinckc Cappenberg, 11. Januar 1827 
Archiv Ostenwnlde. Nnchlnsa Vincke. - Noch Kocheudörffer o, o. 0 . S. 101 ff. - Dort vollstündig, hier init einigen 
KürzUDgen um Schluss des Briefes 

Uebcrsendct das Votum Mirbachs über die Einführung des Provinzialkatasters. 
Wohltätige Wirkungen des Landtags. Rolshausen. Würdigung der Tätigkeit Vinckes 
als Landtagskommissar. Kritik der Leistung des Landtags. Erste Anklänge des 
Konflikts zwischen Stein und Vincke in der Katasterfrage. Freude iiber die ar1ge­
kündigten Repressalien gegen Holland. E inzelfragen der ständischen Verhandlur1gcn. 

Euer Excellenz habe ich die Ehre, das Votum des H errn von Mirhaeh 
über Einführung des Provinzial Catast ers u. s . w. zum beliebigen Ge­
brauch mitzutheilen. E s ist sehr verständig, und gewiss i st die Bey­
behaltung Französischer Institute in einer an Frankreich gränzenden 
Provinz höchst gefährlich . Der Verfasser hat sich, wie mir bekannt, 
sehr in die Sache einstudirt, er und Herr von Bodelschwingh 2) sind von 
ihrem Stand zu Deputirten nach Berlin ernannt, H err Bracht 3) und 
Mercken 4) von dem 3. und 4. Stand. 
Das landständische Institut wird gewiss wohltätig würken . E s wird 
durch Gemeingeist , Tbeilnahme an öffentlichen Angelegenheiten die gegen­
wärtig herrschende vollkommene Gleichgültigkeit und daraus fliessende 
Unkunde der Gesetze ersetzen. E s wird auch einen höflicheren Geschäfts 
Styl einführen , denn der, dessen namentlich H err Rolshausen "), ein 

1
) Bürobeamter. 

2
) Freiherr von Bodelschwingh-Plettenberg zu Gerctzhoven. 

3
) Rechtsanwalt zu Bilk bei Düsseldorf. 

') Abgeordneter für Köln auf dem Rheinischen Provin1.iallandtag. 
6

) Regierungsrat und Generalkommissar bei der Generulkatasterdirektion für Rhein· 
land und Westfalen, die Viuckc unterstellt war. 
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potenzirter Calkulator , in dem dem ständischen Ausschuss zugestellten 
widerlegenden Exhihito sich bedient hat, ist höch st insolent gegen die 
Stände. Ich verhinderte eine Beschwehrde an den K önig und mochte zu 
gleich er Zeit die bereits vorhandene Aufregung nicht noch mehr auf­
regen. Ich gestehe, H err Rolsh ausen hat keinen Eindruck auf mich 
gemacht, als den eines stolzen , listigen , gewandten Sophist en. Möge man 
das in ihn gesetzte Vertrauen nicht bereuen . Das ist der aufrichtige 
Wunsch aller Freunde des Guten und der Guten . 
Best eht aber gleich eine Verschiedenheit in den Ansichten Euer Excellenz . 
und denen des Landtags über diesen Gegenstand, so ist bey ihm allgemein 
und einstimmig die Anerkennt niss Ihrer unermüdet en , so vieles Gute 
bewürkt habenden Thät igkeit, Ihres Bestrebens, wohltätig leitend auf 
den Gang der Verhandlungen einzuwürken , der Offenheit, womit Sie 
belehrende und der Unkunde des allgemeinen Zust andes der Provinz, 
so aus der vereinzelten St ellung der besonderen Landestheile folgte, ab­
helfende Mittheilungen m achten. Diese Anerkenntniss hat sich allgemein 
wiederholt ausgesproch en , und Sie werden gewiss in dem Landtag bey 
solchen Gesinnungen eine Unterstützung zur Ausführung Ihrer wohl­
t ätigen Absichten finden. 
Ich wiederhole es aber , der Landtag war mit Geschäften überladen , 
die Berat ungen und Beschlüsse einer solchen Versammlung, besonders 
einer so het erogenen , neu verbundenen , b edürfen Zeit. Gegenwärtig, wo 
ich mit der Zusammenst ellung beschäftigt bin, sehe ich , dass manches 
hätte besser behandelt, praktischer ausgeführt werden können. 
Nachschrift. den 12. Januar 
Die mir mit geteilten Akten stücke von H errn Präsidenten Delius sind 
äusserst interessant. Nur der Gebrauch von Repressalien wird zu etwas 
führen , denn was soll den König von Holland bewegen , auf dem Weg 
sich fe rner nicht fortzubewegen , auf dem er seit 10 Jahren sich mit 
Erfolg fortbewegt hat? Auch müssen wir durch Repressalien unsere land­
wirtschaftlichen Producte gegen Unwert schützen . Diesen Antrag der 
Münst er'schen Stände Versammlung werden Euer Excellenz gewiss 
kräftig unterstützen .... 
Mein Familien Name ist vom Stein und bezieht sich auf die alte Burg, 
der St ein genannt, die sie von ihrer Entst ehung her bewohnte. 
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St ein an Spiegel 
PrcuBS, Staatsarchiv Münster. Nachlass Spiegel 

Cappenber g, 11. Januar 1827 

Kritischer Rückblick auf die Verhandlungen des 1. Provin:i:iallandtags. Schwiichen 
seiner Zusammensetzung. Versagen einzelner A bgeordneter , insbes. aus dem 3. Stand. 
Hauptergebnisse der Tagung , vor allem der Entwurf zur Städte-Ordnung, Kampf 
gegen das von der Regierung a11ge11ommenen Katasterverfahren , die ha11delspoli1ischcn 
Vorschläge des Landtags . Missmut über deri beim Streit um die A blösu11gsord1w11g 
zutage getretenen S tandesegoismus aller B eteiligten. 

Euer Erzbischöflichen Gnaden wohlwollendes Schreiben dd .. . 1 ) eile 
ich durch Mittheilungmeiner Ansichten über die Münst er'schenLandtags 
Verhandlungen zu beantworten und einiger Bemerkungen über seine 
Z u s a m m e n s e t z u n g , den G e i s t , der ihn leitet e, und seine 
R es ultat e. 
In der Z u s a m m e n s e t z u n g man gelte ihm H o m o g e n i t ä t der 
Elemente. Er bestand aus fünf Landes Abtheilungen , wovon nur eine 
seit Jahrhunderten mit der Preu ssisch en Monarchie verbunden war, 
das Band, so die übrigen anschloss, war n eu , loose, und noch lebt das 
Geschlecht, so das vor 1803 Bestehende k annte, sein Verschwinden 
schmerzlich empfand, auf alle ohne Unterschied hatte die Fremdherr­
schaft zerstöhrend gewürkt, das Alte zerstöhrt und kein n eu es Wohl­
tätiges gebildet . Diese fünf L andcstheile hatten getrennt, voneinander 
unabhängig bestanden , mit cigenthümlichen Verfassungen und abge­
sonderten Interessen , daraus ergab sich Einseitigk eit der Ansichten , 
Unkunde des gemeinsam Wichtigen, oft die höch st e Kurzsichtigkeit , 
an das zu allernäch st Liegende klebend. 
Hiezu kam die wenige Bildung vieler Abgeordnet en aus den kleinen 
Städten , au s dem Stand der ländlichen Gemeinden, Männer , die bey 
redlichen Gesinnungen sich nie über den engen Crayss einer kleinen 
Landwirthschaft erhoben , nur ihr unmittelbares Interesse im Auge 
hatten , aus Krämern, deren Blick auf ihren Laden beschränkt war. 
Die Versammlung zählte aber auch unter ihre Mitglieder mehrere würdige 
und einsichtsvolle Männer aus allen Ständen , die mit Ernst , E in sicht, 
Vaterlandsliebe die ihnen anvertrauten Interessen erkannten , vertraten , 
und ihnen haben wir sehr gründliche und die höch st e Aufmerksamkeit 
der oberst en. Staats Behörden verdienende Arbeiten zu verdanken , durch 
die, wenn sie ins Leben tret en , der er st e Westphälische Landt ag als segen s­
voll anerkannt werden wird. Zu diesen Arbeiten r echne ich: 1) den Ent­
wurf zur Städte Ordnung, 2) Die Vorschläge zur Abhelfung der Mängel 
des Cat ast er Wesen s, 3) Anträge über die au swärtigen , insbesondere die 
Südamericanischen H andelsverhältnisse, 5) die freye Rheinschiffahrt, 
6) den den Product en unserer Landwirthschaft zu ertheilenden Schutz 
gegen die Bedrückung der H olländer , 7) Bildung einer Provinzial Bank. 
Bey dem Entwurf zur Städte Ordnung war man b emüht, die in den öst-

1
) Lücke im Text. 
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liehen Provinzen gemachten, sie betreffenden Erfahrungen zu sammeln 
und zu b enutzen , ihn b earbeitet e hauptsächlich der Münst er'sch e St. R. 
Hüffer , ein Mann von Geist , Bildung, unablässig b emüht, Eintracht zu 
erhalten , das Gute zu fördern. 
Die leitenden Ideen der Städte Ordnung wurden auch bey der ländlichen 
Communal Ordnung angewandt, hier zeigte sich aber der Geist der 
Zwietracht, der die v erschiedenen Stände so oft voneinander entfernte 1). 

Prüfung des Catasterwesens durch die Landstände, ihre Verbesserungs­
vorschläge. Das Catast erwesen ist in seiner gegenwärtigen Gestalt 
eine wahre Landes Calamität .. . 
Die Anträge des Landtags über die auswärtigen , besonders Americani­
schen Handels Verhältnisse, freye Rheinschiffahrt, Schutz der land­
wirthschaftlich en Producte gegen die Holländischen Bedrückungen sind 
mit Sachkenntniss gemacht, auch die Hülfsbank kann wohhhätig werden, 
wenn der Plan gehörig gereift und noch durch Sachverständige näher 
geprüft ist. 
Von den Verhandlungen über die Ablösungs Ordnung k ann ich nur mit 
Unwillen reden. Dasselbe Gefühl hatten alle verständigen Männer aus 
allen Ständen. Hier zeigte sich von beyden Seiten, der der Berechtigten 
sowohl als der der V crpflichtct en , ein starres Beharren aufhochgcspanntcn 
Ansprüch en , die der er steren waren übertrieben, die der letzteren 
gingen offenbar auf Bereicherung ihres und Untergrabung des Eigen­
thums der Berechtigten , sie überliessen sich gan z der Leitung des ober­
flächlich en eitlen Advocaten Sommer, der nicht Wahrheit und Recht 
im Auge hatte, sondern nur seine Gleichheits Ideen und seine Begierde 
zu glänzen , die aber nicht befriedigt wurde. 
Tod Hövels. 

Niehuhr an Stein Bonn, 17. Januar 1827 
Literntur-Archiv Berlin. Gedr. Pertz n. n. 0. VI, 1. S. 358 ff. S. künftig auch Gerha rd und Norvio o. o. 0. III 

Ueberreicht den ersten , 11eubearbeiteten Band seiner römischen Geschichte. Eignung 
der deutschen Sprache}ur den wissenschaftlichen Ausdruck. B edauert ihre zunel1m~nde 
Verarmung und Abschleifung. Politischer Zweck seines Werkes. Persönliches. Arndt. 

Vinck e an Stein 
St. A. 

Münst er , 18. Januar 1827 

Das Gutachten Mirbachs fo der Katastersache. Hoffnung auf eine gedeihliche Ent­
wicklung des Instituts der Proviriziallandstände. Freude über Steins Aner~nnung 
der Tätigkeit Vfockes. Der Konflikt mit Holland. Verteidigung der fachlichen Eigen• 
schuften und Anschauungen Rolshausens. 

Das sehr verständige Votum d. H. v. Mirbach 2), welches ich dankbar 
wieder beifüge, kann nicht verfehlt haben , grossen Eindruck zu machen -
1) Vgl. hiczu und zum Folgenden die Akten der einzelnen Landtagsausschüsse im Landes­
haus Münster - für die Städte-Ordnung speziell die des Kommunal-Ausschusses, sowie 
die Akten im Geh. Staatsarchiv Berlin Rcp. 77, Tit. 4 79, Nr. 143. 
2) S. oben S. 461. 
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ich wünschte nur, es wäre nicht am Schlusse, sondern b c im Auf a n g c 
der wirklich ~irgcrlicheu Diskussion vorgetragen worden . Von den Sliln· 
den gehet unser Kamp mit nach Berlin. 
Wenn schon bei dem erst en Beginn des land tändischen Instituts unter 
den ungünstig t en Umständen soviel Gutes geleistet, so lässt sich gewiss 
dieses in der Folge noch weiter mehr erwarten. I ch habe diese Hoffnung 
immer gehegt, und es war mir eine angenehme Pflicht, die Gcschiiftc 
durch alle mir zu Gebote st ehenden Mit.tel zu fördern und zu erleichtern.­
Es kann mich nur erfreu en , wenn solches von Ew. Exccllenz anerkannt 
[wird] und e. mir geglückt [ist], meiner Wirksamkeit Ihre belohnende 
Zufriedenheit gewonnen zu haben ... 
Die gegenwärt ige Zu. ammenkunft des Präs. Delius mit Gericke wird zu 
keinem Resultate führen , da Holland jetzt nur dahin strebt, Preusscn 
zu gewinnen [ ?] und zu isolircn, in der thörigtcn Meinung, dadurch den 
Streit zu b eendigen. 
Ganz der gleichen Ansicht, dass nur Repressalien zum Zweck führen 

·werden, habe ich die ständischen Anträge aufs nachdrücklichst e unter­
st ützt. 
Dagegen muss ich mir erlauben zu bemerken, dass, so sehr ich die Aeussc­
rungcn des H. Rolshausen t a dele, sie doch keinen Vorwurf d er Stän d e 
begründen konnten, da sie keineswegs offiziell, Llos ... PrivaUiussc­
rungen über einen Aufsatz des Herrn von Viebahn waren , der nun einmal 
von seiner Idee der Markenvermessung nicht weichen wollte . Ich ge­
st ehe gerne zu, dass R[olshauscn] im äusseren nichLsEinnehmendcs h abe, 
da s er von dem bei allen Leuten, die sich von unten heraufarbeiten , so 
gewöhnlichen Eigendünkel ebenfalls b esessen , ohne Erziehung, daher 
ohne äusscrc und innere Bildung ausser seinem Fache ist, aber dennoch 
muss ich ihn ... für einen seines F aches durchaus kundigen, sehr thätigcn, 
tüchtigen, streng rechtlichen Arbeiter halten , dessen Leistungen zu vollem 
V crtrauen berechtigen un d mich überzeugt h alten, dass derjenige, welchem 
ich bald die 1nir durchaus verleidete ... 1) des Catast ers abzu geben 
hoffe, bald die gleiche Ueberzeugung gewinnen werde, wer auch dieses 
mmcrhin scyn werde. • 

Karl August von W cimar an St ein 
St . A. 

Weimar, 22. Januar 1827 

Dan1> fiir die Gliicktviinsc11e S teins : ur Verlobu11g cler Pri11:cssi11 Maria mit dem 
Pri11ze11 Karl von Preussen . Freude iibcr die Verbi 11d11 11g. U 11verü11dcrtc Iloch­
schütz1m g des prcussischen Königshauses. 

Sehr werther und lieber alter Freund! E. E. haben mich sehr durch 
Ihren gütigen Brief vom lOten dieses erfreut, weil selbiger mir ein Zcug­
niss brachte, dass E. E. einen freundschaftlichen Anth eil an allen dem 
1
) Unleserliches Wort. 

30 
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nehmen wollen , was mich betrifft und die Meinen. Den lebhaftesten 
Dank sage ich Ihnen dafür, und ersuche E . E., mir diese Gesinnungen 
zu erhalten. 
Sehr glücklich macht mich die Verbindung m einer Enkelin mit dem 
in allem Betracht sehr schätzbaren Prinzen Carl von Preussen, den man 
immer liehcr gewinnt, je mehr man ihn sieht und ihn beobachten kann. 
Marie ist auch ein gutes Mädchen , das sich gewiss würdig zu machen 
sich bestreb en wird, einer Familie anzugehören, die durch so mancherley 
Tugenden und Vortrefflichkeiten sich auszeichnet, und zu welcher sie 
in kurzem sich zu zählen das Recht haben wird. E. E. kennen von alten 
Zeiten h er, wie sehr ich immer die König!. Preussische Familie verehrte 
und liebte, Sie können sich daher meine Freude vorstellen, als ich dieses 
neue Band zu knüpfen vermochte, welches mich so lieben Verwandten 
aufs neue näher bringt. Ich hoffe gewiss, dass Seine Maj. der König 
eine liebe Tochter mehr in der Person Marien s bekommen wird. Wir er­
warten den Prinzen Carl in unserer H eymath am 28sten dieses. Sc. Maj. 
haben noch nichts über die Zeit, wo die Vermählung seyn soll 1), aus­
gesprochen , ich vermuthe aber , dass sie im May statt finden wird. 
Wenn doch das bevorstehende Frühjahr E. E. anlockte, unsere Gegend 
zu besuchen ? 

Stein an Vincke Cappcnberg, 22. Januar 1827 
Archiv Oslcnwoldc. Nnchlnss Vinckc. - Nach Kochendörffu n. n. 0. S. 103. Dort vollstün<lig 

Zuriiclcsendung ein iger Biicher. Ausarbeitung des Berichtes iiber die Vcrhandlu 11gw 
der La11dstänclc. B eharrt auf seinem Urteil iiber Rolsliausen und die Kataster-Be­
amten. Missbilligt Vinckcs Absicht, die Beliandlung cler Kataster-Angclcgcnlaeit 
abmgcben. Betont die Verpflichtung zum Ausharren in unbequemen uncl undankbaren 
Situationen. Dr. Sommer. 

Euer Exccllenz sende ich mit gehorsamem Dank Simon „ Ueber das 
linke Rheinufer" 2), eine flache Compilation, und die Osnabrückischc 
Geschichte 3) zurück , ein lehrreiches, dem Geschichtsfreund lehrreiches 
Buch,, das den frühen Tod seines er sten Verfassers bedauern lässt. 
Die Korrc. pondenz Nachrichten des H errn Präsidenten Delius sind sehr 
interessant, wie glücklich ist es für die so wichtige Angelegenheit der 
Rheinschiffahrt, dass sie in den Händen eines so tüchtigen und uner­
müdctcn Mannes [ist]. 
Die Landtags Act en erhielt ich erst den 18., also nach 5 Tagen . Ich bin 
nun fleissig an der Darst ellung u. s. w„ hoffe, sie in 10- 14 Tagen zu 
beendigen , werde Euer Excellenz ein reines Conzept vor dem Mundiren 

1) Die Vermählung fnnd am 26. Mni 1827 slalt. 
2) Matthäus Simon, Kriegs· und Appelntionsgerichtsrat in Köln. Sein Buch „ Die ilhestcn 
Nachrichten von den Bewohnern des linken Rhcinufers" erschien 1829. 
3 ) Möscrs? 
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mit der Bitte, [mir] Ihre Bemerkungen auf einem besonderen Bogen ge­
schrieben , [zu über schicken]. 
Die Kunde von dem Unwillen über die unverschämte Aeusserung 
R [olshausen s] ward mir durch mehrere Mitglieder des Ausschusses, man 
erwartet e meine Zust immung dazu, die Sache zur Sprach e zu bringen. 
Mag R[olshausen] immer ein arbeitsamer und im Vermessungs Geschäfte 
geübter Mann sein, mein Urteil n ehme ich nicht zurück .. . . 
Die Aeu sserung, die Leitung des Catast crs abzugeben, scheint mir dem 
Charakter und der Stellung im .. . 1) , den Euer Excellcnz bewährten 
und einnehmen, nicht angemessen. Wo ist der Mann, der was Grosscs 
und Kräftiges geleist et , der nicht Tadel, oft schnöden, zum Lohn erhielt ? 
Ihm ziemt es, Schwierigkeiten [zu] überwinden, seine F ehler zu ver­
bessern , nach dem Vollkommenen zu streben. Lag nicht Columbus in 
Fesseln und rief nicht das betörte Volk dem Sieger von Malplaquct und 
Höchstädt zu: „ Hop, thicf" ? und wir wollen klagen ? Wehe dem , sagt 
der H eiland, der die Hand vom Pflug zieht ! 
Indem ich die Landtags Acten bearbeite, überzeuge ich mich immer 
mehr von der Oberflächlichkeit und dem unreinen Advocaten Geist des 
Dr. Sommer. Möge er bcy dem nächsten Landtag zu erscheinen, abge­
halten werden . 

Vincke an Stein Münst er, 1. Februar 1827 
St. A. 

VolT.:swirtschaftliclic und juristische Literatur. Steins Darstellung der Lcmdtags­
verha11dlungcr1. 

Euer Exccllenz in Cappenbcrg so wohl und heiter gefunden zu haben, 
hat mir neben Ihrer gütigen Aufnahme die frohest en Erinnerungen hinter ­
l assen . 
Mit Dank st elle ich das British Chronicle zurück. E s hat meine Erwar­
tung nicht erfüllt; indessen ist es noch zu früh, darüber zu urteilen . 
Ich füge noch einige Anlagen bei, welche interessiren könnten, hoffent­
lich auch noch das nur versprochene Sclvcs, „Tableau des desordres dans 
l a partic judieiaire cn France" , welches jetzt wohl verdient, durch zweck­
mässigc Auszüge in öffentlichen Blättern den erblindet en Hheinländern 
vorgehalten zu werden , vielleicht hat der H err von Mirbaeh die Musse 
dazu. Noch ein anderes Werk von Selvc über den Code civil ist mir 
versprochen . .. 
Nachschrift. Ich erbreche noch einmal, um Euer Excellcn z den Empfang 
des gütigen Schreibens von gestern vorläufig zu bemerken, mit der gewiss 
sehr interessanten Darst ellung des Landtags. Ich werde mich beeilen , 
solche zurückzust ellen, aber schon ohne Einsicht möchte ich dafür 
halten , dass Euer Exccllenz darin zuviel geleistet, indem m . A . nur eine 
summarische Uebersicht der Gegenstände erwartet wird. 
1

) Unleserliches Wort. 
30>1< 
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Vincke au Stein Münster, 8. Februar 1827 
St. A. 

Danlc fiir die Mitteilung der Konzepte der Darstellung der Lancltagsverhandlungen 
durch Stein. B esondere B cfricclig1mg über die A bschnitte iibcr die Stiidteorclrmng und 
die Gewerbefreiheit. Oberscndet ihm die Ko11:epte seiner B eglcitberi.cltte in der Kataster­
fragc und zur A blösungsordnung. 

Mit dem verbindlichst en Dank st elle ich Euer Exccllenz die am 1. d. M. 
mitgetheilteu Konzepte von der historischen Darst ellung der Landtags­
verhandlungen zurück. Mit treuer Unparteylichkcit haben Sie darin die 
entgegenst ehenden Ansichten zusammengestellt, ich finde selbst mehrere 
Ergänzungen zu dem übergebenen Gutachten und habe mich sehr er­
freut, bey Gelegenheit der Städteordnung auch der so dringenden Ge­
werbeordnung zur Neuordnung der Gewerbeanarchie Erwähnung und 
die Gründe zu finden , welche einen besonderen Antrag zurückgehalten. 
Ein gänzliches Sti11schwcigen hätte leicht die Idee veranlassen können , 
dass die hiesigen Stände von der Nothwcndigkeit nicht durchdrungen, 
die Ansichten der anderen Stände darin n i c h t theilten. 
Zu keinen b c s o n d c r e n Bemerkungen finde ich eine Veranlassung ... 
Im allgemeinen aber darf ich die Bemerkung nicht zurückhalten, dass 
Euer ExceHenz, wie mir scheinen wiU, viel zu viel geleistet haben, d a 
nur eine summarisch e Darst ellung gewünscht wurde, auch bcy den 
gedruckten Landtagsabschieden nur anzutreffen, von einer anderweiten 
besonderen ausführlichen Darst ellung aber wenigst ens durch den Druck 
nichts bekannt geworden ist, ob schon letzterer gewiss zur Erinnerung 
der Thcilnchmcr , zur Belehrung des Publikums zu wünschen wäre. l'lach 
dem gleichen Maasstabe auch die weiteren Abteilungen bearbeitet , würden 
Sie sich eine grosse Arbeit aufladen, ohne Versicherung des Zweckes der 
allgemeinen Verbreitung in der That zu gross. 
Von den Konzepten meiner Begleitungsberichte lasse ich Abschriften 
nehmen und werde mir erlauben , solche sämtlich Euer Excellenz vorzu­
legen, mit dem Catast crberichte mache ich den Anfang, nicht bloss 
weil er eben fertig, sondern auch weil es eigentlich der einzige Gegenstand 
ist, worüber eine von der Ihren abweichende Ansicht st~ttfindet, ich 
erbitte solchen demnächst zurück. Aus meinem Bericht wegen der Ab­
lösung 1) werden E. E. e ine völlige Uebercinstimmung wegen der Land­
abfindung entnehmen . . . 
Sollten E. E. die Reise nach Berlin, wie hier allgemeine Rede, bald an­
treten , so bitte ich um vorherige gewogentlichc Nachricht und Erlaubniss, 
Sie noch vorher zu besuchen, da ich sehr wünsche, Sie vorher noch zu 
sprechen . . .. 
B elanglose persönliche Angelegenheiten. 
1

) Vom 21. Junuur 1827 (Abschrift im St. A.). 
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Stein an Vinckc Cappcnbcrg, 9. Februar 1827 
Archiv Ostcnwttlde. N nchlou Vin ckc. - Vol111t. gc<lr. bei Kochen<lörffcr n. n. 0. S. 106 ff., hier mit clncr klcinco 
K ürzung 

Steins Darstellung der Landtagsverhandlungen. Zweck eines solchen B erichtes. Un­
f ertigkeit der ga11zw Ei11richt1mg. Ihre Dcdeuttmg 1md ihre Aufgaben. Notwcridig· 
keit einer Verbesserung der Geschäftsordnung. 

Euer Excellenz habe ich die Ehre, den zweyten Abschnitt der historischen 
Darstellung u. s . w. zu übersenden; es fehlen nur noch die Verhand­
lungen über die Zerstückelung der Bauernhöfe und Subhastationen der 
gutsh errlich en Gerechtsame, sodann einige kleine Sachen als Westphä­
lisch e Kriegs Lasten, Brot Taxen , Polyzey Ordnung, welches alles in kom­
mender Woche fertig scyn wird. Nur wünschte ich das Mitgctheilte mit 
Ihren Bemerkungen zurückzuerhalten , damit das Mundiren begonnen 
werden kann. 
Der Umfang der Darstellung überschreitet nicht den der andern Land­
t age ... . . 
Vollständigkeit und Treu e scheinen mir wesentliche Erfodcrnissc der 
historischen Darst ellung. Ihr Zweck ist kein anderer , als durch Mitthei­
lung der Verhandlungen Theilnahmc und Gemeingeist zu erhalten, Be­
lehrung über den Zustand des Öffentlichen zu verbreiten , und zugleich 
erleichtert sie dem zu solch en landschaftlichen Geschäften Berufenen 
die Kenntnis des Geschichtlichen. 
Unser landschaftliches Institut liegt noch in seiner Kindheit. Euer Ex­
cellenz haben wohltätig auf seine Entwicklung gewürkt durch Thcilnahme, 
Umgang und Mitthcilung von Nachrichten über den Zust and der Pro­
vinzial Anstalten. Möchten die übrigen Ober Präsidenten in gleicher Art 
gehandelt haben! Das landständische Institut nimmt nach seinem ge­
genwärtigen Zustand 480 Mitglieder mit ihren Kräften , Zeit und Ehre 
in Anspruch; es kostet im Durch . chnitt pract er proptcr 100 000 Thalcr, 
cs ist also in beyder Hinsicht, der Persohnen Zahl und der Unkost en , 
eine bedeutende, wichtige Anstalt, die aber an Bedcutendhcit wachsen 
muss durch Zunahme ihrer inneren Tüchtigkeit, und diese wird ausscr 
durch die allgemeinen Mittel der Erziehung und religicusen Bildung auch 
durch Oeffentlichkeit der Verhandlungen bewürkt. 
Bey der Geschäfts Ordnung finde ich nach den gemachten Erfahrungen 
manches auszusetzen. Sie sichert nicht gegen Uebcreilung, und wir 
h aben uns diesen Fehler zu Schulden kommen lassen. Er ist aber durch 
die Ucbcrhäufung der Arbeiten veranlasst , wir hatten 10 Propositionen 
und 35 sonstige Gegen stände zur Berathung, also 45 Materien , worunter, 
da ich abgewiesene Anträge und P etitionen gar nicht anführe, gewiss 
15 von Bedeutung waren. Daraus entstand, dass über die Vorträge der 
Ausschüsse gleich nach dem Vortrage abgestimmt wurde, dass niemand 
ausser ihren Mitgliedern vorbereitet seyn konnte und dass man ches 
\11ichtige, bis zuletzt angehäufte, übereilt wurde, wie z. B. die Materie 
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wegen Zerstückelung der Bauerngüter. Hinzu rechne man die Neuheit 
der Sache , die Unbrauchbarkeit vieler Mitglieder, die kaum schreiben 
konnten. 
Ich wünschte sehr, die Preussische Geschäfts Ordnung einzusehen. 

Stein an Niebuhr 
St. A. 

Cappenberg, 9. Februar 1827 

Dank fiir seine römische Geschichte. Entstehung der Hörigkeit im römischen R eich 
und in Deutschland. Adclsvcrfauung. K eine Gefahr oligarc11isc11er Kastenbildung 
in Preussen. Plan der tvestfälischen Landesbank. Riickblick auf die Verlia11dl11r1gen 
des ersten westfälischen Provinziallandtags. E11twickl1mgsfähiglwit irnd E ntwiclc­
lungsmöglicl1kci1en dieser Inslilution . Vinckes Rolle und Stell1111g als Landtags­
kommissar. 

Ich verschob es, E. H. zu danken für das kostbare Geschenk, so Sie 
mir mit Ihrem ersten Bande der Römischen Geschichte machten, bis 
ich ihn flüchtig durch gesehen hatte, woran mich mancherley auf den 
Landtag sich beziehende Geschäfte stöhrten - ein genaueres, ernsteres 
Durchlesen soll nun folgen. - Das cursorische gab mir schon viele Be­
lehrung über die alten italischen Bewohner, den wahren Begriff von 
Plebs, Clienten, nexi - über das verruchte Römische Credit Wesen u. s. w. 
Mancherley Zweifel lässt das Dunkel der Geschichte unauflösbar - wie 
konnte die verhältnismässig kleine Zahl der Patrizier und die unkriege­
rischen Clienten den gewaffneten kriegerischen Kern der Nation unter· 
drücken - und in einem solchen scheusslichen Grad unterdrücken? 
Finden wir in Deutschland die grossc Zahl der Freyen in Eigenbehörig· 
kcit übergegangen, so erklärt man dieses, dass Beschwehrlichkeit des 
Heerbanns, und er war es in hohem Grad, wenn man das hieher gehörige 
Caroliniseh c Ausschreiben liest, den kleinen Freyen zurückschreckt, so 
dass die Waffe das Eigcnthum des Kriegslustigcn oder W ohlhabendcrcn 
blieb. - Ohnehin finden wir in den frühesten Denkmälern der Geschichte 
Hörige, d. h. zu Leistungen für den Grundbesitz Verpflichtete, hörig 
wegen des Grunds, so wie mein Kind hörig ist durch das Blut, angehörig. 
Was E. H . über Oligarchie sagen, ist sehr richtig, sie zerstöhrt den ab· 
geschlossenen , unzugänglichen Stand, nichts für ihn verderblicher wie 
der Stammbaum. Unterdessen kann ich im Preussischcn Staat keine 
oligarchischen Einrichtungen finden , nicht in den Staats Behörden, sie 
sind allen zugänglich , unter 8 Ober Präsidenten sind 5 novi homines, 
unter den 4 Rheinischen Präsidenten drey u. s. w., nicht in der neuge­
bildeten sogenannten Ritterschaft, denn sie ist j edem zugänglich, der 
ein ehemals adlichcs Gut zu kaufen vermag, also darf uns dies Gespenst 
nicht beunruhigen. 
Das Projcct mit der Hülfsbank kann allerdings gehen, nur muss das Ver· 
worrene und Schwehrfällige seiner Verbindung mit 39 Spahrkassen in 
39 Crayss Städten hinwegfallen, von diesen Crayss Städten sind wenig-



Quelle: Freiherr vom Stein, Bd. 6, Berlin 1934 / Internet-Portal "Westfälische Geschichte" 
URL: http://www.westfaelische-geschichte.lwl.org 

9. FEBRUAR 1827 471 

stens 25 kleine Nester, wo keine solche Kasse sich bilden kann, und die 
Maschine wird dadurch gar zu complicirt. Der Zinsen Ertrag der Hülfs­
bank wird ferner vermindert durch das zur Realisation nothwcndig 
asservirte zinsloose Capital, durch Verwaltungskosten, durch unvermeid-
liche Verluste . · 
Unser Landtag Institut hat sich nützlich bewährt, viele Angelegenheiten 
sind mit Ernst, Redlichkeit und grossem Fleiss behandelt und berathen 
- hierhin rechne ich Cataster Unfug, Ablösungs Ordnung, Communal 
Verfassung u. s. w. Es ist ein wichtiges Institut im Preussischen Staat, 
es nimmt Kräfte, Zeit und Ehre von 500 Männern aus allen Ständen 
(8 Landtäge) in Anspruch und kostet ppter in 2 Monaten 100 000 Thlr., 
es ist eine mit Interesse und Unbefangenheit berathende und vorst el ­
lende Behörde, aber es ist in seiner Kindheit, bedarf Leitung und Ent­
wicklung. 
Zu seiner Erziehung wird hauptsächlich ausscr den allgemeinen rcli­
gieusen und intcllectuellcn Bildungs Anstalten alles das dienen, was 
Theilnahme an öffentlichen Angelegenheiten erzeugt, hiehcr gehört ins­
besondere Bekanntwerden der Verhandlungen im Publico und Berück­
sichtigung der geschehenen Anträge von Seiten der oberst en Behörden. 
Diese findet, so ' eVt man aus dem (Rumpf u. s. w. Thl. II.) Bekannt­
gewordenen urLhcYen kann, statt, und sehr viele Missgriffe der Verwal­
tung ao. 1810 sq. sind von den Landständen geahndet, und ist die Re­
gierung mit ihrer Berichtigung beschäft igt. 
Das offene biedere Betragen des Ober Präsidenten v. Vinckc erwarb ihm 
allgemeines Zutrauen, so wie sein unermüdeter Fleiss, seine Empfäng­
lichkeit für alles Gute und Edle ihm allgemeine Achtung verschafft. 
Er muss sich nur für Uebereilung, Vielthucrcy und zu nachsichtiger 
Beurtheilung seiner Untergebenen hüten . Im Ganzen war er mit 
dem Benehmen des Landtags gegen ihn zufrieden, es drückte Acht ung 
und Vertrauen aus, nur kränkte ihn der gegründet e allgemeine 
Tadel des Catast er Wesens, den ein, von Pcrsohncn , so ihm wohl­
wollten und dem ehrwürdigen Greis, seinem Schwiegervater 1) , zusam­
mengesetzt er Ausschuss in einem ausführlichen und gründlichen Gut­
achten aussprach . 
Bey dem hiesigen Landtag wurde die Einheit in den V crhandlungen 
durch die Verschiedenheit der Landcstheilc gcstöhrt, altprcussischc Pro­
vinzen und vier , so t heils erst 1802, theils ao. 1815 mit dem Preussischcn 
Staat vereinigt waren, alle von 1806 an der Fremdherrschaft unter­
worfen , die so viele alte Bande zerriss und \Vunden schlug, die man seit 
1815 mit ungeschickter Hand zu heilen suchte - hiczu kam Verschieden­
heit der Religion, es fehlte also Einheit, Kenntniss vom Interesse des 
Allgemeinen. 

1
) S. oben S. 454. 
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Nichts desto weniger prävalirte der gute gesunde Menschenverstand 
und die Rechtlichkeit des Deutschen und die ruhige Besonnenheit des 
Westphälingers - und die Resultate des Landtags sind im Allgemeinen 
befriedigend . 

Vinckc an Stein 
St. A. 

Münster, 11. Februar 1827 

Steins Darstellung der Verhandlungen des ersten tvestfälischcn Landtags. 

Euer Exccllcnz gewogcntliches Schreiben vom 9. d. mit dem weiteren 
Verfolg erhalte ich soeben und werde sobald als möglich die neuen Mit­
theilungen remittiren oder die Munda gleich hier besorgen, wenn Sie es 
wünschen. E s freut mich , dass eine genauere Berechnung k e in e 
Ueberschrcitung des Umfanges gegen andere Dar. tellungen ergehen hat, 
wie von mir b esorgt wurde. Gewiss verkenne ich den Werth aus -
f ü h r 1 i c h e r Mittheilungcn an das Publikum nicht ... , die Thcil­
nahme der Provinz ist zum Gedeihen des neuen Inst it uts recht wesent­
lich nöthig, auch in Beziehung auf das künftige Wahlgeschäft. Dass am 
Schlusse des hiesigen Landtags keine Dankadresse an den König, wie 
in Düsseldorf, in einigem Widerspruch mit den Verfügungen erlassen, 
kann nicht verargt werden , da die Antwort auf die Eröffnungsadresse 
ausgeblieben war, weshalb letzteres, darauf sehe ich Antwort von Rochow 
entgegen. Eine Verbesserung der Geschäftsordnung für den näch sten 
Landtag dürfte keinen Anstand leiden und wohl für die Sicherung der 
bemerkten Zwecke zu wünschen seyn . 
Um die Preussische werde ich mich bemühen . 
. . . Unter den zuriickgesandten Sach en vcrmis e ich nur allein die Rede 
des Grosscn Kurfürsten, dagegen erlaube ich mir anbei wieder einige 
Mittheilungcn , Abschriften von zwei Begleitungs Berichten 1) , worin 
ich dem ständischen Gutachten nicht bcygcstimmt 2) , auch die so schöne 
Antwort des Königs an den Fürsten von Salm-Salm 3) und einen Ab­
druck des gedruckten Berichts über die Zerstückelung ~), welchen ich 
schon hier bitten wollte, gelegentlich an Ihren H errn Schwiegersohn 5) 

zu befördern mit dem Wunsch eines besseren Schicksals in Bayern als 
in W estphalen, worüber ich noch immer ganz untröstlich hin, zumal es so 
ganz unerwartet war. 
Nachschrift: Die Kosten des hiesigen Landtags belaufen sich im Ganzen 
auf 15 782 Rt. 

1) Randbemerkung Vinckes: „Nur eine, die andere ist nicht fertig geworden." 
2) Vermutlich in der Katastersaehe. 3) Nicht ermittelt. 
~) Vinckes als Handschrift gedruckter „Bericht un des Herrn Ministers des Innern 
Excelleuz über die Zerstückelung der Bauernhöfe und die Zersplitterung der Grundstücke 
in der Provinz Westfalen." 1824. Ein Exemplar des Berichts befindet sich Lei Steins 
Akten. 6) Graf Giech. 
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Stein an Fr. Schlosser Cappenberg, 16. Februar 1827 
Geh. Sta.toorchiv ßcrlin. n cp. 9•1. I V. N i 63. Vollst . gcdr. Grodenwitz a. a . 0 . S. 22 r. 

Der erste tvcstfälischo Landtag. Die rheinisch-tvcstfälischc Gcfängnisgesellscliaft. 

Euer Wohlgcb ohren Nachsicht wegen meiner verspätet en Beantwortung 

Ihres Schreiben s nehme ich in Anspruch und führe zu meiner Ent­

schuldigung an die mannichfaltige Arbeit, die mir unser Westphälisch er 

Landtag gab und noch bis vor wenigen Tagen gegeben hat. Ich schmei­

chele mir, manche der von ihm gelieferten Resultate werden von wohl­

thätigcn Folgen für unsere Provinz scyn und den Ernst und Fleiss, wo­

mit viele der Abgeordnet en die Geschäfte bet rieben, auf diese Art be­

lohnen. 
A ufenthalt von P ertz in Paris. Tod des Bankiers M. v. B ethmann 1) . 

Die Landt ags Versammlung hat das unberechenbare Gute, ein Band 

zu seyn für Männer aus allen Ständen , ich hin durch sie in V crbindung 

mit einer Anzahl Persohnen gekommen , und unter ihnen mit sehr 

schätzbaren, mit denen ich höchst wahrscheinlich nie wäre in Berührung 

gekommen . 
Mit wenig Worten kann man den wohlthätigen Einfluss dieser Institution 

au drücken , sie bildet , bindet , hebt - sie bildet zu ernsthaften gemein­

nützigen Geschäften , sie bindet die verschiedenen Elemente der Gesell­

schaft, sie h ebt, indem sie die Selbst sucht mindert, den Gemeingeist 

erweckt und entwickelt. 
Am Nieder-ill1cin hat sich eine Gesellschaft zur sitt lich-religicusen Bil­

dung der in Straf Anst alten befindlich en Gefangenen gebildet - ich emp­

fehle sie der Aufmerksamkeit und Theilnahmc E. Wohlgebohrcn -

wünschen Sie die Mittheilung der Statuten? 

Vincke an Stein Münst er , 18. Februar 1827 
St. A. - Volh t . gcd r. KocbcndürHcr • . a. 0. S. 106 r. 

Diplomatisches R eviremenl irt Prcussen. Abgang von Martvitz. Landständische 

Angclegenlieitcn. 

Der Kammerherr von Maltzan 2
) in London i t an Hatzfclds St elle nach 

Wien 3) , Humboldts Schwiegersohn Bülow wieder nach London er­

nannt 4) . Ich bedaure sehr des letzteren Entfe rnung von Berlin. General 

Marwitz hat wegen Bruchschaden seinen Abschied genommen. 

Der einliegende Brief des Präsidenten Delius läss t noch wenig h offen . 

Sollten E u er Excellenz in den dortigen Akten finden , dass der Aus­

schussbericht mehr als der Antrag an den König 6
) (welchen ich Dclius 

1
) S. Bd. V. S. 327 Anm. 4. u . S. 627. 

3
) S. unten S. 482. ' 

1) Freiherr Boguslnw Helmut von Maltzahn. 

~) S. Sydow, Briefwechsel zwischen Willi. u. C. v. Humboldt VII. S. 323 f. 
6

) Hierzu wären die Akten des Ausschusses für Handels- und Gewerbe-Angelegenheiten 

zu vergleichen. 
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mitgeteilt) enthält, so erlaube ich mir die gehorsamste Bitte, eine Ab­
schrift davon nehmen und ihm direkt oder durch mich mitteilen zu 
lassen. 
Vinclces bevorstehende R eise nach Köln. 
E s ist mir noch beigefallen , ob von Euer Exccllcnz in der Darstellung 
auch des ständisch en Antrags wegen Beschleunigung der Justizorgani­
sation im H erzogtum Westphalen Erwähnung geschehen, ingleichcn der 
mir übergebenen Nachweisung über den Stand der Kriegskostenausglei­
chung im H erzogtum, Westphalen 1) • • • 

Steins „ Darstellung der Verhandlungen des erst en Westphäliseh en Land­
tags und ihrer wesentlichen R esultate". Münster , 18. Februar 1827 
St. A. Kon7.cpl. Gcdr. nls sclh11liindigc Drucksache wie nllc Verhandlungsberichte der einzelnen Lnndtugc, nusscrclcm 
uuch bei Humpf n. u. O. III. S. 1 ff. 

Zusammenfassen.de vorwiegend referierende Darstellung des Verlaufs und der Ergeb­
nisse des ersten westfälischen Provinziallandtags 2 ) 

Stein an Pertz Cappenberg, 20. Februar 1827 
Geh. Stanunrchiv Derlin. Rep. 92. P crtz L 370. - Volls t. gcdr. l'ert z n. o. 0. VI, 1. S. 365 f. 

Die Monumenta Gcrmaniae Historica. Der westfälische Provinziallandtag. Steins 
geplante Reise nach Berlin. Hofft dort im Interesse der Fortentwicklung der stän­
dischen Einrichtungen wirken zu können. Provin:::ialstäncle als Vorstufe der R eiclu­
stiinde. Deren politisch-pädagogische Bedeutung. 

Die Forschungen von Pertz in Paris . 
Seit vier Monaten war ich mit d~r Gegenwart ausschlicssend beschäftigt, 
und hat unser Landtag, ohnerachtet mancher Streitigkeiten und Rei· 
bungen, mehreres Gute geliefert, nahmentlich eine gute Städte Ordnung 
und die Basen einer ländlichen Communal und Cr'ayss Ordnung - um 
die Sache ferner zu unterstützen , werde ich im März nach Berlin gehen, 
so wenig ich in meinem Alter Neigung zur Veränderung des Orts und der 
Lebensweise habe. Ich halte die Provinzial Stände für eine gute Vor­
schule zu der grössern Versammlung der Reichs Stände, deren Bildung 
ich in unserem Zustand der moralischen und intellcctucllcn Entwick· 
lung für unerlässlich halte - sie ist eine grosse nationale Erziehungs 
Anstalt. - Mir scheint, sie hat sich als eine solche auch in Frankreich 
bewährt, und ist gewiss gegenwärtig mehr Ernst, Tüchtigkeit, Besonnen· 
heit in diesem Land als unter dem ancien regime und ao. 1791 und selbst 
1815 vorhanden. - Von Deutschland erwarte ich mir mehr, es i t hier 
unstreitig (mit Ausschluss des Landes der Phäaken) mehr allgemeine 
gründliche Bildung, und lenkt sich einmal die allgemeine ThätigkeiL 
auf das Allgemeine, wird sie abgeleitet von einer Menge litterarischcr und 
1

) Beide Punkte sind in Steins Bericht ausführlich behandelt. 
2 ) Auf einen Wiederabdruck d es Berichts knnn wegen seines rein referierenden Clrnrnk­
t crs hier verzichtet werden, vor nllcm auch weil diese Arbeit Steins schon an verschiedenen 
Stellen gedruckt ist. 
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politischer Fratzen , so wird was Tüchtiges geleist et . - Unsere ruhige 
Besonnenheit und natürliche Billigkeit wird sehr wohlthät ig würkcn. 
Ich hoffe, Anfangs May wieder in Nassau zu scyn, im August in Cappcn­
berg. 

Denkschrift Steins für Rochow Cappcnbcrg, 20. Februar 1827 
Geh. Stnatsnrcbiv ß u tin. ß cp. 92. R och ow 

Nutzen und NotwendigTwii landständischer E inrichtungen. Zufriedenheit mit der 

Arbeit des ersten tvestfälischen Landtags. Bedingungen fur die weitere gedeihliche 
Entwicklung der landständiscTum Einrichtungen: 1) B erücksichtigung ihrer B eschlüsse 
durch die obersten Staatsbehörden („ich befürchte den üblen Tflillen der Bürokratie"), 

2) Drucklegung ihrer Verhandlungen, 3) und 4) Verbindung der Landstände mit den 
Provin:da!verwa!trmgsbehörden, insbesondere durch B ildung landständischer De­
putationen bei d iesen Instanzen. - Uebersendet seine Darstellung der Landtags­
verhandlungen. Erläuternde B emerkungen da:m, insbesondere über die Frage der 
Ablösungsordnung , des Dienstgeldes, der Katasteraufnahme. Differenzen Steins mit 
Vincke. Beantragt, Rolshausen durch Bodelsclnvi11gh zu ersetzen. Verlangt eine 

schnelle Anerkennung der südamerikanischen Staaten durch Preussen i m Interesse 
der preussischen Handelse11t1vickTung, sowie R epressalien gegen H olland. 

Der Inhalt des s. g. S. v. 4. m. c. Ew. Hochwohlgeboren 1) ist mir ein 
schätzbarer Beweis der Fortdauer Iluer freundschaftlichen und wohl­
wollenden Gesinnungen und erfreulich durch die Nachricht von der Zu­
friedenheit über den Gang der Münst er'schen Landt ags Verhandlungen 
und die von der Errichtung einer in ihrer Zusammensetzung und Bestim­

mung so zweckmässig gebildeten Behörde für die allgemeine Leitung der 
ständischen Angelegenheiten 2

). 

Gewiss ist die Anstalt der Lancl tände kein Spielwerk, sondern sie ist 
ernsthaft und folgenreich. Sie nimmt die Kräfte, Zeit und Ehre von 
500 Männern aus den Best en in der Nation in Anspruch ; zu ihrer Kennt­
ni. s werden die wichtigst en Gegenstände der Gesetzgebung gebracht ; 
sie bilden das Organ, welches die Interessen der Provinz ausspricht; und 
sie hat gleich bcy ihrem erst en Eintritt in das Leben dem Zweck ihrer 
Be timmung, so weit es die gegebenen Umstände erlaubten , gro. en 
Theils entsproch en. Durch sie wird der ganze Vonath der in der Nation 
vorhandenen praktischen Kenntnisse für das Interesse des Ganzen 
benutzt und die Aufmerksamkeit aller darauf gelenkt. Die landst än ­
dische Anstalt bedarf aber noch Pflege zu ihrer ferneren Entwicklung, 
und hierzu scheint mir wesentlich erfoderlich: 
1) Dass die oberst en Behörden nicht ohne überwiegende Gründe die 

Gutachten der Stände unberück icht igt lassen und eher durch die 
eintretenden Bedenklichkeiten bewogen \Verden , die Fortsetzung der 
Berathungen auf den folgenden Landtagen zu veranlassen, als zur 
unbedingten Verwerfung - ich befürchte den üblen Willen der 

1
) Fehlt. 2) S. unten S. 496. 
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Büreaueratie, die an Ansehen , Einfluss und Bequemlichkeit ver­
liehrt. 

2) Dass durch Bekannt machung der landständischen Verhandlungen 
das allgemeine Interesse an ihnen erweckt und öffentlicher Geist 
immer mehr verbreitet werde. Diese Bekanntmachung kann nun ent­
weder in der bisherigen Form geschehen oder durch den Druck der voll­
ständigen ständischen Berichte, welches viel zweekmässiger wäre. 

3) Den Landständen müssen die Registraturen der Provinzial Ver­
waltungs Behörden , um die Einsicht der Acten zu erhalten, welche 
die ihrer Berathung vorgelegten Gegenstände betreffen, offen st ehen. 

4) Durch Beyordnung von landständischen Deputationen müssen sie 
Kenntniss erhalten von den wichtigsten Provinzial Instit utionen, dem 
Gang ihrer Venvaltung, der Verwendung der dazu bestimmten Fonds. 
Dieses halte ich für sehr wichtig, es sichert gegen Missbräuche, Ver­
schwendung, Irrthümer . Hierauf haben die Westphälischen Stände 
angetragen , nicht in allen Fällen mit Zustimmung unseres braven 
Ober Präsidenten und mit Unrecht; er kann nicht anders als durch 
diese Mitwissen schaft gewinnen , da er wohlwollend, thätig, geschäfts­
erfahren und für alles Gute und Edle höchst empfänglich ist. 

Ueber m ehrere die Propositionen 1-10 betreffende Gegen stände be­
halte ich mich näher zu äussern vor. 
In der Anlage erhalten Euer Hochwohlgeboren die von mir verfasst e 
Darst ellung der Landtags Verhandlungen ; es geh en zwar Anfangs März 
die beyden für Seine Majestät den König und das Minist erium bestimmten 
Exemplare ab, ich übersehickc aber diese etwas weniger gute R einschrift 
früher, ·weil ich sie sobald als möglich zu Ew. Hochwohlgeboren und des 
H errn St. M. v. Schuckmann Exc . Kenntniss gebracht haben möchte. 
Sie erleichtert wegen der gedrängteren Zusammenstellung und Anord­
nung der Gründe die Uebersicht und Würdigung der Verh andlungen, 
insbesondere die die ländliche Gemeinde und Crayss Ordnung, die Ab­
lösungs Ordnung und das Catastcr betreffenden Berathungen . 
Bey der Gemeinde und Crayss Ordnung werden Ew. H ochwohlgeboren 
bemerken , mit welcher Frechheit H err Dr. S[ommer] 1) ganz notorisch 
falsche Thatsachen. aufst ellt und die adlich en Gutsbesitzer durch eine 
Bauern Aristrocratic zu ersetzen sucht. 
Bey der Ablösungs Ordnung kommen haupts~ichlich zwey Gegenstände 
in Erwägung : Anwendbarkeit der Abfindung mit Land und Bestimmung 
der Geldrente bey der Verwandlung der Dienste. 
Die Anwendbarkeit der Abfindung mit Land in Westphalen ist mit sehr 
überwiegenden Gründen von dem Stand der Berechtigten dargethan. 
Bey ihrer praktischen Anwendung werden in dieser Provinz zwey Fälle 
eintret en . 

1) S. olJcu S. 455 f. 
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a . Wenn adliche Güter mit grossen Ackerflächen und geschlossenen 
Dörfern vorhanden sind. 
Dieser Fall trilt allgemein ein im Paderborn'schen , einem Theil des 
Herzogthums Westphalen , einzelne auch im Mün t er 'sch en , Märkischen , 
und finden alsdann die Dispositionen des § 23 de mitgetheilten Entwurfs 
der Ablösungs Ordnung Anwendung. 
b. Oder es sind die mit Renten und Leistungen belast et en Höfe von den 
a dlich en Gütern cn tfcrnt und liegen zerstreut, welches der gewöhnliche 
Fall in dem ganzen übrigen Thcil von Wcstphalcn i. t. 
Hier ist d er von den Berechtig ten vorgeschlagene Abfindungsweg 
vollkommen anwendbar ; der Bauernhof gicbt an den Gutsh errn ein 
Grundstück ab , das er für einen E rtrag, der der abgelöst en Rente 
gleich ist , verpachten kann, wo d enn die verwickelte Ausmittlung 
der Cultur Kosten hinwegfälh. - Mit diesem Vorschlag waren die 
bedeutendst en Abgeordnet en des vierten Standes einverstanden nach 
ihrer mir extra muros gegeb enen mündlichen E rklärung, wurden ab er 
nachher durch die entst eh ende Erbitterung gegen die Berecht ig ten und 
durch Advocaten Kniffe umgestimmt . Behält der Verpflichtete das 
Provocation Recht auf Abfindung ausschlies:end, der Berecht igt e die 
\Vahl zwischen Land und Geld , und hat der Verpflichtet e die Befugniss, 
alsdann noch zurückzutret en (mit welchem allen man Anfangs einver­
standen war), so beruht das Verfahren bey der Abfindung auf h öch st 
billigen Grundsätzen , die das Eigenthum des Berechtigt en und den 

Wohlst and der Verpflichtet en schützen . Anfänglich waren die Berech ­
tigten bereit, dem Provocations R echt unter den erwähnten Bestim­
mungen zu entsagen , nahmen aber diese Erklärung zurück , als sie die 
Unbilligkeit der Verpflichtet en in anderen Stücken erfuhren . 
Der andere Zankapfel war der Abfindungs und Verwandlungs Satz für 
Dienst e, und hier sch einen mir die F oderungen der Berecht igten über­
spannt. Aus der Darst ellung der Landtags Verhandlungen ersehen 
E w. H ochwohlgeboren die hiesige Dienst Verfassung. Nur ein geringer 
Theil der Dienst e wird würklich benutzt und geleistet , sondern st att 
ihrer ein sehr mässige. Dien st geld bezahlt ; z.B. 12- 16 t gelten 26 Thlr. 
für einen viersp ännigen Wochendienst . Nun fodern die Berechtigt en 
die Hälfte des wahren Werths (zu 2 Thlr. j eden Dienst gerechnet ) also 
51 Thlr. ; das ist sehr viel. 
\Vollte man in die Berechnung ausser dem in jedem Bezirk gewöhnlichen 
Preise einen aliquoten Theil des wahren Werthes als Fact or aufoeh men , 
so wäre 'l3 desselben genug, und dann müsste dem Verpflichtet en alle in 
die Provocation auf Verwandlung und Ablösung :.rnst ehen und v on seiner 

Convcnienz abhängen. 
Die Catast er Arbeiten des Landtags halte ich für gründlich , mit ihrem 
Inhalt st immt das Gutachten der Rheinischen St ände, unter den en (selbst 
nach der Aeusserung des Hrn. Ober Präsidenten) Männer sich befinden, 
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die von diesem Gcschüftc eine sehr gen aue und gründliche Kcnntniss 
besitzen. Er thciltc mir seinen gutachtlichen Bericht mit 1 ) , dem ich 
aber durchaus nicht beyst imme, welches ich auch ganz ausführlich , als 
er mich vor einigen Tagen besu chte, gegen ihn au prach. 
Wiederholung seiner Einwiindc gegen die Katastervcnnessung. 
Die Landstände haben auf Entfernung von Willkühr und h inscitigkcit 
durch Anordnung von Deputirlen aus den Districten und Landestbeilen 
bey den Cataster Operationen und von Landständen bey der obers ten 
Catast cr Behörde angetragen. Dieses i t von der grö. st en Wichtigkeit, 
und muss ich Ew. Hochwohlgeboren zu bedenken gehen , welche F olgen 
aus dem Beyspicl der ausschliesscuden Beh andlung der Cata. t er An­
gelegenheiten durch Beamte mit Beseitigung der Thcilnahmc der Ver­
tret er der Provinzen gezogen werden können, wenn man mit Catastri­
rung der übrigen östlich en Provinzen fortfährt . 
Hier in den westlichen Prov.inzen ist das Catast er Gesch äft ultimato 
in den Händen des General Cataster Commissars, Reg. Rath R ols­
hausen , eines geschickten Geomet ers, aber eines stolzen , einseitigen 
Sophisten, der allgemein verhasst ist und das Geschäft allgemein ver­
hasst macht. Der ihm beygeordnct e Oeconomie Commissar, R eg. Rath 
v. Bönnighausen, besitzt einige landwirtschaftliche K ennt niss und Guth­
müthigkcit; ihm fehlt aber alle Energie, und er ist, wie mau im gemeinen 
Leben sagt, untergekriegt . Daher halte ich die Anträge der Landstände 
wegen Anordnung der Deputationen für unerlässlich und eine Abände­
rung mit H errn v . R[ olshau sen] für dringend nöthig. An seine Stelle 
würde ich den Landrath v . Bodelschwingh 2) vorschlagen , einen vor­
trefflich en jungen Mann, der im Jahre 1813 als Jüngling das Eiserne 
Kreuz erst er Classe erkämpfre ; er vereinigt Thätigkeit, Geist es und 
Willens Kraft, Wohlwollen , Talent, das Vertrauen und die Lieh e der 
Men sch en zu erwerben ; auch ist er ein Freund des Ober Prä identen . 
Er müsst e das Taxations Gesch äft leiten, seine landräthlich cn Geschäfte 
könnten unterdessen commissarisch verwaltet werden. 
Höch st wichtig ist die Anordnung unserer Handels Verh ältnissc mit dem 
südlich en America, be onder s mit Mcxico, das \Vohl unserer grosscn 
} abriken hängt davon ab, was kann uns abhalten, sein politisches Da­
seyn anzuerkennen , so wie es England, Holland, Württemberg, Bayern 
gethan , dieses diplomatisch e feige Zaudern ist höch st verderblich . 
Auch ist es dringend nöthig, un. eren Markt für unsere landwirtschaf1:­
lichen Product e durch Anwendung von Repressalien gegen Holland zu 
sichern und den Rhein zu öffnen. 

1) S. oben S. 472. 
2

) Der spätere prcussischc Staatsminister E rnst v . Dodclschwingh-VcLncdc (1 794- 1854), 
damals Landrat in Tecklenburg. Von ihm stammt die erste Biographie Vinckcs, von der 
ullcnlings nur der 1. Band erschienen ist. 
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Ich Laltc die im Entwurf der Ablösungs Ordnung angenommenen 2 Proc. 
des R ein Ertrages bey dem H eimfalls Recht für billig, es ereignet sich 
höchst selten. 

Denkschrift Steins „ Bemerkungen zum, Bericht d es Herrn 0 . P. von 
Vincke d. d. 21. Dcccmb er 1826 wegen des über die künftige Wahl Ord­
nung der Abgeordneten von den Landständen vorgeschlagen en Ge­
setzes". Cappcnberg, 22. Februar 1827 
St. A. Konzept 

Vcrtrctu11g der kleinen S tädte auf dem Provinziallandtag. A usdclm.ung des aktivw 
und passive1i Wahlrechts mi t dem Ziel der Erfassung und besseren Vertretung der 
gebilcleten biirgerlichen Schicht.cn. Vertretung des B erg- und Hüttenwesens, Erhölmng 
cler zur Wahlfähigkeit qualifizierenden S teuersatzes als Mittel zur Ausschaltu11g 
u11gecignetcr Elcme11te aus der Vertretung der Landgemeinden auf Grund clcr schlech­
te1i Erfahru11ge1i des let: ten Landtags. S t.ellvertretung. La11cltagsfähigkeit der vor­
übergehend abwesenden Grundbesitzer der ersten beiden Stände. 

Ad 3. Der Vorschlag des H errn Ober Präsidenten, die Thcilnahme am 
dritten Stand auf die Städte zu b eschränken, so zu der 1., 2 . und 3. Classe 
des Edicts über die Gewerbesteu er gehören und 1500 Seelen wenigsten s 
enthalten, verdient gewiss allen Beyfall , da die kleinen Städte sich mit 
Ackerbau, Krämerey und Handwerks Betrieb b eschäftigen und m ehr 
d e m platten Land angehören . 
Ad 4·. Das Inter esse an d em Wahlgeschäfte wird lebhafter erweckt und 
aufrecht erhalten durch jedesmalige Theilnahme an den \Vahlen als durch 
alternirende, daher d er Vorschlag den Vorzug verdient , dass in dem Fall 
der Verbindung mehrer Crayssc zu einem Wahlbezirk j eder eine glcicl1e 
Zahl Bezirks W ähler b est elle . 
Ad 9. E s ist allerdings wichtig, b ey der Vertretung h auptsächlich Rück­
sicht zu n ehmen auf G r u n d c i g c n t h u m und Ge w e r b e , aber 
auch In t e 11 i g e n z ist von d er grösst en Wichtigkeit, wenn also mit 
Hausb esitz, mit Grundeigenthum sich I n t e 11 i g e n z v e r b in d e t , 
wenn diese Ii;itelligenz auf Wissenschaft, auf Staatsdien st angewandt 
wird, warum soll sie ausgeschlossen werden - wie wichtig es ist , die 
Masse d er passiven und irgend einem Impuls folgenden Materie zu ver­
mindern, h a t uns die diesjährige Erfahrung gelehrt. 
Ich glaube also, dass die Ackerbürger, R entenirer und Mi 1 i t ä r u u d 
C i v i l B e a m t e n , Ge l e h r t e , wenn sie Bürger und Grund­
besitzer oder Besi tzer eines Gewerbes ... sind, eine active und passive 
Stimme h aben, und dass man die hier No 9 vorgeschlagenen Bestim­
mungen n eb st meiner Ausdähnung in das Gesetz aufnehmen müsse. 
Bey der activen Stimme kann man die Gränzen d er Zulassung ausdähnen 
aber hey d er Begränzung d er passiven oder der Wählbarkeit muss man 
de m Eindringen der geistloosen Materie sorgfältig entgcgen würken. 
Ad 12. Dieser Verbindung der ländlich en Gewcrbctreihenden mit d en 
Städten muss ich widersprechen, thcils weil manches Gewerbe seiner 
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Natur nach durch a u s l ä n d l ich ist , theils weil es den ländlichen 
Gemeinden sehr gescheute Vertret er entzieht, die sowohl für sein Interes e 
wichtig sind als bey Bildung von Ausschüssen , Deputationen u sw., wo 
man auf die Verschiedenheit der ständischen Classen Rück sicht nehmen 
muss, unentbehrlich sind. 
Ich mu s hier bemerken, dass das sehr wichtige Berg w e r k s und 
Hütt e n In t e r e s s e auf dem Landtag g a r n i c h t vertreten 
wird oder in einzelnen Fällen höchst unvollkommen , denn man macht 
die Wählbarkeit zum Abgeordnet en der ländlichen Städte und Gemeinden 
abhängig von einem Satz der G r u n d u n d Ge w e r b e S t e u e r. 
Nun zahlt der Bergwerks und Hütten Besitzer sehr b ed eutende Abgaben 
am Zehent , Freykuxen u sw., aber k eine Gewerbe Steuer . .. 
Der meist e Bergbau ist ferner gewerkschaftlich, die Zeh ent Abgabe zahlt 
di e Grube , nicht die Per s oh n, ohnerachtet m an aus den 
Gruben Rechnungen leicht wissen kann, wieviel der Beytrag jedes einzel­
nen ist. Mit scheint, man müsse bestimmen , dass wer durch ein Attest 
vom Berg Amt nachweise, dass er eine gewisse Summe, zum Beyspiel 
50 Th., als Abgabe an die Berg Zehent Kasse zahle, wählbar sey . 
Ad 14„ Den Vorschlag, für die Landgemeinden f est e bleibende Wahlbe­
zirke zu bilden und hiezu die von den Ständen v o r g e s c h l a g c n e n 
Aemtcr anzunehmen, halte ich für sehr angemessen. 
Die Eingesessenen dieser Aemter kommen schon durch die Nähe ihrer 
\Vohnörter , durch die Amtstage in mannichfaltige Verbindung und lernen 
sich k ennen und beurtheilen. 
Dem so nachthciligen Eindringen unbrauchbarer Mitglieder in die Ver­
sammlung, die alsdann blindlings dem Impuls irgend eines, der sich ihres 
Vertrauen s bemächtigt, folgen, ein Uebel , das so weit geht, dass m ehrere 
Mitglieder kaum ihren Namen schreiben konnten, kann am b esten cnt­
gcgengcwürkt werden durch E r h ö h u n g des zur W a h l f ä h i g -
k e i t qualificirenden St c u e r s atze s von 25 auf 50 Th . . .. 
Ad 17. Der ständische und von H errn Landtags Commissar unterstützte 
Vorschlag, dass der Ehemann als gesetzlich er Vertreter seiner Gattin 
auf dem Landtag erscheine, ist gerecht, erleichtert die Vollzählig­
keit des er sten und zweyten Standes und muss auf jenen au sgedähnt 
werden. 
Ad 18. d. Aus gleichem Grund würde ich den im Ausland sich auf -
h a 1 t e n d e n , nicht wo h n e n de n , Eigenthümer eines stimm­
fähigcn Gutes des ersten und zweyten Standes zum Landtag zulassen, 
wenn er den Homagial Eyd geleist et und sich erklärt , als Unterthan ange­
sehen seyn zu wollen ... 
I st ein solcher Besitzer ein Ausländer, dem ein stimmfähiges Gut durch 
Kauf, Erbschaft zugefallen , so muss er das lndigenat gewinnen. 
Ad 19 b. Diese Bestimmung müsst e als die Stimmenzahl des ersten 
Standes beschränkend hinwegfallen, vielmehr ist die Ernennung eines 
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Vertret ers nützlich , da auf diese Art jüngeren Männern Gelegenheit 
gegeb en wird, sich zu landschaftlich en Geschäften zu bilden ... 
Ad 21. Der Vorschlag der Stände § 17 scheint mir sehr angemessen . 

Stein an Rochow Cappenberg, 24. Februar 1827 
Cch . Stuut .11 urcLiv Dcrliu. Hcp. 92. R och ow 

Notwendigkeit einer A enderu11g des Wahlrechts :m den Landständen mit dem Ziel 
einer stärkeren Vertretung von Intelligenz und Bildung besonders in W estfalen, „wo 
die sehr schätzbare Anhänglichkeit an das Alte 11äufig dem besseren N euen ent­
gegenstrebt." 

Die Darst ellung der W estphälischcn Landtags Verhandlungen und mein 
Schreiben dd. 20st en c. wird wohl bey Ankunft dieses Briefes in E. H. 
Händen seyn; - durch diesen habe ich die Ehre, Ihnen meine Bemer­
kungen über den Bericht des H errn Ober Präsidenten v. Vincke d. 
2lsten Dezembers 1) zu überreichen. Sie werden mich fragen , warum 
ich nicht in der Stände Versammlung diese Meynung gcäussert - ich 
kann dieses nicht rechtfertigen, wohl entschuldigen mit der Menge der 
zuströhmendcn Geschäfte, dem mannichfaltigen und unvermeidlichen 
Zeitverlust und meinem Alter, das schwächt, nicht kräftigt. 
Ich halte es besonders in Westphalen, wo nur eine grosse und viele kleine 
Städte sind, wo die sehr schätzbare Anhänglichkeit an das Alte häufig 
dem bessern Neuen entgegenstrebt [für nothwendig], dass man den Ein­
tritt der Intelligenz in die Versammlung erleichtert, denn mit der un­
gebildet en Materie ist nichts ausgerichtet , und sie wird denn doch immer 
von einem Dritten gelenkt, der bey ihrer natürlich en Abneigung und 
gewöhnlichen Neid gegen die oberen Stände auch gewöhnlich ein subal­
t erner Intriguant ist. 
Man könnte immer die nähere V crordnung (§ 4 Edict dd. 27st en März 
1824) 2) noch aussetzen bis zum nächst en Landtag, oder diesem einen 
abgeänderten Entwurf zur Bcrathung vorlegen; - da die neuen Wahlen 
erst nach dem Jahre 1828 gehalten werden, so hat die Sache keine Eile. 
Herr v. Vincke hat sich entschlossen, eine P erimet er und Massen Ver­
m essung im Bezirk Soest vornehmen zu lassen; der Erfolg wird gewiss 
günstig seyn, und ich hoffe, er wird allmälig auch die übrigen Vorschläge 
der Landstände annehmen , und so wird dieses durchaus verhasst e Ge­
schäft durch Publicität, Theilnahme der Bezirke, Landestheile, stän­
dischen Deputationen Vertrauen und Popularität erlangen. 
1

) Ucher die Wahlordnung. 
2) S. oben S. 251, Anm. 4 u . S. 331, Anm. 5. 

31 
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Stein an Vincke Cappenberg, 27. Februar 1827 
Archiv Ostcnwnldc. Nnchlu11s Vinckc. - Noch Kochcndörffer n. n. 0 . S. 110 f. 

Znsammensctzung der Landstiinde. Sparlmssen. Der Kampf um die freie Rbein­
schiffa1m. Tod des Fürsten Hatzf eld. Kataster. 

Euer Excellenz habe ich die Ehre, in den Anlagen mehrere mir mit ­
geteilte Stücke wieder zuzust ellen und dabey folgendes zu bemerken: 
1) Ich kann der Meynung des H errn von Schorlem er nicht bey stimmen, 
den Gutsbesitzer , der nicht den Ackerbau selbst als Haupt Gewerbe treibt, 
von der W ahlfähigkcit aus zu chlicsscn, denn man muss der Intelligenz, 
der Bildung den Eintritt in die Versammlung nicht verschliessen . Der 
Unwissende und Kurzsichtige bleibt ein blindes Werkzeug der Schlauen , 
der sitze nun in oder ausscrhalb dem SHinde Saal, und die P assivität von 
13-14 Mitgliedern des 4. Standes war sehr schädlich, wozu noch die 
Unbrauchbarkeit so m an cher aus den andern Ständen kommt. In meinen 
Bemerkungen über Euer Excellenz Bericht d . d. 21. D ezember habe ich 
meine Meynung über die Zusammensetzung der Landstände ausge­
sprochen . 
2) Spahrkasscn werden sich wohl in den FabrikStädten und kaum in 
den mittleren Städten , nicht aber in den kleinen bilden; also wird das 
Geschäft für die Hülfskassen leichter und übersichtlicher werden. 
3) Der Ausschuss Bericht 1) ward gleich von der Versammlung ange­
nommen. Die Sache wegen der freyen Rheinschiffahrt ward bis gegen 
das Ende der Sitzung verschoben , weil man die sich v ielleicht noch 
später ergebenden Ereignisse abwarten wollte. Ich glaube, hundert 
Exemplare sollten für die Abgeordnet en und für Euer E xcellenz ab­
gedruckt werden . Ich vertraue au ch in Euer Exccllcn :i; E insicht und 
[die] Geschäftsfähigkeit des H errn P räsidenten Delius und die Gerecht ig­
keit der Sach e und erwarte ein gutes Resultat. 
4) Der Antrag wegen Beschleunigung der Justiz Einrichtung 2) im 
H enogtum Wcstphalcn ist in die D arst ellung aufgenommen, nicht die 
Ausgleichung der Kriegs K ost en. Ich gest ehe, ich v erstand das An­
schreiben an Euer Exccllenz nicht recht, es war sehr verworren aus­
gedrückt. 
5) Die Auswahl der Gesandten ist sehr gut 3) , die Entfernung des F ürst en 
Hat:i:feld und seine Reise in die andere Welt sehr en vünscht; er war 
ein blindes und geistlooses W crkzeu g des F ürsten Metternich. 
6) Dass Euer Excellenz eine Umcrayss Vermessung in Soest v eranstaltet, 
ist mir sehr erfreulich. Ein Catast er bleibt immer nur eine Annäherung, 
ein vollkommenes ist die Quadratur des Zirkels. Die Meynung lehrt die 
mit allen Ca1;astcrn gemachte Erfahrung, die Natur der Sache, die 

1) Gemeint ist wahrscheinlich ein Bericht <les Ausschusses für GcwerLc- un<l Ilnu<lels­
verhilltnissc über llcprcssnlicnzöllc gegen Frankreich. 
2) S. oben S. 474. 8) S. oben S. 473. 
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Autorität m ehrerer bewährter Schriftsteller, Gerwith „ Sur le revcnu 
public", T . II. p. 353, besonders 363 seq., Smith „Wealth of nations", 
T. VI. p. 168, besonders 179 sq . 
Ich hoffe immer, Euer Exccllenz werden den Vorschlägen der Stände 
bcytrcten , Spahrsamkeit, Publicität durch Theilnahme vieler, Entfernung 
von Willkühr, Sophist en, Schwächlingen. 
Die Sache ist zu wichtig, sie berührt das Interesse zu vieler zu tief, zu 
empfindlich und daher die gleichfömig ausgesprochene Mcynung der 
beydcn Landtage, daher der allgemeine Unwille. Wozu Landtage, wenn 
man ihre nach vorhergegangenen Prüfungen von Sachkundigen aus­
gesprochene Mcynung nicht berücksichtigt? 

Gagern an Stein 
St. A. 

Hornau, 4. März 1827 

Der erste westfälische Proviriziallandtag. Die prcussischw Prinzw in ll7eimar. 

Eindrücke vom badischen und belgischen Hof. 
Mich dünkt, E. E. haben Ihre landständische Sachen einen bedeutenden 
Schritt vorwärts, und doch mit aller Bescheidenheit, Ruhe und Vorsicht 
thun lassen . Thcils entnahm ich es aus Ihrer eigenen Schilderung, thcils 
aus der kurzen bündigen R ede, die in öffentlichen Blättern aufgenommen 
war, und die ich für ächt hielt. 
Sie wird binden , bilden, heben, sagen Sie k ernhaft von der sich ent­
wickelnden Verfassung. -
Auch dort bewährt sich also die traurige Bemerkung, dass das Phan­
tom der Gleichheit der Freiheit schadet und ihre b essere Stelle einnimmt. 
Aus Weimar, wo die Preussischen Prinzen so lange waren, vernehme ich, 
dass man mit den R esultaten zu Münster ungleich zufriedener ist als mit 
denen zu Düsseldorf. In der Provinz Posen ist der B.itterst and su spendirt 
worden wegen hartnäckiger Wahl des Grafen Uminskil). 
Vom Kronprinzen heisst es: Der Kronprinz von Preu sscn 2) war hier 
überaus, ja man möchte sagen, ausgelassen lustig und harmlos, j eden 
politischen Anklang vermeidend. Oftmals hcy Goethe, täglich tanzend, 
singend und springend. 
Prinz \Vilhclm 3) ist die edelste Gestalt, die man seh en kann, der impo­
santeste von allen, dabey schlicht und ritterlich, munter und galant, 
doch immer mit \Vürde. Unsere Prinzess August e schien ihn sehr anzu­
ziehen, und die Berliner träumen schon von einer zweiten Vcrllindung ~). 
1) Vgl. Trcitschkc u. n. 0. III (9. Aufl.). S. 386 ff. 
2

) Vgl. oben S. 465 f. 
~) Der spiltcrc deutsche Kaiser . 
4) Die dann auch zustande kum. Vgl. den Brief Steins un die Grosshcrzogin von Weimar 
vom n. Mlirz 1829. 

31* 
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Görres an Stein 
St. A. 

Strassburg, 4. März 1827 

Bittet um Steins Vermittlung beim König zur endlichen B eilegung seines Konflik.tes 
mit dem preussisc11en Staate, sowie um Steins Intervention in den k.irchlichen An· 
gelcgenheiten des Rheinlandes. Ferner bittet er Stein, der dro/ic11den Ueberfremdu11g 
der rheinischen Justizverwaltung durch die B esetzung der höheren Beamtenstellen mil 
Nic/itrheinländem entgegenzuwirk.cn. Die Monumcnta Germaniae llistorica. 

E. E. werden, wie man mir berichtet, im Verlaufe dieses Monats sich 
nach Berlin begeben. Ich weiss es schon, Sie werden, auch ohne meine 
Bitte abzuwarten, wenn sich die Gelegenheit ergiebt, meine Sache in 
allem, was sie Gerechtes haben mag, vertreten, und wenn es irgend 
möglich ist, die üblen Missverständnisse, die sie verwirren, zu lösen sich 
bemühen. Ich glaube deswegen, E. E. vorn gegenwärtigen Stande der 
Angelegenheiten unterrichten zu müssen und habe deswegen eine Ab­
schrift der Eingabe an den König 1), die ich eben abzusenden im Begriffe 
bin, b eygefügt. Es ist, wie Sie früher schon in Bern gesagt 2); die Sache 
hat sich deswegen so verschoben und verfitzt, weil niemand den Muth 
hat, ein aufrichtiges, wohlgerneyntes Wort mit dem, auf dessen Willen 
es hauptsächlich ankommt, zu sprechen. Ich hatte mich vor zwey Jahren 
deswegen an den Kronprinzen gewendet 3), aber auch er hat die Zwischen· 
kunft den obwaltenden Verhältnissen unangemessen gefunden, und in­
dem er jedes Einschreiten auf eine freundliche Weise abgelehnt, mich 
an den König selbst verwiesen. Bey Gelegenheit des Bayerischen Rufes 4) 

habe ich dieser Anweisung Folge geleistet 5), aber mit einem Erfolge, der 
noch geringer ist, als ihn die Zeitungen 6) berichtet haben. Ich habe mich 
darauf an den Justizminister gewendet 7) und ihn bey den Pflichten 
seines Amtes aufgefordert, den König in dieser Sache aufzuklären und 
endlich die Beendigung jenes öffentlichen Scandals herbeyzuführen, da 
ich zu allem, was man irgend mit Billigkeit von mir verlangen könne, 
bereitwillig sey. Nach langem Bedenken hat er mir geschrieben, da die 
Verfügung vom König selbst ausgehe, könne er sich nicht in die Sache 
mischen. Darüber sind nun volle sechs Monate hingegangen, und es 
ist natürlich, dass die Bayerische Regierung Entscheidung nach langem 
Verzuge von mir erwartet. Zwar habe ich selber noch nicht innerlich so 

1) Vom 6. Mürz 1827, abschlägig beschieden um 30. Milrz 1827. 
2 ) S. oben S. 3. 
3) Nicht ermittelt. Ebensowenig die im Folgenden erwähnte Antwort des Kronprinzen. 
4) Görres war im Jahre 1826 als Professor der Geschichte nach München berufen worden. 
Vgl. über die an diese Berufung anknüpfenden bayrisch-preussischen Verhandlungen 
die (allerdings sehr tendenziöse) Darstellung bei Galland, Görres S. 374 ff. 
6) Görres' Eingabe dat, vom 5. September 1826, abgelehnt durch Cabinets-Ordre vom 
3. Oktober 1826. Beides Geh. Staatsarchiv Berlin Rep. 77. XXI. G 1. Vol. 2. Gedr. 
Seheilberg, Görres Ausgew. Werke u. Briefe. II. S. 444ff. 

8
) So z.B. die Karlsruher Zeitung in Nr. 320 des Jahrg. 1826. 

7 ) Nicht ermittelt, ebensowenig dessen Antwort. 
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entschieden, als ich sonst wohl zu thun gewohnt bin, meine Parthey 
genommen; unter andern macht mich die Ungewissheit schwanken, wie 
das dortige fatale Klima eine für solche Einflüsse, mehr als mir lieb ist, 
reizbar gewordenen Gesundheit zusagen werde, aber wenn nun auch 
vollends diese Irrungen sich immer um sich selber drehen, ist gar kein 
Ende, als ein gewaltsam gerissenes , abzusehen. Ich habe darum die 
Eingabe als den letzten Ver u ch betrachtet; erwirkt sie nicht m ehr als 
die alte Antwort, so werde ich die Sach e in letzter Instanz Dem anheim­
st ellcn , vor Dem die Könige sich beugen müssen, wie die geringst en der 
Unterthanen. Inzwi chen glaube ich doch nicht, dass der König die 
Sache so schwer nimmt, als die sich einbilden , die ihn umgeben. Er 
mogte mich anfangs allerdings in die Umtriebe verwickelt glauben , später 
nahm er meine Entfernung für Verletzung der Subordination und die 
Fortdauer der selben für Trotz gegen seine Verfügungen, zuletzt glaubte 
er sich nichts vergeben zu dürfen und wird nicht ungeh alten seyn, wenn 
j emand ihm Mittel an die Hand giebt, die anstössige Sache auf gütlichem 
Wege zu b eendigen. 
Ucbcr andere wichtigere Dinge mögte ich bey dieser Gelegenheit gleich­
falls die Zwischenkunft E. E. anrufen. Zuvördcrst in Bezug auf die 
kirchlichen Verhältnisse. Die Umstände haben wie von selbst den König 
an die Spitze der Evangelischen gedrängt. Das ist, wie mir scheint, 
an sich kein Ucbel, die trübe Auflösung scheidet sich massenweise, und 
da die Katholischen wohl auch ein Haupt finden werden, so zeigen sich 
in der allgemeinen Richtungslosigkeit wenigstens zwey Hauptwege, auf 
denen das Unbestimmte zur Gestalt gelangt. Aber kaum äusscrn sich 
die erst en Anfänge dieser Bildung, so melden sich auch die Vorboten, 
dass es damit nach gewohnter Deutscher Art verlaufen soll, nämlich viel 
hin und herüber Schreyen , Haseliren, Spektakclmachen, Verhetzen, end­
lich blindes Zugreifen der Gewalt und Unterdrückung. Insbesondere 
in Prcusscn ehe ich die Partheyen, die auch politisch alles verdorben, 
sich eifrig rüst en, auch diese schöne Gelegenheit zu ihrem Vortheil aus­
zubeuten und den schwellenden Strom zur Bewässerung ihres Hausgar­
t ens abzudämmen. Die alten Motive und Hilfsmittel, die seither hinge­
h alten , sind verbraucht und abgenutzt, und n eue Vorräthe müssen ange­
schafft werden , damit es niemals an Streit und Erbitterung fehle . Die­
selben öffentlichen Blätter , die früher die Losung gegeben , intoniren auch 
j etzt schon, wenn gleich erst von ferne einleitend, die neue Parole, und es 
blüht die schöne Hoffnung, im Kirchlichen eine rein liberale Reaction 
genau den clben Strich halten zu sehen , den im P oliti chen die absolute 
hingezogen . Ich sage nicht, dass es so werden wird, aber das Gelüst ist 
offenbar schon da, wenn nicht gerade auffallend bey denen, die die vorige 
Bewegung geleitet , dann doch bey andern, die sie diesmal zu ihren Werk­
zeugen machen mögtcn , und die, wennauch im andern Extreme stehend, 
doch auf einer innern Gleichartigkeit sicher fussen. E. E. sehen zu kla~ 
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in den öffentlichen Verhältnissen , um nicht einzusehen , dass nur das noch 
zum Ruine fehlt, dass dergleichen wirklich zur Reife kömmt. Die Ge­
hässigkeit äussert sich schon drückend genug in mancherley Missbrauch 
subalterner Gewalt, gerade so weit getrieben, bis er schreyend werden 
will; sie würde bald über das Ziel hinaus seyn , wenn sie ' vahrnähme, dass 
sie damit nach oben hin Lohn verdiente. Warnende Worte am rechten 
Orte, zur rechten Stunde, von bekannter Billigkeit, Gerechtigk eitsliebe 
und Mässigung sicher mit Dank aufgenommen, würden wohl manchen 
dahin zielenden Versu ch gerade am Ziele rückgängig machen und manches 
Böse verhindern. 
Eine andere Sorge ist in den Rheinprovinzen. Man erwartet bcy Gelegen­
heit der neuen Umstürzung des Justizwesen s wieder eine abermalige 
zahlreiche Emission altpreu ssiseher Beamten. Ich weiss nicht, ob die 
Sache so ist, wie man sie sich dort vorst ellt, glaublich ist sie allerdings, 
denn die Zugänge des Minist erialism sind zu aller Zeit von st ellcnlustigen 
Creaturen b elagert, und die Noth ist dabey gross und die Menge dringend. 
Auch ist ein speziöser Vorwand stets zur Hand, der nämlich, die Ra\'en zu 
kreuzen. Die Franzosen üben hier im Lande ebenfalls diese Theorie, doch 
kann ich nicht sehen, dass die einheimische Wolle sich sehr verbessert 
hätte, eher das Gegentheil, was wohl auch im Niederlande der Fall seyn 
wird. Auch haben die H erren des hiesigen Landes immer eine gewisse 
Discretion b eobachtet und nur die lucrativen und höchsten Stellen sich 
selber vo1·behaltcn und die unteren doch den Einheimischen überlassen. 
E s bessert nichts, dass bey uns beyderley Candidaten die gleiche Sprache 
reden , u mgekehrt, die Sache wird nur gehässiger, denn überall sind die 
Prozesse zwischen Blutsverwandten die giftigsten und hartnäckigst en. 
E s hat mich gefreut zu sehen, wie die Unternehmung E. E . in b ezug auf 
die Teutschcn Geschichtsquellen in Pertz einen tüchtigen der Sache ge­
wachsenen Mann gefunden; ich hatte schon Sorge, sie werde an der 
Pedanterie und U mständlichkcit der gelehrten H erren, die mehr Finger 
als andere Leute, aber weniger Kopf, als zum gesunden Menschenverstand 
gehört, gar häufig zu haben pflegen, scheitern. Am ersten Bande ist nichts 
auszusetzen als der hohe Preis, der ihm kein zahlreiches Publikum ge­
stattet. Das wird aber einmal nicht zu ändern seyn. Meine eigenen 
historischen Arbeiten riicken langsamer vor, als ich wünsche, weil sie 
durch häufige Nebenarbeiten in die Gegenwart hinein unterbrochen sind . 
Ich habe seit längerer Zeit schickliche Gelegenheit erwartet, E. E., was 
davon besonders gedruckt ist, zuzusenden. 
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Münster, 6. März 1827 

Steins Darstcll1111g der La11dtagsverlumdlu11ge11. Die Katast.cr-A11gclegc11hcit. U11fall 

des Kö11igs. Parteibildu11geri i 1i B erlin . Bittet S tein , aiis A nlass sei11es bevorstchcn­

clcn A1tfc11thalts iri Berli„ dort zu crlclärc11 , dass Vi11ckc keine" Falles die S telle 

Schuc/miarms übcmchmen werde. 

E s war mir sehr erfreulich, gestern von Euer Excellenz die historische 

Darstellung zu erhalten, da ich eb en die anliegende Erinnerung 1) erhalten. 

Auch für die hier vorgefundenen Bem erkungen zu meinem Bericht über 

die Wahlordnung 2) bin ich sehr dankbar, ich werde solch e nachträglich 

einreichen . Nur das. ich Ihrer Ansicht über die Katasterangclegenhcit 

nicht beistimmen kann . . .. , ist ein Gegen stand m eines lchhaftcst cn 

Bedauerns. Die Abschrift m eines Berichts erlaube ich mir zurückzu­

erbitten , eine andere füge ich wieder bei über die Landgemeinde Ord­

nung 3) , auch mehrere andere Anlagen , welche Euer Excellenz Interesse 

gewähren dürften, ich jedoch sämtlich zurückerbitte. 
Obri t von Clausewitz 4

) und Landrat Graf Schmising 6) haben nichts neues 

von Berlin gebracht. Die allerlebhafteste Teilnahme an dem Unfall des 

K önigs 6) hat sich allgemein ausgesprochen, die sorgsame Pflege der Für­

stin Liegnitz derselben grossc Achtung erworben , die immer entschiedener 

sich aussprech enden Parteien der Ultras und der Liberalen ollen das 

Lehen sehr unangenehm machen, der Kronprinz sich ganz zu der erst eren 

hinneigen und der König die Mitte halten , die Agcndcnsache 7) viel Unzu­

friedenheit erregen. 
Da es sich leicht fügen könnte, dass ich bei E uer Excellenz Durchreise 

hier abwesend wäre, ich dieses wegen einer in diese Zeit fallenden Gc­

schäftsrci e an der H olländi chen Grenze selbst wahrscheinlich halte, so 

erlaube ich mir die Bitte, dass, wenn je etwa b ei Ihrer Anwesenheit in 

Berlin die Rede davon käme, mich dorthin zu ver ctzcn, Sie doch die 

Gewogenheit haben mögen zu befürworten, dass ich solches in keinem 

Falle annehmen, eher den Dien st und meinen Posten als die Provinz ver­

lassen würde, weil ich mich durchaus für eine Stellung in Berlin nicht 

geeignet erachte . Ich habe dieses auch bereits vor zwei J ahren dem 

Grafen von Lottum und Fürst en von Wittgenst cin so bestimmt erklärt, 

dass hoffentlich kein weiterer Gedanke daran sein wird, mich in meiner 

Ruhe zu stören. Sollte es aber möglich sein, auf den Landrat von BodP-1-

1) Fehlt. 2) S. oben S. 479 f. 
3

) Vom 18. Januar 1827. Abschrift St. A. 
4

) WiUiclm von Clausewitz, Oberst 11. Commnndcur der 13. Landwehr-Brigade in Münster. 

Gest . nls Generalleutnant 1849. 
5

) Graf von Schmising-Kcrssenbrock, vor 1806 Kriegs- und Domäncnrat in Münster. 
6

) Der Köu.ig, der im Dezember 1826 ein Bein gebrochen hatte, erschien Anfang März 1827 

erstmals nach diesem Unfall wieder in der Ocffcntlicbkcit. S. Cohnfcld a. a. 0. III. 

S. 478 ff. 
7

) Vgl. dazu Trcitschke n. a. 0. III (9. Aufl.) S. 396 ff. 
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schwingh aufmerksam zu machen , etwa dessen Beförderung an die Stelle 

des Grafen Flemming 1) zu bewirken , so würden Sie sich ein grosses V er­
dicnst und m einen lebhaftesten Dank erwerben. 

Stein an Vinckc Cappcnbcrg, 13. März 1827 
Geh. S t nnli11rchiv Dcrlin. R op. 92. R oohow 

Einverständnis mit Vi11ckes Gutachten iiber die Gemeinde- und Kreisordnung. Auf­
gaben der Kreise. Versucht noch einmal, Vinckc zu seinen A 11 sic111cn in der Katast.cr­

sac1ie :m bekehren. Si.eve'J.~ing. Handelsverbindungen Hamburgs mit S iidamerika. 

Euer Excellenz trefflichem gutachtlichen Bericht über ländliche Gemeinde 

V crfassung 2) weiss ich nichts hinzu zu setzen, als d en Wun eh , dass sein 
Inhalt vollkommen und bald berücksichtigt werde. 
Der in dem gutachtlichen B ericht über die Crayss Ordnung 3) d en 
Crayss Ständen angewiesene Würkungs Crayss ist sehr zweckmässig b e­

zeichnet , sollte man aber nicht ganz b esonders ihrer Aufsicht beylegen 
Vicinal Wege, Vorfluth, Armen Polyzey, Bauten der Gemeinden, Steuer 
Beschwchrden , Abnahme der Gemeinde R echnungen - oder wenigstens 

Einsicht d er vom Landrath abgenommenen - und, wenn die Grund­
sätze wegen Zersplitterung d er Bauernhöfe festgestellt, Theilnahmc an 

der Entscheidung, ob ein Hof zersplittert werden solle - nach vorher ­
gegangenem Gutach ten der Gemeinde auf d em Amtstag. 
Noch einmal erlaube ich mir, meine Meynung über das Cataster zu äussern. 

E s ist evident, dass die Abschätzung nur a n n ä h c r n d scyn kann, wo· 

zu nutzt also die h a a r s c h a r f c V c r m c s s u n g - nimmt m an bey 

d er Abschätzung m i l d e G r u n d s ä t z c an, ist die Finanz Verwaltung 
überhaupt schonend, so lassen sich die kleinen Ucbcrsteuerungcn, so im 

Einzelnen vorkommen, leicht übertragen ... 
Da nun die Parcellar Vermessung so äusserst kostbar i t , durch sie die 

Schwierigkeiten bey der Abschätzung nicht beseitigt werden können , so 

müsst en d enn doch aus ihr selbst grossc Vorthcilc entst ehen, wenn sie 

die mit ihr verbundenen Nachthcile überwiegen sollte . Ihre Nachtheile 

sind die Mehrkosten von wenigst ens 1 300 000 Th., die um 8-10 Jahre 
v c r s p ä t e t e Au s g 1 e ich u n g der unerträglich en Ucbersteuerung, 

die Fortdauer der Steuererhöhung von 10 %· - Man er s p a h r t also 
bedeutend, man g l c i c h t s c h l e uni g e r aus, m an e r l e i c h t e r t 
frühz e itig e r den schwehr b elast et en Gutsbesitzer, er vermag end­
lich Schulden zahlen, landwirthschaftliche Verbesserungen vornehmen, 

u sw . 
Der Nutzen der Parcellar Vermessung kann doch kein anderer seyn, als 

genauer abzuschiitzcn, 'vas helfen aber hier 1 bis 2 %, wenn bey d er Ab-

1) Damals R cg.-Prilsidcnt in Arnsberg. Vgl. oben S. 284. 
2

) Vom 18. Januar 1827. Abschrift St. A. 
") Vom 25. Januar 1827. Abschrift St. A. 



Quelle: Freiherr vom Stein, Bd. 6, Berlin 1934 / Internet-Portal "Westfälische Geschichte" 
URL: http://www.westfaelische-geschichte.lwl.org 

MITIE MÄRZ 1827 489 

schätzung selbst man um 20-30 % sich irren kann. F erner soll die ge­
nau e Kcnntniss der Grössc seines Eigenthums einen grossen W erth für 
den Einzelnen h ab en - der kleine und mittlere Gutsbesitzer kennt sie 
aber durch Aussaat und Beschaarung mit Vieh, der grosse k ann wohl­
feilere Charten durch den l''eldmesscr als durch die Catast er Operation 
erhalten , wenn er sie braucht .. . 
H. Sieveking 1) hat zu seinem grossen Leidwesen E. Excellenz d. 3. m . c. 
in Münst er verfehlt, er hat mich den 4. hier besucht, ging aber den Abend 
noch nach Elberfeld, von da über Brüssel, Paris, London, Falmouth, um 
anfangs April nach Brasilien c;ich einzuschiffen . Die starke Exportation, 
so die Hamburger bcwürken, veranlasst e den K ay ser 2) , die Stadt zur 
Absendung eine Gesandten aufzufodcrn, von Bremen geht H err 
Senator Gildemeist er. H err Sievcking sagte, auch Für t Metternich habe 
den H an en Städten empfohlen, sich nicht in unmittelbarer Verbin­
dung mit den südamericanischcn Staaten öffentlich einzulassen, Sicvc­
king geht also nicht nach Mexico .... 

Stein an Vinckc 
Nnch Pc rl7. n. n. O. VI, l. S. 352 f . 

Cappenberg, Mitte März 182 7 

Der K ampf zwischer! L iberalismus und R ealdion. Zoll- u.ncl IIandclspolitilc Preussens. 
R iit Vincke dringend, gegebenenfalls die Stelle S cl111ckma1111s zu iibcrnchmcn. L cbcns­
gnrndsiitzc S t.eins. Bodelschwingh. 

E s ist doch höch st absurd, so verhasst e historische Charaktere wie Catha­
rina von Medici zu Masken Aufzügen zu wählen . . . 
Der Kampf der Liberalen und Ultras 3) ist widrig, jene setzen die Frcy­
hcit auf das Spiel, indem sie nach Gleichheit haschen , diese wollen das 
Er torbene beleben , das Unhaltbare vertheidigen . Mit Einigkeit und 
mit Streben nach dem Guten , mit vereinten Kräften würde man das 
Erreichbare langsam entw·ickeln und in d a Leben bringen . 
Ich bedaure die EnLfernung des ~uten H eilenbeck 4) , er ist ein redlicher 
verständiger Mann. - Die Ausfuhr der SLahlkuchcn könnte man durch 
h oh e Zollsälzc erschwehrcn, nicht die des R oh eisen s, da im Nas. auisch cn, 
Darmstüdtischcn und überhaupt an m ehreren Punkten des südlich en 
Deutschland Eisenwerke sind. - In Nr. 66 der Augsburger Allgemeinen 
Zcilung kommt ein sehr intcressanLcrArLikcl übcrdie EisenErzcu gung in 
Frankreich von Villoison. 
Ich zweifle sehr, dass man sich gegen mich wegen Wiederbc ctzung 
der Schruckmann chen] Stelle äussern werde. Mir wäre für unsere Pro-
1) Karl Sievck.ing (1787- 1847), der Freund Wichcrns und Mitbegründer des „ R auhen 
H auses" in H amburg. Er war seit 1820 Syndikus seiner Va terstad t, in deren Auftrag er 
(Februar-November) 1827 eine Reise nacb Brasilien unternahm und dort einen vorteil­
haften Handelsvertrag abschloss. Von 1830- 1847 war er hambmgischcr Buudcstags­
gcsandtcr in Frankfurt. 
~) Von B rasilien, Dom Pedro 1. Geb. 1798, 1822- 1831 Kaiser von Brasilien, gest. 1834. 
3) S. oben S. 484 . 4) Ein Landtagsabgeordneter . 
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vinz Ihre Entfernung sehr leid - von mir will ich nichts erwähnen -
werden Sie aber berufen, so folgen Sie , da es ohne Ihre Thcilnahmc ge­
schieht, dem Rufe der Vorsehung. - In solchen verwickelten Verhält­
nissen, die der Mensch mit seiner Kurzsichtigkeit nicht zu durch schauen 
vermag, thut man am b est en 

„ Ihn lassen walten, 
Er ist ein weiser Fürst, 
Und wird Sich so verhalten, 
Dass Du Dich wundern wirst" 

wie der alte Paul Gerhard räth. 
Das Resultat meiner Lebenserfahrung ist die Ucberzcu gung von der 
Kurzsichtigkeit des Menschen und der Leitung der Vorsehung; ihr folge 
man, berathe sich mit seinem Gewissen und strebe, durch H erzensrein­
heit und Selb stverläugnung ihres Schutzes würdig zu werden. 
Meine Gesinnungen für den Landrath Bodelschwingh habe ich öfters 
gegen E. E. frcymüthig ausgesprochen, ich würde mich glücklich schätzen, 
sie ihm und Ihnen thätig beweisen zu können. 

Stein an Marianne vom Stein Cappenbcrg, 16. März 1827 
St . A. 

Bevorstehen.de A breise n.ach Berlin., Zweclc sein.er R eise dorthin. Der König und clcr 
Kronprinz. 

Sehr lange habe ich von Dir, meine gute Schwest er , nichts vernommen, 
und schreibe Dir vor meiner auf den 24·sten m. c. festgesetzten Abreise 
nach Berlin - hier wünschte ich mehrere auf dem Landtag verhandelte, 
die Provinz betreffende Angelegenheiten zu verfolgen und hoffe zu 
ihrer zweckmässigcn Beendigung einzuwürken, da man auf Bereit­
willigkeit, das Gute zu h ewürken, bey dem König und dem Kronprinzen 
rechnen kann - sie verdien en und besitzen alles Vertrauen durch die 
R einheit ihres Gemüths und ihren Seelenadel. 
Meinen Weg nehme ich über Hannover, Magdeburg, meinen Rückweg 
über \Veimar . . . Im May werde ich von Berlin zurückkehren . 

Stein an Spiegel Cappenberg, 23. März 1827 
Prcuss. Stantsnrchi v Mli.astcr. Nnchlnn Spiegel 

Uebersendet ihm seine Darstellung der Verha11dlu11gen des westfälischen Landtags. 
Kritische TViirdigung der Tätigkeit desselben. E11twicldu11gsfähigkeit clieser Ei11rich­
t1irrg. Vertrauen auf die förclernclc T eil11ahme cles Kö11igs und des Kronprinzeri. 
St.eins R eise nach B erlin. Bittet ihn, auf Vi11che in. der Katastersachc einzuwirken. 

E . Erzbischöflichen Gnaden erlaube ich mir, in der Anlage die Dar­
st ellung der Münst er'sehen Landtags Verhandlungen zu überreichen -
und mir Dero Urtheil über den Geist, der die Versammlung leitet e, die 
Art, wie sie die Geschäfte be'handelte, die Geschäfts Ordnung selbst zu 
erbitten. 
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Im Ganzen i t vieles Gute ausgesproch en und verhandelt, be ondcrs 
tücht ig sind die Catast er Angelegenheit, die Städte Ordnung, die Handel 
Verhältnisse, au ch einiges von den Rechts Verhältnissen bearbeitet; in 
die Materie der Ablösungs Ordnung, Crayss und ländlichen Gemeinde 
Verfassung drängt e sich Adelsstolz, Bürgerneid, Bauernhabsu cht und 
Advocaten Pfiffigkeit und v erhinderte das Gute. - Nichts ist der Bildung 
zwcckmässiger Institutionen mehr entgegen als die Uneinigkeit unter 
den Ständen, j eder sucht nur seine Eitelkeit, seine Missgunst zu b efriedi­
gen , und das Ganze ·wird in seiner Entwicklung gestöhrt . - H err Sommer 
hat sehr schädlich gewürkt, er ist eitel und oberflächlich - ein obscurer 
Land Advocat beherrschte eine kleine Zahl von Bauern - jenen leitet e 
Eitelkeit, und sie ist, sagt Burke, das verderblich st e aller Last er, sie 
t ödtct alle \Vahrheit und Treue und v ergiftet selbst das Gute. 
Manche Sachen wurden übereilt, weil für die kurze Dauer des Landtags, 
für den b ey solchen Versammlungen n othwendig langsamen Gang der 
Dinge zu viele waren. 
Die ganze Anstalt ist in einem Zustand der Entwicklung ; ich vertraue 
auf die väterliche Leitung des Königs un d auf die lebendige Theilnahme 
des Kronprinzen . 
foh hoffe, den 2ten April in Berlin zu seyn und logire in der Stadt Rom. 
Nachschrift . 
. . . . "Würe es E. Erzbischöflicheu Gna<len nicht möglich, den Herrn Ober 
Prä idcnten v . Vincke zu b ewegen , die in derCat ast er Sache abgegeb enen 
ständischen Vorschläge anzunehmen und zu unterstützen - in dieser 
Sach e wird er ganz von H errn Rolshauscn , einem einseitigen sophistisch en 
Zahlen Mann, geleitet . 
Die Bildung der Decanate wird gewiss sehr wohlthätig und bildend 
auf die Geistlichkeit würkcn, möchte sie auch in den übrigen Diöcescn 
stattfinden. 

Prinzessin Luisc R adziwill an Stein Posen, 16. April 1827 
S t. A. 

B cdcmert, ihn in Berli11 niclit sehen zu lcörrncn, 

E s ist meinem H er zen Bedürfnis, Ihnen , lieber H err vom Stein, zu sagen, 
wie schwer es mir wird , Sie in Berlin zu wissen und das Glück zu ent­
behren , Sie dort wiederzuseh en .. . , jetzt, wo nach langen Jahren Sie 
nach Berlin zurückkehren, mit so viel Erfahrungen und Erinnerungen , 
die Ihrem H erzen wohlthun müssen und im Zirkel vieler Freunde und 
Verehrer , die dankbar Ihre hohen Verdienst e anerkennen. Vergessen 
Sie nicht ganz die, welche zwar fern von Ihnen st ehen , aber mit alter 
Freundschaft und Verehrung Ihnen ergeb en sind - und gern sich 
Ihnen wenigstens im Geist n ähern möchten . . . H erzlich sollte e mich 
freuen , wenn mir durch meinen Mann die Hoffnung würde, Sie in 
Schlesien zu begegnen! 
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Stein an Prinzessin Radziwill 
St . A. Konzept 

Berlin, 24. April 1827 

Bedauert, sie nicht in Berlin zu sehen. Dank.bare Erinnerung an ihre in den R eform­
und den Notjahren bewahrte Frc1mdschaft. Günstige Eindriicke aus B erlin. 

Zu den vielfachen schmerzhaften Entbehrungen, die das Hinscheiden 
der einen , die Abwesenheit der andern m ich tief fühlen macht bcy der 
Rückkehr in Berlin nach langjähriger Entfernung, gehört gewiss in 
hohem Grad E. K. H. Abwesenheit, von deren wohlwollenden gnädigen 
Gesinnungen mir seit vielen Jahren und in so trüben Zeiten die über­
zeugendst en Beweise zu Theil wurden. - E . K. H. Thcilnahme an 
meinen Schicksalen in dem Jahre 1808 und den folgenden wird mir un­
vergesslich seyn, und Ihnen m eine dankbaren und ehrfurchtsvollen Ge­
fühle auszusprechen, hätte mich höch st glücklich gemacht . - Dieses 
J ahr werde ich es aber in Schlesien nicht seyn, da mich die im May 
erwartete Ankunft meiner ältesten Tochter nach Nassau zurückruft, 
wohin ich den 4tcn May zurückkehre . 
Mein hiesiger Aufenthalt hat für mich vieles Erfreuliche gehabt, das 
Wiedersehen alter bewährter Freunde, das bedeutende Fortschreiten 
der religieuscn Sittlichkeit, der Wissen schaft, der Künst~, die äussere 
V crschönerung der Stadt; alles dieses erhebt und b eruhigt und bewährt, 
dass in den Zeiten des Leiden s, d er Unterdrückung durch den Fremden, 
ein wohlthätiger Früchte bringender Saame gestreut worden ist - möge 
das n eu e Geschlecht ihn sorgfältig und a ls mit Blut thcuer erkauft auf­
bewahren, und dass es ihn pflege, in den Kämpfen bewähre, die uns 
in der Zukunft erwarten - denn auch für sie verkündigt die Gegenwart 
manches Verhängnissvollc . 
Ich hätte sehr gewünscht, E. K. H . und der so liebenswürdigen Prinzessin 
Elisc m eine Tochter Therese vorstellen zu können , ich darf es hoffen, 
dass sie durch ilir höchst einfach es anspruchslooses Wesen Ihren Bcyfall 
würde erhalten haben. 

Kabinets-Order an Stein 
St. A. 

Ernennung ;;um Mit.glied des Staatsrats. 

Berlin, 30. April 1827 

Eingedenk Ihrer st eten Bereitwilligkeit, dem Wohl des Staats Ihre u m ­
fassenden Einsichten zu widmen, habe Ich Sie zum Mitglied des Staats 
Raths ernannt. Ich hoffe, dass [Ihnen] diese Gelegenh eit, für das All­
gemeine würksam zu seyn, willkommen seyn werde, und habe Ihnen 
zugleich einen neuen Beweis Meines ganz besonderen Vertrauen s geben 
wollen. 
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Berlin, 3. Mai 1827 

Dank ftir seine E rnennung z11111 Mitglied des Staatsrats. 

Schön an Stein 
St. A. 

Königsberg, 9. Mai 1827 

Geist der Zeit. Der politische Auftrieb von 1808- 15 uncl die R eaktion. Die katho­
lische Kirche. Die ostpre11ssisclic11 Provi11ziallamltcrge 11n<l <11:e Stimm1111g des Vollccs 
in der Provinz. Dohna. Die A11swirk1111g der Mass11ah111e11 f'ur die Erleichterung der 
Lage der ostpre11ssiscl1e11 Landwirtsclrnft . 

E. E. sind in Berlin, und da ich Sie nicht sprech en kann, muss ich Sie 
wenigstens e igenhändig schriftlich b cgriissen. Dies ist mir Bcdürfniss 
des Herzens . - Oft, sehr oft steh en Sie vor mir, ich spreche mit Ihnen 
in Gedanken, und zuweilen ist die Sehnsu cht sehr gross, Sie auch nur 
ein paar Stunden sprechen zu können. Gott scy ferner mit Ihnen ! 
Wie es in der Welt geht, wissen wir, und wa. Sie zu einzelnen Dingen 
sagen , sage ich mir selbst. Der ideelle Stoss vom Jahre 1808 bis 1815 
war so gross, da die materiellen Naturen nicht mitkommen konnten, 
sie wurden nur mitgerissen , und dies Mitgcrissen scyn ist ärgerlich, und 
nun wird gezupft und gezupft, und die Zeit soll in allen Ländern zurück, 
aber der lieb e Gott b ehält R echt und wird Recht b ehalten . Canning 
und Pressgesetz! Und weder Canning noch der König von Frankreich 
sind, was Luther war. D er wird sich au ch finden. 
Wie es hey un geht, chen Sie zur Stelle . Hochcrfrculich ist es, dass 
der König für seine Person hcy dem Kampf der Kirch en und hcy den 
Reibungen der Stünde unter sich im klarsten und wohlwollendst cn Bilde 
vor seinem Volke st eht. Das bringt am Ende wieder alles zu ammcn, 
Gott segne den König ! - Die Erklärung mehrerer kat holischer Geist­
lichen in Schlesien über den Stand ihrer Kirche 1) ist mir ein Zeich en 
der Aufgabe, welche der Himmel uns zugedacht hat. Dies gut auf­
genommen, ist mehr wcrth, a l 100 Schlachten gewonnen zu haben . 
Der er ste und der zweite Landtag 2

) hier waren eine überau schöne Er­
scheinung. Sie waren erhebend und h eben das Volk sichtbar. Kein König 
k ann ein treueres und b esseres Volk haben , und welche Ideen sind schon 
zu Tage gekommen und entwick elt! Und dabcy ist die Harmonie der 
Stände hochchrwürdig. Ein einziger unglücklich er stiidtisch cr Ab­
geordneter verga s sich einmal, das Wort: „Itio in partcs" auszusprech en, 
und der ganze Landtag kam in Aufruhr und fiel über ihn h er, und 

1
) Vgl. Treitschkc, Deut.sehe Geschicl1te III (9. Aufl.). S. 417. 

2 ) Der erste (ost)prcussische Provinzinl-Lnndtng trnt nm 11. Noveml1cr lß24 zu­
sammen und tagte bis zum 23. Dezember 1824, der zweite vom 18. Jnnunr lß27 bis 
2. M.ürz 1827. 
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Dohna 1 } und Brandt 2 ) und mehrere wollten ihn mit den Zähnen zer­
reissen, dass so etwas in unseren Versammlungen auszusprechen nur 
möglich sey. Wo die Stimmung so ist, da steht das Volk wieder da, 
mit Gott für seinen König und sein Vaterland. Und dabey war reges 
und volles Leben in den Verhandlungen. Dohna i t jetzt ganz auf seinem 
Punkte und steht sehr hochgeehrt da. Wir sind uns sehr nahe gekommen, 
und unser inniges Vcrhältniss bringt mir viel Glück. 
Von mir kann ich Ihnen nur sagen, dass ich in dem Vertrauen, welches 
man mir von allen Seiten bezeugt, zufrieden lebe und auf Erden nichts 
mehr will. Neben den Landtagen ist die Landesunterstützung 3) eine 
grosse herrliche Sache, welche der König mir übertragen hat. Die Sache 
geht viel besser, als ich es mir dachte . Dem Fallen ist ein Halt gesetzt, 
und von den 400 Gutsb esitzern, welche auf meiner List e stehen, und von 
denen ich glaubte, dass 150 selbst bey Unterstützung verloren seyn 
würden, zähle ich noch nicht 2 Procent. Sie werden in Berlin vielleicht 
anders davon sprechen hören, aber dies liegt theils in der Beamten 
Caserne, theils kommt es von den Einzelnen her, welche schon vor dem 
Jahre 1806 bankerott waren und sich jetzt neu etabliren möchten, bcy 
denen a lso nicht von Erhalten, sondern von n eu Schenken die Rede ist . 
Der König hat unsern alten Stamm erhalten, der vedoren war, wenn diese 
Operation nicht gemacht wurde . Und es ist ein herrlicher Stamm. Mein 
Vaterland ist mir jetzt, wo ich es in seinen innersten Element en kenne, 
werlher als j e. 
Aber nach Marienburg sollten E. E . kommen, um dort zu beten. Das 
Stein'sche Wappen steht über den 3 Granitpfcilcrn, und sehr viele sehen 
es mit Freude 4). 

Gott erhalte E. E. noch lange 1 

Stein an Gagern Nassau, 16. Mai 1827 
Cngem'scLes Archiv. Schloss NeucnLilrg. Cedr. Cugcrn n. n. 0. IV. S. 190 

Meldet seine Ankunft in Nassau (15. Mai). Einladung dorthin. 

Stein an Vincke Nassau, 23. Mai 1827 
Archiv Ostcnwnhl c. N nch1ass Viuckc. - Nach Kochcndörffcr u. n. 0. S. 117 f. 

Meldet seine Rüclc7':ehr aus B erliri. E rsutzwahlen zum westfälischen Landtug. Bodel­
schwingh. Die Umtriebe irn Wieinland für die Erhaltung der französischen, gegen die 
Eirifuhnmg der preussischen Gesetzgeburig. TJ7amt vor ein.er Zurücksetzung der cin­
heimische11 rheinischen ]iistizbeumten :mguristen auswärtiger. 

Nach einem viertägigen Aufenthalt in Weimar und einem dreitägigen 
in Homberg bin ich den 15. hier angekommen und geniesse der länd-

1) Der ehemalige M:inisLcr Alexander von Dohna. 
2 ) Wohl der Lnndsehnftsdircklor und stellvertreLeude Laudtngsmarschall Carl Albrecht 
von Brandt-Kupgallen. 3) S. Treitschke u. a. 0. III. S. 458 ff. 
4

) S. oben S. 202 r. 214 f. 219. 222 f. 
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liehen Ruhe und d er Stärkung durch das Bad, nach denen ich so sehr 
lebhaft mich sehnte . 
Euer Excellenz werden nun in vollerThätigkcit seyn, um die mannichfalti · 
gen Wünsch e und Angelegenheiten zu betreiben und zu ihrer Belebung 
mitzuwürken . Auf zwcy Gegenstände erlaube ich mir, Sie aufmerk· 
. am zu machen . 
Durch den Tod zwcyer würdiger Miinncr entsteht bcy dem W eslphälischcn 
Landtag eine sehr fühlbare und kaum wieder auszufüllende Lücke ; es 
wiire daher eine neue Wahl sehr wünschen swerth, insbesondere dass sie 
auf Herrn Landes Dircct or von Holzhrink 1) und auf den H errn Landrath 
von Bodelschwingh 2

) fallen möge . Der Antrag der Stände, d ass man 
statt n eu er \Vahlen bey den vorhandenen Stellvertretern es bewenden 
lasse, scheint mir nicht annehmlich , da man andere Rück. ichten nimmt 
b cy der Wahl eines wegen t emporärer Abhaltungen einrückenden St ell­
vertreters, andere bey der Wahl eines Abgeordnet en auf d ie P eriode 
von sech s Jahren . 
Bey meiner Anwesenheit in Berlin machte ich a uf die Tüchtigkeit des 
Landraths von Bodel. chwingh aufmerksam; m an h atte bereits eine . ehr 
günstige Meynung von ihm und glaubte, er würde am b est en n ach E rfurt 
passen . 
Die Trcibereyen in den Rheinprovinzen wegen des Französischen Nach­
bars werden mit grosser Lebhaftigk eit fortgesetzt und wünschte ich, 
das. E uer Excellenz die Sache zur K enntniss derjenigen brächten , die das­
selbe betroffen . E s werden Sammlungen von früheren Act en stücken , von 
Aeusserungen über die Un vollkommenheit der Preu s isch cn Geset zgebung, 
einzelne Flugschriften gedruckt und unentgeltlich ver teilt, [die] Samm· 
luugen redigirt ein sehr b erüchtigter Advocat in Coblenz, Grevcl 3

) , 

es er scheinen welch e in Cöln, F lu gschriften, V erfass er H err Staats 
Procurator von Oppcn 4

) , sehr bitteren Inhalts und er selbst sehr er· 
bittert wegen der E inberufung von H errn Lombard 5) n ach Berlin. 
Ucberhaupt ist die Zurücksetzung der älteren einheimischen Justiz 
Beamten durch An. t ellung jüngerer Berliner eine Quelle des Unwillens 
und der Besorgniss, dass mit Einführung des Preu ssi ·chen Rechts eine 

1) Au s Altena. 2
) S. ob en S. 1.7ß, Aum. 2. 

~) S. Dd. V. S. 584„ 
•) Otto von Oppcn (17ß3- lß60), Prokura tor am rheinischen Apellut ionsgcrichtshof zu 
K öln. Von ihm erschien 1827 die Schrift: „ Vergleichung der frunzösisc11en und prcus­
sischen Gesetze". Vgl. über den Kumpf um dns rheinisclie R echt 1'reitsehke a . o. 0 . 111, 
S. 384, sowie J. Hunsen, 100 J ohre preus;isclte Hcrrseh ofl um Rhein I , S.1 59ff. u nd J. 
Hnnsen, Prcussen und Ilheüilund 1815- 1915, S. 60. 
6) August Lomburcl (1792- 1836), der Sohn des bekannten Knbinetsrn ts. August Lombard 
wur einer der erst en F reiwilligen von 1813 und h atte sich im Krieg durch grosse Tupfcrkeil. 
nusgezeichnel. 1827 war er Oberprokurator in Koblenz. Er vcr öffe11tl.icl1te in diesem 
J ahr eine Untersuchung: „Ueher die bevorstehende VerHnderung der Geset ze in den 
lUiciuprovinzen" . 
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Importation Preussischer Justiz Beamten erfolgen möge . Man zit iert 
das Bcyspiel Napoleons, der in Aachen einen jungen Franzosen unter den 
Mitgliedern des Tribunals vorfand, ihn frug, woher er sey , und als er ihm 
antwortete, von Lyon, eröffnet e : „ Vous venez de bien loin juger les pro­
ces du departement de la Roer" und ihn zurückschickte . 

Licl 1) an Stein Koblenz, 26. Mai 1827 
St. A. Cedr. Pertz Ste in VI , 2. Anlogen S. 220 ff. 

Spricht sic11 gegen die B cibehaltrmg des französischen R echts in der Rheinprovinz 
aus trotz einiger prozessualischcr Vorziigc desselben . 

St ein an Spiegel Nassau, 28 . Mai 1827 
Nochlnss Spiegel. Vollst. gcdr. Pcrtz n. n. 0 . VI. l. S. 39 1 fl., hier mit einigen unbcdcutcudcn Kürzungen 

Riickbliclc a1if seinen Aufcr1thalt ir1 B erlin. B efriedigung über der1 Fortschritt im 
Geisteslcbw der Su1dt seit 1806. Ir1teresse des Kror1prinzen an der Entwichlung der 
Provinzialstände. Der A usbau der Kommunalverwaltung. Die Verhandlungen über 
die Freiheit der Rheiriscl1iff alm. Hoffr1ung auf baldige Einführung <lcr Cornbill in 
England. D ie Umtriebe zugunsten der Erhaltung der fran zösischen Gesetzgebung 
im Rlwinlar1d. T eilnahme Steins an den Verhandlungeri des S taatsrats. 

Mein Aufenthalt in Berlin war sehr unruhig und zerstreut , Ge­
schäfte, gesellschaftlich e und freundschaftliche Verhältnisse nahmen 
mich und m eine Zeit und Kräfte in mannichfaltigen Anspruch , und oft 
ward ich ermüdet, erschöpft und fühlte das Bedürfniss der Ruhe sehr 
lebhaft. Der Aufenthalt in Berlin war mir erfreulich , ich fand seit 18 Jah­
ren Entfernung ein Fortschreiten in ernster gründlicher Bildung, wozu 
die Anwesenheit der tüchtigen acadcmischcn Lehrer bcytrug, die die 
Stelle der seichten Schwätzer eines Nicolai, Ramlcr , Zöllner 2) u . s . w. 
einnahmen, die Sitten waren reiner und frömmer, nicht s mehr v on dem 
frivolen liederlichen Treiben der Gcnsd'armes Offiziere et c„ und Kunst 
und Sinn für Kunst erhöht und verbreitet - also im Ganzen Fort­
schreiten in intellectueller und sittlich er Beziehung. 
Die ernste Aufmerksamkeit, so der Kronprinz den ständisch en Ange­
legenheiten widmet, nöthigt die Minist erien zu gleich em Benehmen, 
die aus den H errn v . Rochow und Streckfuss 3) b est eh ende Commission 
nimmt wöchentlich Einsicht von dem Fortgang und der Behandlung 
dieser Geschäfle bey den einzelnen Minist erien, die Sache ist nicht bloss 
Form. d a die Unterredungen , so ich mit dem Kronprinzen hatte, mich 
1) Prokura tor am Landgericht zu K oblenz. 
2 ) Johunn Friedr. Zöllner (1753- 1804), preussischer Oberkonsistorialra t und Probst an 
der Nicolaikirche in Berlin, ein von F riedrich Wilhelm II. hochgeschiitzter Mann, der 
sich besonders uuf dem Gebiet der Schule und Volksbildung hervortat. Seinen pädugo­
gischen Bestrebungen entsprangen auch eine Reihe von Bildungs- und Unterhaltungs­
schriften au s verschiedenen Wissensgebieten, so auch seine seit 1784 erscheinenden 
„Wöchentlichen Unterhaltungen des Wissens" . 
3) Karl Streckfuss, geh. Oberregierungsrat in der ersten Sektion (allgemeine Verwaltung) 
und zweiten Sektion (stlindischc Angelegenheiten) des Ministeriums des Innern . S. S. 574, 
579. 
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von seiner kräftigen, geistvollen und innigen Theilnahme an der Würk­
samkeit und Entwicklung des ständischen Instituts überzeugten. 
Die Anwesenheit des Königs von Bayern nahm ihm viele Zeit, es blieb 
daher manches unerörtert liegen - unterdessen wird Städt e Ordnung, 
Crayss und Aemter Ordnung bald in das Leh en treten, der Finanz­
minister sowohl als m ehrere andere b edeutende Männer waren der 
Meynung, dass die ständischen Anträge wegen des Catasters gegründet 
und die kostbare Vermessungs Art zu beseitigen scy - die Rheinschiff 
Fahrts Sach e h at , wie E. Erzbischöfliche Gnaden erfahren haben, be­
deutende Fortschritt e gem acht und wird hoffentlich zu einem gün t igen 
Schluss gelangen , da der König der Niederlande die freye Durchfahrt 
in da s Meer n ach gegeben und nur noch einige Punkte über die Steuer­
sätze vor dem gän zlichen Abschluss des Vortrags v erhandelt werden . . . 
Diese Freyhcit der Fahrt wird auf alle Bewohner des Rheinthals einen 
grossen und wohlthätigen Einfluss h aben - dem Getr aidehandel eine 
Aussicht zur Speculation eröffnen und den gänzlichen Unwerth des 
Jahres 1823 verhindern. 
Hoffentlich wird die Cornbill durchgehen, bcy der die Engländer doch 
immer n och t heuerer Brod als irgend ein Europäer essen , denn das Mini­
mum der Scala des Preises ist 4 Thaler der Berliner Scheffe l Weizen. 
Ich werde bis Ende August hier bleiben und dann über Cöln n ach 
Cappenberg gehen. 
Am Rhein dauert das Treiben wegen der Französischen Gesetzgebung 
fort , m an erzählt mir von einer Sammlung von Flugsch r iften , so in 
Coblenz, einer andern, so in Cöln herauskommt, von einem Aufsat z des 
H errn St. P. v. Oppen 1 ) , von welchem allem ich nichts gesehen h abe . 
I ch wohnte nur einer Sitzung im Staats Rath bey, darin eine L ehens­
sach e verhandelt wurde, die für mich wenig Interesse hat te - die Art, 
wie der K önig meine Aufnahme in den Staats Rath beh andelte und 
b eschloss, war für mich als ein Beweis seiner gnä digen und wohlwollenden 
Gesinnungen sehr schmeich elhaft. 

Kunth an Stein 
St. A. 

[Berlin, 31. Mai 18271 

Steins Aufenthalt in. B erlin. Verteidigt die B eamtenschaft gegen. Steins Vorwurf 
mangelnder geistiger Interesseri. Die A uswirkungen der A grarreform auf die Land­
wirtschaft. 

Wenn ich E. E. sage, dass man sich seit Ihrer Abreise in m einem Be­
kanntenkreise, der wenigst ens im Staatsrath und gelegent lich b ei H of­
fest en nicht ganz klein erscheint, v on vielen Seiten auf das Thcil­
n chmcndst e n ach Ihnen erkundigt hat, so kann Ihnen dies nur als ein 
neu er Beweis gelten , dass die Zahl Ihrer hiesigen Freunde und Verehrer 

1
) S. oben S. 495, An m. 1k 

32 
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nicht geringer ist, als ehemals. Allerdings war Ihr letzter Aufenthalt 
unruhig und ermüdend. Dies rührte von äussern Ursachen her, besonders 
von Ihrer Wohnung; von der Kürze der Zeit , da man sich ja wohl zu Ihnen 
drängen musste ; von Ihren amtlichen Geschäften. I ch mögt e Sie hievon 
recht überzeugt sehen , um Sie für den Winter zu gewinnen und mir 
d en Dank vieler zu verdienen, auch meinen eignen. Mit der Gelehr­
samkeit und Kunst, die doch nun einmal, wie sehr Sie a uch spotten 
und abweisen, zu Ihren Lebenselementen gehören, sind Sie ohnehin nur 
wenig in Berührung gekommen. 
Wie es die H ofleute mit dem Lesen halten , nach Wahl und Umfang, 
weiss ich nicht. Von einigen habe ich wohl gehört, dass die Schriften 
der H erren v. Haller, Pfeilschifter 1), Adam Müller und ähnliche bei 
ihnen in besonderem Credit stehen. Die Beamtenwelt hat zum Lesen 
kaum Zeit übrig. Hierin müssen E. E. mir schon erlauben , meine eigne 
Erfahrung geltend zu machen. Niemand ist weniger a ls ich den 
Gesellschaften oder öffentlichen Vergnügungen nachgegangen, und doch 
wäre es mir in den ersten einigen und dreissiger Jahren meines Dienst· 
lehens, etwa bis noch 1822, kaum möglich gewesen , ein grösseres Werk 
ordentlich durchzuarbeiten. Wenn ich abends 9 Uhr die Schreiberei 
ermüdet bei Seite schob, war ich froh, mich durch ein paar Zeitungen 
und kritische Blätter mit der politischen Welt und einigen Zweigen der 
Literatur in einiger Bekanntschaft zu erhalten. Seit dem habe ich zwar 
mehr Zeit , aber ich correspondire doch viel, man fordert mir bald da, bald 
dort, auch von auswärts, Gutachten ab - so hat mich eins für Magde­
burg gest ern ahend bis 11 Uhr festgehalten, und heute halb 5 Uhr mor· 
gens habe ich mich wieder daran gesetzt; auch in die leidige Schrift· 
stellerei treibt man mich hinein; die Kinder beschäftigen und stören 
gleichfalls; was aber die Hauptsache ist, so hin ich alt und träge. Ge­
lesen wird bei dem allen doch auch von den Bea mten mehr und weniger; 
nur hat j eder ungestört seine Lieblingsfächer, die nicht immerdie Ihrigen 
sind. E. E. sehen , dass ich die Worte nicht spare, um die Flecken zu ver· 
wischen, die Sie an dem hiesigen Leben gefunden haben. In Beziehung 
auf die auswärtige Litera tur ist der hiesige Buchhandel sehr schwach 
und z.B. mit Frankfurt gar nicht zu vergleichen. Dies erfahre ich selbst 
zum Verdruss bei meinen eigenen wenigen Bedürfnissen. Die n ächste 
Schuld liegt am Publikum, welches zu wenig begehrt. 
Ueber E. E. längeren Aufenthalt in Weimar ist man dort gewiss sehr 
erfreut gewesen. Die Verlängerung selbst beweist es. Aber ich kann die 
Früchte nur dankbar rühmen. Das Symbol der Wachsamkeit 2) hat 

1) Johann Baptist von Pfeilschiftcr, Schriftsteller und J ournalist, Mitarbeiter des Oppo· 
8it ionsblattcs, der Allgemeinen Zeitung, des Katholiken. Begründet 1822 die in Frankfurt 
erscheinende katholisch-konservative Zeitung „ Der Staat smann", spilter zusammen mit 
Adam Müller den „Literatur- und Kirchenkorrespondenten". 
2) Kunth hatte durch Steins Vermittlung den Fulkenorden erhalten. 
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sich in diesen Tagen auf meine Brust herabgelassen und mir sonst 
noch manches Freundliche mitgebracht, sowohl von dort , als besonders 
in der h erzlichen Theilnahme meiner beiden hiesigen geistigen Söhne 1) • •• 

Ich lege einen Auszug eines Berichts des Landrath v. Ziethcn im 
Ruppinischen Kreise bei, den ich mir gelegentlich zurückerbitte. Wie 
viel au ch bei unserer agrarischen Gesetzgebung seit 1811 und zwar eben 
in Ihrer Ansicht , von welcher ich nur wünsche, dass sie die allgemeine 
werde, zu erinnern sein mag, so hat doch das Princip der persönlichen 
Freiheit uncl des Eigenthums schon jetzt sehr gute Folgen für die Cultur 
gehabt. Das wird von allen Seiten vielfältig bezeug t , und man würde 
noch mehr davon im Einzelnen wissen , wenn es mehr Landrät h e gäbe 
wie H err v. Zicthen. Ich denke, wenn schon der k leine Grundbe ·i t z 
mitunter mehr geschmälert sein mag, als zu wünschen wäre, so wird er 
sich allmälig da durch wieder vergrössern, dass die E igenthümer die 
Früchte ihres erhöhten Fleisses zu neuen Käufen verwenden , wobei ihnen 
in vielen Fällen das Interesse, das Bedürfniss der grossen vermuthlich 
willig genug ent gegenkommen wird . 

Sack an Stein 
St. A. 

Stettin, 1. Juni 1827 

E nttäuschte Iloffmmgcn anf ci 11cn B esuch Steins i1i Pommern aus Anlass seines 
A ufenthalts in B erlin. Die Fortschritte der La11deskul11Lr in Pommern, i11 sbeso11derc 
<ler A usba1t des Hafens von S wincmünde. Die Gesellschaft für Pommer' sehe Geschichte 
und Altcrtumsk1mdc. Stein zum B eitritt eingeladen. 

E. E . neulicher Anwesenheit in Berlin glaubte ich mit Gewissheit einen 
Ausflug nach P ommern verdanken zu können , um unter an dern Werken 
und Bestrebungen , in welchen Pommerns Bewohner zu ihrer Ehre und 
meiner Freude ras tlos fortschreiten , das im Jahre 1805 gemeinschafllich 
mit Ihnen berathen c und im wesentlich en n ach dem dam als beschlossenen 
P lane bis auf den Bau des Leu chtLhurms b eendigte grosse Nat ional­
werk, den Hafenbau von Swinemündc, mit 16- 18 Fuss Tiefe , s tat t 
sonst 6- 8 Fuss, und die durch einen Englischen Da mpfbagger und ein 
hier erbautes und sehr zweckmässig eingerichtet es Dampfschiff zum 
Reisen und Waaren-Transport und zum Boxiren der Seeschiffe ver­
besserte u nd gesicherte Fahrt zwischen hier und Swinemünde, in Augen ­
schein nehmen zu können ' ). 
Bei dieser Gelegenheit hoffte ich , Ihnen , dem Beförderer alles Guten und 
auf Menschenwohl u nd Nationalbildung Abzweckenden , noch so manch e 
in Ihrem mir so lange bekannten h errlich en Sinne gedachte und ins 
Lehen gebrachte Stiftung, so manches Institut zu zeigen , Sie mit mehreren 
während meines amtlichen Lehens in Pommern ent standenen öffentlich en 

1
) Die Brüder Humboldt. 

2
) S. Wehrmann, Geschichte von Pommern. II. S. 290 f. 

32* 
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Anstalten örtlich bekannt zu machen und in die Vereine und Gesell­
schaften , wodurch sie entstanden sind, einzuführen. 
Dem hat indess nicht so sein sollen, und ich muss diese mir sehr lieh 
gewordene Idee einem meinen Wünschen günstigern Genius vertrauend 
übergehen; da ich meinen Schwager, den H errn Professor Sethe 1) in 
Berlin, ersucht hatte, Sie mit diesem h erzlichen und freundschaftlichen 
Wunsch e bek annt zu machen und mündlich die Gründe zu eröffnen, 
weshalb ich auf Ihre gütige Einladung, dahin zu kommen , mich j etzt 
nicht habe entschlicssen können. 
Dennoch kann ich nicht umhin, Sie schon jetzt schriftlich mit einem 
Vereine b ekannt zu machen, der , am Gedächtnisstage des Pommer'schen 
Apost els, Bischofs Otto von Bamberg, den 15ten Juny 1824 gestiftet, 
mit Glück ins Leben getret en ist. E s ist dies die Gesellschaft für Pommer' -
seh e Geschichts- und Alterthumskunde. 
Bekannt damit, welch reges Interesse E. E . auch den Zwecken solcher 
Vereine jederzeit gewidmet und wie ein thätiger Beförderer derselben 
Sie waren und noch in meinem liehen nächsten Vaterlande sind - das 
allerdings vermöge seiner älteren Cultur und Verhältnisse dazu mehr 
Material als das dem rauhen Lande der Sarmaten nahe Pommern dar­
biet et, - , erlaube ich mir, Ihnen anliegend ein Exemplar des j etzt im 
Druck erschienenen ersten Jahresberichts ganz ergebenst zu übersenden, 
mit dem Wunsche, dass dessen Inhalt Ihnen die Ueberzeu gung gewähren 
möge, dass für den in den darin abgedruckten Statuten ausgesprochenen 
Zweck um so mehr alles mögliche nicht ohne Erfolg geschehen ist , als 
Pommern bekanntlich nur wenige Schätze des Alterthums darbietet 
und seine im heiligen Dunkel verhüllte Urgeschichte erst nach und nach, 
wenn auch nicht mit dem Sch eine der alles durchdringenden Sonne, 
doch - ich hoffe es zu Gott - mit einem kräftigen Nordlichte enthüllt 
und erleu chtet zu werden vermag. 
Möchte es mir gelingen , den in mir und allen Mitgliedern der Gesell· 
schaft lebenden Wunsch, E. E. als Theilnehmer unserer Bestrebungen 
begrüsscn zu können, verwirklicht zu sehen. Dies würde mir und der Ge­
sellsch aft eine überaus grosse Freude gewähren 2) l 
1 ) Vgl. Bd. V. S. 324, Anm. 5. - Sethe war damals Präsident des rheinischen Revisions· 
und Cassationshofs in Berlin und zugleich Mitglied des Staatsrats (Abteilung für Justiz­
Angclegcnhei ten) . 
~) Stein trat, Sacks Wunsch entsprechend, der Gcscllsclrnft bei. 
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Stein an Witzleben Nassau, 1. Juni 1827 
Noch Pcrlz, Stein VI. S. 415 f. 

Nacltdrüclcliclw Verwendung fiir Arndt. 

E. H . überreiche ich zur g. weiteren Beförderung eine Vorstellung des 
Professors Arndt zu Bonn an de Königs Maj. 1) wegen Beybeh altung 
seiner bish erigen Lehrst elle und E rhaltung seines bey Bonn gelegenen 
Eigenthums. 
Nehmen sich E. H. dieses braven und seit 8 Jahren durch Miss trauen 
und Dummheit bedrängten Mannes an; er bewährte sein Gott, dem König 
und dem Vat erlande treu ergebenes Gemüth durch Wort, That und Auf­
opfe rung zu einer Zeit, als manch er j etzt Einflu s habende zitterte oder 
kriechend hinlcbte, seine Schriften h aben auf den Geist sich aufopfe rnder 
Vaterlandsliebe, der sich in den Jahren der Fremdherrschaft im Preu ssi­
schen Staat so grossartig aussprach , belebend und stärkend gewürkt; 
gerieth dieser Geist bey jugendlichen Gemüthern auf Irrwege, so trifft ein 
grosser Theil der Verantwortlichkeit die, so nach ihrer Stellung in der 
Hierarchie des Staats b erufen waren, diesen Geist zu leiten , und auch 
andere, die mit Hinterlist die unbesonnene Jugend umgarnten und ihr 
Fallen stellten . 
Die obersten Behörden erklären Arndt für schuldloo s - und man b e­
straft ihn durch Entehrung, denn dies ist Entziehung seines Amtes, 
und durch Beeinträchtigung seines Vermögen s. War überhaupt die 
ganze Untersu chung nicht Ungerechtigkeit, denn Arndts Schriften er­
schienen zu einer Zeit , wo er weder Preu ssischer Untert h an , noch Unter· 
than war, war sie nicht in Widerspruch mit seiner Anstellung als Pro­
fessor? Sie e rschienen alle vor ihrer Zeit. 
Ich vertraue auf E. H. Bemühungen , die einfach e Wahrheit zur Kennt­
niss S. M. des Königs zu bringen , dessen reiner, frommer , edler Sinn in 
einer Art entscheiden wird, der den Abend des Leben s des treuen red· 
liehen Arndt gegen Kummer und Entbehrung sichern wird. 
Und was soll m an über die Gesinnungen der Einfluss habenden Per­
sohnen sagen , wenn in Maynz ein H err v . Hörmann 2), ein Tyroler , der 
sein Vaterland verrieth, der in der Montgelas ' seh en Zeit in seiner „ Ale­
mannia' den Preu ssischen Staat höhnte, an der Spitze der Unter­
suchungs Commission st eht, während der brave, treu e, kräftige, geist­
volle Arndt verunglimpft an Ehre, beeint rächt igt an Vermögen wird 
und jener Elende unter seinen Richtern und Inqui itoren sit zt . 

1) Vom 31. Mai 1827. Die Vorstellung ist iu Na ssau verfasst , wo Arndt Stein besuchte. 
Vgl. Mcisner u. Gcerds, E . M. Aru<lt, S. 291. Dort auch der Bescheid des Königs vom 
21. Dezember 1828 (!). 
2

) S. oben S. 396. 
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Stein an Gagern Nassau, 2 . Juni 1827 
Gngcrn'schcs Archiv. Schloss Neuenbürg 

Verlobung Thereses vom Stein mit dem Grafen Kielmansegg. 

E. E. Besuch war eine Erscheinung, die wegen ihrer kurzen Dauer nur 
ein gewisses unbehagliches Gefühl zurücklässt - daher giebt Frau v. 
Sevigne den langweiligen Menschen den Vorzug, weil man sich äusserst 
wohl befindet nach ihrer Entfernung. - Ihnen fehlt aber diese gute 
Eigen schaft. 
Therese hat sich für den ältest en Sohn des Oberstallmeist er Kielmansegg l) 
entschieden, es ist ein liebenswürdiger, gebildeter, tüchtiger, junger 
Mann, - er focht ao. 1815 bey Waterloo , studirte nachher in Berlin, 
begleitet e seinen Onkel G. Wallmoden 1820, 1821 nach Neapel und 
Sicilien 2) , den General Dörnberg ao. 1825, 1826 nach Russland 3) und 
ist jetzt Adjutant des H erzogs von Cambridge 4) - ich empfehle ihn 
Ihrem Wohlwollen. Dieses alles lässt eine glückliche Ehe erwarten ... 
Nachschrift. foh hoffe, Sie setzen die Contrast e des Christ enthums und 
des Mahomet anismus und ihre Würkungen auf Menschen Veredlung und 
Menschen Glück recht scharf und einleuchtend auseinander . 

Arndt an Stein 
St. A. 

Glückwu11sch zur Verlobung seiner T ochter Therese. 

Bonn, 5. Juni 1827 

In meinem H erzen ist diesmal eine besonders freundliche Erinnerung 
von Nassau geblieben . Möge dies ein glückliches Zeichen seyn für alle 
unsre Wünsche für das Bevorst ehende ! E s ist mir, als werde Ihre liebe 
Jüngst e den Abend Ihres Lebens noch mit sonderlicher Freude ver· 
golden und als werde Gott gnädig wahr machen , was nach allen äusseren 
Scheinen so schön in Hoffnung st eht: denn auch ihr Künft iger ist ein 
gescheidter und liebenswürdiger junger Mann. So sage ich denn fröhlich 
Amen. 

1) S. oben S. 361, Anm. 1. 2) S. oben S. 15, Anm. 1. 
3 ) Dörnberg war nach den Befreiungskriegen, die er als russischer General mitgemach t 
hatte, in h annoversche Dienste getreten und zu der von Stein erwähnten Zeit als 
ausserordentlicher Gesandter nach Petersburg gesandt worden. 
')Adolf F rieclr„ H erzog von Cambridge (1774- 1850), der jüngste Sohn K önig Georgs Ill. 
Er h atte in Göttingen studiert, kommandierte im Feldzug von 1793 ein hannöversches 
Garderegiment, übernahm nach der Auflösung der hannöverschen Armee 1803 das Kom­
mando der englisch-deutschen Legion, die er j edoch nich t im Felde führte. 181 3 wurde 
er von seinem Bruder, dem damaligen Prinzregenten, nachmaligen K önig Georg IV. 
zum Generalstatthalter von Hannover ernannt. Beim Regierungsantritt Wilhelms IV. 
1831) wurde er Vizekönig von H annover. Er regierte dort bis zur Auflösung der Personal­
union mit England beim Tod Wilhelms IV. und dem Regierungsantritt der Königin Vic· 
toria im J nhr 1837. Ihm folgte als König von Hannover sein älterer Bruder Ernst August, 
Herzog von Cumberland. 




